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STADT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER

Einladung
zur 4. Sitzung

des Ausschusses flur Stadtentwicklung
am 30.09.2014
um 17:00 Uhr im Ratssaal

Tagesordnung

Einwohnerfragestunde
Feststellung der Sitzungsniederschrift vom 26.08.2014

Bebauungsplanverfahren EL 16/2 - Neustadt / Sud -;
hier: 1) Bericht tiber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der
Behorden nach 88 3 und 4 BauGB
2) Satzungsbeschluss

OPNV-Konzept; hier: Evaluierung

10. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. EL K/3 -
Luitgardisstral3e -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 (1) BauGB

Bebauungsplanverfahren E 18/9 - neu — Rheinpromenade /
Steinstralle -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 (1) BauGB

Bebauungsplanverfahren "Vergnigungsstattenausschluss
Steinstral3e";
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 (1) BauGB

Bebauungsplanverfahren H 14/5 - Heuweg - ;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 (1) BauGB

Bebauungsplanverfahren EL 11/1 - Bergstral3e / Stdost -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 (1) BauGB
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8. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. P 3/1 -
Raiffeisenstrafe / Nord -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3
Abs. 2 BauGB und der Behdrden gemali § 4 Abs. 2
BauGB

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 - Budberger Stral3e -
(Teil 2);
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit und der
Behorden

Errichtung eines Windschutzes Rheinpromenade 15, Restaurant
"Rheinblick"

Uberprufung gebiihrenpflichtiges Parken in Emmerich am Rhein;

hier: Antrag Nr. VI/2014 der BGE-Ratsfraktion Emmerich am
Rhein

Aufhebung der Sperrung der SchmidtstralRe fiir den

landwirtschaftlichen Verkehr;

hier: Eingabe Nr. 11/2014 vom SPD-Distrikt Elten

Verbesserung der Verkehrssituation in Dornick;
hier: Eingabe Nr. 18/2014 von Dornicker Birgern

Mitteilungen und Anfragen

Einwohnerfragestunde

46446 Emmerich am Rhein, den 18. September 2014

Albert Jansen
Vorsitzender
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Verwaltungsvorlage offentlich 12.08.2014

Betreff

Bebauungsplanverfahren EL 16/2 - Neustadt / Sud -;
hier: 1) Bericht Uber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behorden nach 88 3 und 4

BauGB
2) Satzungsbeschluss
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Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0085/2014 12.08.2014

Betreff

Bebauungsplanverfahren EL 16/2 - Neustadt / Sud -;
hier: 1) Bericht Uber die Beteiligungen der Offentlichkeit und der Behdrden nach 88 3 und 4

BauGB

2) Satzungsbeschluss

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014
Haupt- und Finanzausschuss 21.10.2014
Rat 04.11.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

11

1.2

1.3

1.4

15

1.6

Der Rat beschlief3t, dass die Anregung bzgl. der Anordnung von Stellplatzen vor dem
geplanten Gebaude Neustadt 51 mit den Ausfiihrungen der Verwaltung abgewogen
wird.

Der Rat beschlief3t, dass die Bedenken hinsichtlich einer zusatzlichen tberméaRigen
Belastung der bestehenden Verkehrssituation in der Neustadt mit den Ausfiihrungen
der Verwaltung abgewogen sind.

Der Rat stellt fest, dass die Anwohner nicht zu Beitragen fiir eine etwaige Erweiterung
der Kanalisation infolge der Planaufstellung herangezogen werden kénnen.

Der Rat stellt fest, dass mit der absehbaren Umgestaltung der Bushaltestelle infolge
ihres Sanierungsbedarfes die Frage der Beibehaltung der Bushaltestelle an ihrer
heutigen Stelle geldst wird und dass planungsrechtliche Festsetzungen hierzu nicht
erforderlich sind.

Der Rat beschlief3t, dass die Bedenken gegen die Ermdglichung einer
Mehrfamilienhausbebauung auf dem Grundstiick Neustadt 51 mit den Ausfihrungen
der Verwaltung abgewogen sind.

Der Rat beschlief3t, dass der Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes mit
der Ubernahme eines Hinweises in den Bebauungsplan gefolgt wird.
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1.7

1.8

1.9

1.10

1.11

1.12

Zu 2)

Der Rat stellt fest, dass hinsichtlich des festgesetzten Erhaltungsgebotes fiir die
Einzelbdume der halt der Alleestruktur im Vordergrund steht und dass fir den Fall der
Feststellung der Abgangigkeit im Krankheitsfall die ansonsten in Entscheidungen
nach den Bestimmungen der Baumschutzsatzung anzuwendenden
Beurteilungsmalistabe anzusetzen sind.

Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass die im Rahmen der Offenlage vorgetragenen
Bedenken zur Durchflihrung eines forstwirtschaftlichen Waldrandumbaues mit der
Mafnahmensicherung durch den stadtebaulichen Vertrag unter Punkt 2 ausgeraumt
sind.

Der Rat beschlief3t, dass die Anregungen der Forstbehdrde bzgl. einer Waldsaum-
umwaldung zur Minimierung des Schadenrisikos aufgrund von Windbruch und
umstirzender Baume mit der Abfassung des stadtebaulichen Vertrages unter Punkt 2
abgewogen sind.

Der Rat der stellt fest, dass den Anregungen aus der Stellungnahme der Unteren
Landschaftsbehdrde im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens
gefolgt wird.

Der Rat stellt fest, dass die Belange der Telekom hinsichtlich der in der 6ffentlichen
Verkehrsflache verlegten Telekommunikationsleitungen durch die Festsetzungen des
Bebauungsplanes nicht beeintrachtigt werden.

Der Rat beschliel3t, dass der Anregung der Stadtwerke durch eine Ergénzung der
Begrindung mit dem Hinweis auf die zusatzlich geplante Stromleitungsverlegung
gefolgt wird.

Der Rat beschliel3t den vorliegenden Vertragsentwurf als stadtebaulichen Vertrag gemar 8
11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt / Stid-.

Zu 3)

Der Rat beschliel3t den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. EL 16/2 -Neustadt / Stid- mit
Begrindung gemaf 8§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung.
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Sachdarstellung :

Zu 1) OFFENTLICHKEITS- UND BEHORDENBETEILIGUNGEN

Die offentliche Auslegung des Entwurfes zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt / Sud-
nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie die parallel laufende Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2
BauGB wurden in der Zeit vom 14. Juli 2014 bis 13. August 2014 einschlief3lich
durchgefihrt. Hierbei wurden die nachfolgenden Anregungen und Bedenken vorgetragen,
Uber die der Rat eine abschlieBende Entscheidung unter Abwagung der 6ffentlichen und
privaten Interessen gegeneinander zu treffen hat. In diesen Abwagungsvorgang sind ferner
auch die in den friihzeitigen Beteiligungen nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB
abgegebenen Stellungnahmen, Uber die vom Fachausschuss in dem vorbereitenden
Beschluss zur Offenlage am 29.04.2014 beraten und ein Beschluss hinsichtlich
Berticksichtigung oder Verwerfung im weiteren Verfahren gefasst worden sind, einzustellen.

Die eingegangenen Stellungnahmen aus den Beteiligungen der Offentlichkeit sowie der
Behorden sind der beigefugten Niederschrift zur frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach
§ 3 Abs. 1 BauGB sowie den schriftlichen Stellungnahmen der Biirger und Behdrden zu
entnehmen. Zur Beratung und Beschlussfassung werden die Einzelaspekte im Folgenden
zusammengefasst behandelt. Sie sind in den beiliegenden Stellungnahmen mit
Bezifferungen versehen, die auf die entsprechenden Ausfihrungen der Verwaltung und die
Beschlussempfehlungen dieser Vorlage hinweisen.

| Ergebnisse der frithzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung
nach 8§ 3 Abs. 1 BauGB

1.1  Anordnung von Stellplatzflachen vor dem geplanten Gebaude Neustadt 51

In der Burgerversammlung wurde die Anregung gegeben, den geplanten Baukoérper des
Vorhabens Neustadt 51 in das Grundstiick hinein zu verlegen, um vor dem Haus an der
StralRe Stellplatzflachen zu ermdglichen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Verwaltungsseitig wird empfohlen, dieser Anregung nicht durch eine entsprechende
Anderung des Planentwurfes zu folgen. Die Ziele der Denkmalbereichssatzung und der fiir
Teilbereiche hiervon erlassenen Gestaltungssatzung bezwecken den Erhalt des
Erscheinungsbildes der Bebauung in Proportion, Form und Verdichtung entlang der
historischen Strafl3enziige. In der Neustadt herrscht im Wesentlichen eine kompakte
Stral3enrandbebauung vor. Hier wiirde ein Zuriickriicken des grof3en Baukorpers den Zielen
der Denkmalbereichssatzung zuwider laufen.

In der umfangreichen Abstimmung des Bauentwurfes mit der Denkmalbehérde war
insbesondere auch die Gebaudestellung ein wichtiges Thema. Tats&chlich war die
Verlegung des Baukdrpers in das Grundstiick hinein, wie es auch bei der vorhergehenden
Bebauung der Fall war, urspringlich Wunsch des Bautragers. In Anpassung an die Belange
des Denkmalschutzes wurde letztlich die mit dem Bebauungsplanentwurf vorgepréagte
Stellung des Baukdorpers zur Ergénzung der Stral3enfrontlinie akzeptiert.
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1.2 Bedenken gegen die Verkehrs- und Parksituation in der Neustadt

In der Burgerversammlung sowie im Nachgang wurden von diversen Personen Bedenken
gegen eine Zunahme des Verkehrs in der Neustadt sowie die Verscharfung der Parksituation
durch die zukiinftigen Bewohner des Vorhabens Neustadt 51 vorgetragen.

Seitens der Anwohner wird darauf hingewiesen, dass in der Neustadt beengte
Verkehrsverhaltnisse herrschen, die u.a. infolge der Verlagerung des Schwerverkehrs nach
der Sperrung der SchmidtstraRe und sowie durch die gegenwartige Situation des ruhenden
Verkehrs in der StralRe den Verkehrsfluss nicht mehr gewéhrleisten. Insbesondere fiir die
Durchfahrt von Linienbussen und Feuerwehrfahrzeugen im Rettungseinsatz komme es durch
parkende Fahrzeuge zu Schwierigkeiten.

Stellungnahme der Verwaltung:

Der StraBenraum der Neustadt ist gepragt durch eine nahezu geradlinige Trassenfiihrung.
Die Fahrbahnbreite von tber 6 m ermdglicht einen Zweirichtungsverkehr. Fur den Fall, dass
ein Parken am StraRenrand grundsatzlich ausgeschlossen ware, ergébe sich flir den
Verkehrsteilnehmer der Freiraum einer breiten Straf3e, der zum Schnellfahren verfihren
wirde. Im betroffenen zentralen Siedlungsbereich des Ortsteiles Elten ist jedoch eine
Tempo-30-Zone eingerichtet. Hier kdnnen insbesondere parkende Autos im Stral3enraum in
wechselseitiger Aufstellung zu einer Temporeduzierung auf die zulassige Geschwindigkeit
beitragen.

Die Verwaltung hat keine Kenntnis von aktuellen Verkehrsbehinderungen in der Neustadt fiir
Busse oder Feuerwehreinsatzfahrzeuge. Sofern es fur diese Fahrzeuge in der
Vergangenheit zu den beschriebenen Zustanden einer erheblichen Behinderung durch
parkende Autos am Stral3enrand gekommen ware, ware eine entsprechende Ruckmeldung
erfolgt. Insbesondere die Feuerwehr hat an anderen Engstellen in Elten auf diese Weise den
Erlass entsprechender Parkverbote initiiert. Aus diesen Erfahrungswerten kann der
vermittelte Eindruck der Anlieger desolater Verkehrsverhaltnisse verwaltungsseitig nicht
geteilt werden. Dies wird auch dann nicht eintreten, wenn die unter Punkt 1.4 beschriebene
Umgestaltung des Haltestellenbereiches durchgefiihrt worden ist.

Fur das Neubauvorhaben Neustadt 51 werden planungsrechtlich Stellplatzflachen im
bauordnungsrechtlich notwendigen Umfang bereit gestellt. Die Sicherung der Realisierung
dieser Stellplatze ist Teil des nachfolgenden Baugenehmigungsverfahrens. Insofern wird
davon ausgegangen, dass sich die Inanspruchnahme von Parkmdglichkeiten im
Strallenraum der Neustadt durch die zuklnftigen Bewohner des Neubauvorhabens nicht
signifikant erhéhen wird.

1.3  Heranziehung zu Ausbaukosten fir eine Kanalerweiterung in der Neustadt

Es werden die Aufnahmekapazitat der vorhandenen Kanalisation in der Neustadt fur den
Anschluss zuséatzlicher Wohneinheiten in Frage gestellt und Bedenken gegen eine
Heranziehung der Anwohner zu Kosten fir eine bei Realisierung des Bebauungsplanes
etwaig erforderliche Kanalerweiterung vorgetragen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Mit der Erhebung von Kanalanschlussgebtihren fur die angeschlossenen Grundstiicke ist der
Beitrag der Eigentimer zu den Infrastrukturkosten der Kanalisation abgegolten. Daher
kénnen die Anlieger im Falle einer Kanalerweiterung in ihrer Straf3e nicht erneut zu
entsprechenden Beitragen herangezogen werden. Allerdings werden Kanalausbaukosten,
soweit sie nicht Uber Kanalanschlussbeitrage gedeckt sind, Uber die Abwassergebihren auf
alle Nutzer des Kanalsystems, also auch auf die betroffenen Anlieger umgelegt.
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Fur die Einleitung des Schmutzwassers der zusatzlichen Wohneinheiten im Plangebiet in die
Kanalisation in der Neustadt ist das Kanalsystem nach Auskunft der Technischen Werke
Emmerich ausreichend dimensioniert. Das Niederschlagswasser ist auf eigenem Grundstiick
zu verbringen. Dies gilt insbesondere fiir das geplanten Neubauvorhaben Neustadt 51, so
dass die bei der dortigen Grundstiickversiegelung abzuleitenden Niederschlagswasser nicht
der Kanalisation zugeleitet werden und dort einen etwaigen Erweiterungsbedarf
verursachen.

1.4  Veranderung der Bushaltestelle vor dem Grundstiick Neustadt 51

In der Burgerversammlung wurde nachgefragt, ob die Bushaltestelle vor dem Grundstiick
Neustadt 51 nach Realisierung der Planung unveréandert erhalten bleibe.

Stellungnahme der Verwaltung:

Derzeit ist diese Haltestelle in Form einer Ausbuchtung des StralRenkdrpers ausgestaltet, in
die die Busse beim Haltevorgang ausscheren. Da die betreffende Pflasterflache Mangel
aufweist, steht in absehbarer Zeit eine Uberarbeitung dieses Haltepunktes an. Hierbei wird
auf die nicht mehr zeitgemafe Ausbuchtung verzichtet werden zugunsten eines dem
Fahrbahnverlauf folgenden Haltesteiges mit einer erhdhten Aufkantung zur Erleichterung des
Ein- und Ausstieges. Auf der bei einer solchen MalRnahme nicht mehr bendtigten Flache der
jetzigen Haltebucht ergibt sich der Raum fir einen neuen Standort des Wartehauschens,
welches derzeit an der Straengrenze 6stlich des Grundstlickes Neustadt 53 direkt neben
der zukinftigen Stellplatzzufahrt des neuen Mehrfamilienhauses angeordnet ist. Ein solcher
neuer Standort wiirde die bisherige abseits gelegene Anordnung des Wartehduschens
verbessern und auch evtl. Sicherheitsbedenken in Bezug auf den zukinftigen unmittelbar
neben dem bestehenden Wartehaus entstehenden Fahrverkehr aus dem Stellplatzbereich
des neuen Mehrfamilienhauses erledigen.

Die Umgestaltung des Haltepunktes wird sich innerhalb der als 6ffentlicher Verkehrsraum
festgesetzten Flache der Neustadt vollziehen. Da die Aufteilung des Verkehrsraums nicht
Gegenstand der planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes ist, trifft der
Bebauung zu dieser Malnahme keine Festsetzungen.

1.5 Bedenken gegen die geplante Mehrfamilienhausbebauung auf dem Grundstiick
Neustadt 51

Es werden Bedenken dagegen erhoben, dass sich das geplante Mehrfamilienhaus-
neubauvorhaben Neustadt 51 nicht in die umgebende Einfamilienhausstruktur in der
Neustadt einfligt.

Stellungnahme der Verwaltung:

Der Petent tragt zu Recht vor, dass die Bebauungsstruktur in der Neustadt vorwiegend
kleinteilige Grundstiicke mit geringen Stral3enbreiten aufweist. Der Erhaltung dieser Struktur
tragt auch die Gestaltungssatzung fir den Denkmalbereich Elten Rechnung.

Fur das beabsichtigte Neubauvorhaben Neustadt 51 hat es umfangreiche Abstimmungen der
Positionierung des Baukdrpers und seiner ul3eren Gestaltung mit der Verwaltung und der
Denkmalbehérde gegeben. Insbesondere der Eindruck einer Aneinanderreihung kleinerer
Einzelbaukdrper anstelle eines grofRen einheitlich gestalteten Blockes war hierbei ein
besonderes Anliegen. Der Bauentwurf des Investors ist den wesentlichen Forderungen bzgl.
der Anpassung der Gebaudehthe und der Traufhthe an die Gegebenheiten der ndheren
Umgebung gefolgt. Die Kleinteiligkeit der Nachbarbebauung spiegelt sich der
Fassadengliederung mit unterschiedlichen Materialien und in Verspriingen der
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Dachlandschaft wider. Dieser Zielsetzung dient auch die Anlage zweier der Hauptfassade
vorgesetzter Uber zwei Geschossebenen fihrender Nebenraumtrakte, die ein zusatzliches
Gliederungselement in der Gesamtfassade darstellen. Insofern wird die Errichtung eines
Wohnblockes, der im Vergleich zu der Umgebungsbebauung den Eindruck einer erheblichen
Massivitat vermittelt, nicht zustande kommen, bzw. wesentlich gemildert. Aus Sicht des
Denkmalschutzes stellt die Gestaltung des Vorhabens einen annehmbaren Kompromiss mit
den Forderungen der Denkmalbereichssatzung dar, die im Ubrigen nicht soweit geht, dass
historisierende Bauformen gefordert werden kénnen.

Im Bereich der Neustadt sind zwar Uberwiegend, aber nicht ausschlief3lich Einfamilienhauser
vorhanden. Es gibt hier durchaus Gebaude mit mehreren Wohneinheiten, die aber die
Anzahl der geplanten Wohneinheiten im Neubauvorhaben Neustadt 51 nicht erreichen. Eine
planungsrechtliche Steuerung in Richtung Einfamilienhausbebauung wére im
Bebauungsplan nur durch die Beschrankung der Anzahl der Wohneinheiten pro Gebaude zu
ermoglichen. Hier bedeutet die Beschrankung auf nur eine Wohneinheit pro Gebaude nach
eingangiger Rechtsprechung einen unzulassigen Eingriff in das Eigentumsrecht. Es muss
den Eigentimern mindestens die Moglichkeit einer zusétzlichen Wohneinheit in Form einer
Einliegerwohnung eingerdumt werden. Daher ist planungsrechtlich allenfalls eine
Beschrankung auf 2 Wohneinheiten pro Gebaude maglich.

Die nach Abriss des vormaligen Einfamilienhauses auf dem betroffenen Grundsttick
entstandene Bauliicke umfasst ca. 60 m StraRenbreite, wovon etwa 50 m unter
Bertlcksichtigung erforderlicher Abstande zur Nachbarbebauung und zur geschiitzten Allee
bebaubar wéaren. Ein solcher Zuschnitt ermoglicht bei einer geschlossenen
Reihenhausbebauung die Errichtung von etwa 8 Einzelgebauden. Unterstellt, dass hierin bei
einer ortsliblichen zweigeschossigen Bauweise nur kleine Wohnungen zur Abdeckung des
zunehmenden Bedarfes an Singlewohnungen eingerichtet wirden, kdnnten bei zwei
Wohneinheiten pro Reihenhaus immerhin auch 16 Wohneinheiten auf dem betroffenen
Grundsttick unterkommen. Von daher liberschreitet das geplante Vorhaben die bislang
bereits mogliche bauliche Nutzung des betroffenen Grundstlickes nicht in erheblichem
Male.

Den Bedenken gegen die Mehrfamilienhausbebauung ist das 6éffentliche Interesse an einer
Zurverfugungstellung barrierefreien Wohnraumes im Ortsteil Elten unter dem Aspekt eines
sparsamen Umganges mit Grund und Boden gegeniber zu stellen. Fir das geplante
Vorhaben ergibt sich im zentralen Siedlungsbereich von Elten derzeit kein adaquater freier
Standort. Die Planung verfolgt das Ziel einer maf3vollen Innenbereichsverdichtung, die aus
stadtebaulicher Sicht infolge der Anpassung an Art und Mal3 der baulichen Nutzung der
Umgebung in Verbindung mit den gestalterischen Aspekten zur Kaschierung der GréRRe des
Gesamtbaukorpers, unbedenklich ist.

1 Ergebnisse der frithzeitigen Behdrdenbeteiligung
nach 8 4 Abs. 1 BauGB

1.6 Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes, Schreiben vom
07.04.2014

Bei seiner Luftbildauswertung gelangt der Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) bei der
Bezirksregierung Dusseldorf nicht zu der Erkenntnis einer konkreten Ablagerung von
Kampfmitteln im Plangebiet, sondern dufRert aufgrund von vermehrten Kampfhandlungen im
betroffenen Bereich wahrend des Zweiten Weltkrieges einen allgemeinen diffusen Verdacht
auf Kampfmittelriickstande. Er empfiehlt daher, eine Uberpriifung der zu tberbauenden
Flache auf Kampfmittelriickstande durchfiihren zu lassen. Dartiber hinaus wird die
Empfehlungen zusatzlicher Sicherheitsdetektionen fur den Fall der Durchfiihrung von
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Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen (z.B. Rammarbeiten,
Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten etc.) gegeben.

Stellungnahme der Verwaltung:

Da nur eine diffuse Verdachtslage auf Kampfmittel besteht, kann dem abschliel3enden
Festsetzungskatalog des 8 9 BauGB entsprechend keine planungsrechtliche Festsetzung zu
dieser Thematik getroffen werden.

Die Uberpriifungen auf Kampfmittelriickstande werden i.d.R. im Zusammenhang mit den
Erdarbeiten bei Bauausfiihrung durchgefihrt. Daher wurde die Stellungnahme des KBD dem
Eigentimer der Flachen im Plangebiet, die einer erstmaligen Bebauung entgegen sehen, mit
der Bitte um weitere Veranlassung und Weitergabe an etwaige Rechtsnachfolger Ubergeben.
Dartiber hinaus werden alle Bauherren mit der Ubernahme eines entsprechenden Hinweises
in den Bebauungsplan auf mogliche Ablagerungen und die Handlungsempfehlungen des
KBD hingewiesen.

11 Ergebnisse der Offentlichkeitsbeteiliqgung (Offenlage)
nach 8 3 Abs. 2 BauGB

1.7 Stellungnahme bzgl. des Erhaltungsgebotes der Alleebdume

Die Eigentiimerin des in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogenen
Abschnittes der Allee zwischen Neustadt und dem Grundstiick Klosterstr. 26 weist darauf
hin, dass den betroffenen Baumen infolge von diversen Vorschadigungen teilweise nur noch
eine begrenzte Lebenszeit zuzumessen ist. Sie beflrchtet, dass die planungsrechtliche
Festsetzung eines Erhaltungsgebotes der Einzelbdume dazu fuhrt, dass unverhaltnismaRige
Mafnahmen zur Erhaltung jedes Baumes gefordert werden.

Stellungnahme der Verwaltung:

Einem Erhaltungsgebot im Bebauungsplan kénnen unterschiedliche Planungsabsichten
zugrunde liegen. Die gewéahlte Erhaltungsfestsetzung der betroffenen Baume in diesem
Bebauungsplan zielt im Prinzip auf die planungsrechtliche Sicherung der
Gesamtalleestruktur zwischen Neustadt und Klosterstral3e als historischer Gegebenheit ab.
Hierzu wird auch in der Denkmalbereichssatzung fur den Ortsteil Elten eine
Erhaltungsabsicht dargelegt. Insofern werden hinsichtlich des Erhaltes jedes einzelnen
Baumes einer solchen Allee sicherlich nicht die gleichen Mal3stabe angelegt wie im Fall
besonderes schitzenswerter Grol3gehoélze mit kulturhistorischer Bedeutung und Festsetzung
als Naturdenkmal.

Bei einer Abgangigkeit infolge Krankheit werden infolge der Bebauungsplanfestsetzung
sicherlich keine anderen Beurteilungskriterien als bei entsprechenden Entscheidungen allein
auf der Grundlage der Baumschutzsatzung zur Anwendung kommen. Eine
Unverhéaltnismafigkeit etwaig geforderter Sicherungsmafnahmen ist hierbei nicht zu
befiirchten. Zum Zwecke der Einhaltung des Alleecharakters wird sogar eher einem
Austausch von kranken Baumen zugestimmt werden, um die Gesamtstruktur auch fur die
Zukunft zu erhalten.

Da die betroffenen Baume z. T. unweit des geplanten Neubauvorhabens Neustadt 51
stehen, verpflichtet sich der Vorhabentrager zur Minimierung etwaiger Schadensrisiken
infolge von Windeinwirkungen, vor Beginn der Bauarbeiten SchnittmaRnahmen an den
Alleebdaumen durchfiihren zu lassen.
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Eine Verpflichtung zur Neupflanzung der gleichen Baumart im Falle eines Ersatzes wegen
Abgangigkeit wird durch den Bebauungsplan nicht festgesetzt. Uber Unvertraglichkeiten bei
der Neupflanzung von Linden auf alten Standorten dieser Baumart konnten im Rahmen der
Internetrecherche keine Erkenntnisse erzielt werden. Fiur den Vorgang der Baumfallung
bedarf es einer Genehmigung nach Baumfallung, bei der auch die Art der Neupflanzung
festzusetzen ist.

1.8  Stellungnahme bzgl. der Durchfihrung eines Waldrandumbaues

Die Eigentiimerin des sudlich an den Bebauungsplanbereich angrenzenden
Waldgrundstiickes erhob im Rahmen der Offenlage Bedenken gegen eine Inanspruchnahme
ihres auBerhalb des Bebauungsplanes liegenden Grundstiickes zu einer
Umgestaltungsmaflinahme ihres Waldbestandes.

Stellungnahme der Verwaltung:

Das sudlich an den Verfahrensbereich angrenzende Grundstick mit seinem umfangreichen
hohen Baumbestand gilt im forstrechtlichen Sinn als Wald. Im Zuge der Vorplanungen des
Bauvorhabens Neustadt 51 hat bereits im Juli 2012 ein Abstimmungstermin des Bautragers
mit der Forstbehorde stattgefunden um Lésungen zur Ausraumung etwaiger Bedenken aus
fachtechnischer Sicht der Forstwirtschaft aufzuzeigen. Da die Waldbaume nahe an die
nordliche Grundstlicksgrenze heranreichen, besteht fiir die geplante Bebauung auf der
Nachbarflache ein Schadensrisiko durch herabfallende Aste und umstiirzende Baume.

Seitens der Forstbehorde wurde die Empfehlung gegeben, den Waldrand vor Realisierung
der Bebauung so umzubauen, dass Gefahrdungen der zukinftigen Bebauung durch den
benachbarten Waldbestand minimiert werden. Dies kdnne in der Form einer teilweisen
Wegnahme der hohen, im Fall eines Umsturzes die Bebauung gefahrdenden Baume in
Verbindung mit einer neuen Waldsaumgestaltung durch die Anpflanzung mit Baumen und
Strauchern geringerer Hohe erreicht werden.

Seinerzeit war bei der Forstbehdrde der Eindruck entstanden, dass hinsichtlich der Baullicke
an der Neustadt und des angrenzenden Waldes Eigentiimeridentitat bestehe und die
Durchfuihrung der vorgeschlagenen MalRnahme insofern keine Probleme aufwerfe. Auch
gegenlber der Verwaltung war seitens des Vorhabenstragers im Planverfahren stets
vermittelt worden, dass Einvernehmen hinsichtlich der Durchfihrung der vorgeschlagenen
Mafnahme zur Umgestaltung des Waldsaumes bestehe. In der Entwurfsbegrindung wurde
daher die Durchfiihrung einer entsprechenden Malinahme angekiindigt, um ihre
Durchfihrung zum Satzungsbeschluss durch stadtebaulichen Vertrag zu sichern.

Dem entgegen stehend erklarte die Eigentiimerin im Rahmen der Offenlage, dass sie tUber
die beabsichtigte Inanspruchnahme ihres Waldbestandes bislang nicht in Kenntnis gesetzt
worden sei und hierzu auch kein Einverstandnis erklaren wolle. Daraufhin hat ein
nochmaliger Abstimmungstermin unter Einbeziehung der Forstbehdrde, der Eigentiimerin
sowie des Vorhabentragers Gber Mdglichkeiten einer weitgehenden Ausraumung von der
Fachbehdrde aufgeworfenen Risiken stattgefunden. In dessen Nachgang wurde von der
Forstbehérde eine MaRnahme zur Waldrandumgestaltung in Form der Féllung eines
besonders hohen Baumes sowie einer dreireihigen Ersatzpflanzung mit kleinwichsigen
Baumen und Strauchern entwickelt, zu deren Durchfiihrung zu Lasten des Vorhabentragers
die Eigentimerin letztlich ihre Zustimmung erteilt hat. Mit der Sicherung der Durchfuhrung
dieser MaRnahme durch stadtebaulichen Vertrag unter Punkt 2 dieser Vorlage sind die
Bedenken der Eigentiimerin ausgerdumt. (Siehe hierzu auch die Ausfihrungen unter Punkt
1.9)
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\Y Ergebnisse der Beh6érdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB

1.9  Stellungnahmen des Landesbetriebes Wald und Holz NRW vom 04.07.12 und
11.08.14

Im Rahmen der Vorabstimmung mit dem Vorhabentrager sowie im 6rtlichen
Abstimmungstermin aufgrund der Bedenken der Eigentiimerin des an den Planbereich
angrenzenden Waldstlckes wahrend der Offenlage hat die Forstbehdrde darauf
hingewiesen, dass die an das Baugrundstiick grenzende mit hohem Baumbewuchs
versehene Flache im forstrechtlichen Sinn die Merkmale eines Waldes aufweist und insofern
dem Forstrecht unterliegt. Da die Baume bis zur Grundstticksgrenze heranreichen, weist die
Fachbehdrde auf das fir die geplante Bebauung auf der Nachbarflache bestehende
Schadensrisiko durch herabstirzende Aste und umstiirzende Baume hin.

Stellungnahme der Verwaltung:

Das grofite Schadensrisiko geht nach Einschatzung der Forstbehdérde in diesem Fall von
einer tber 30 m hohen &lteren Buche aus, deren Umfallradius die geplante Bauflache auf
dem Grundstlick Neustadt 51 erheblich Uberdeckt. Der Empfehlung der Forstbehérde
folgend hat die Verwaltung den Vorhabentrager, der seinen wirtschaftlichen Vorteil aus der
Planung zieht, dazu veranlasst, eine Regelung mit der Eigentimerin zu vereinbaren, mit der
das von der Fachbehotrde prognostizierte Risiko minimiert wird. Durch den stadtebaulichen
Vertrag unter Punkt 2 dieser Vorlage wird die Durchflihrung einer entsprechenden
Mafinahme durch den Vorhabentrager gesichert. Hierbei soll die betroffene Buche gefallt
werden und stattdessen eine Anpflanzung von kleinwtichsigen Baumen und Strauchern am
ndrdlichen Rand der Forstflache langs der Grenze zum Grundstiick Neustadt 51 erfolgen.

Da es sich um eine forstwirtschaftliche MaBhahme handelt, unterliegt insbesondere die
Baumfallung nicht den Bestimmungen der Baumschutzsatzung. Mit ihrer Durchfiihrung wird
den forstlichen Belangen entsprochen. Die Begriindung wird entsprechend ergénzt. Eine
solche Erganzung des Bebauungsplanentwurfes nach Durchfihrung der Offenlage beruhrt
die Grundziige der Planung nicht. Unter Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB wird auf
eine erneute Offenlage der Begriindung verzichtet. Neben den benannten Akteuren sind
keine weitere Offentlichkeit oder Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange von der
Erganzung der Begrindung betroffen, so dass auf eine Einholung weiterer Stellungnahmen
verzichtet werden kann.

1.10 Stellungnahme der Unteren Landschaftsbehdrde, Schreiben vom 31.07.2014

Die Untere Landschaftsbehérde beim Kreis Kleve (ULB) weist darauf hin, dass bei der
Durchfiihrung von TiefbaumalRnahmen zur Errichtung der Stellplatze im stdlichen
Teilbereich des Grundstiickes Neustadt 51 zur Erhaltung grenznah stehender Baume auf
dem Nachbargrundstiick bestimmte MaRnahmen ergriffen werden sollen. Neben der
Beachtung eines Mindestabstandes zu Baumstammen von 2,5 m sollen u.a. die
Bestimmungen der DIN 18920 angewendet werden sowie Schutz- und
Bewdasserungsmalinahmen zu erhaltender Baume und die Erdarbeiten im Bereich der
Kronentraufen in Handschachtung oder mittels Sauggerat durchgefihrt werden. Darlber
hinaus wird empfohlen zum Schutz des Stellplatzbelages von Anhebung durch das
Wurzelwerk eine Bauweise gemal FLL-Richtlinie ,Empfehlungen fir Baumpflanzungen Teil
2“ durchzufihren.

Stellungnhahme der Verwaltung:

Ein gleich lautender Hinweis auf eine etwaige Gefahrdung aufstehender Baume infolge der
Tiefbaumalnahme fiir die Errichtung des Stellplatzes wurde bei der hausinternen Beteiligung
durch die fur die Grinplanung zusténdige Stelle vorgetragen.
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Den Empfehlungen der ULB soll im Planverfahren nicht durch Planfestsetzung gefolgt
werden, da der Festsetzungskatalog des § 9 BauGB hierzu im Prinzip keine
Erméachtigungsgrundlage gibt. Die Hinweise wurden an den Vorhabentrager herangetragen.
Sie werden im weiteren bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren berticksichtigt.

Im Ubrigen wird davon ausgegangen, dass die Stellungnahme der ULB auf der Grundlage
der letzten amtlichen Luftbildbefliegung im Jahre 2012 zustande gekommen ist. Infolge der
Schrégsicht dieser Aufnahmen wird der Eindruck vermittelt, dass die Kronenbereiche der
benachbarten Waldbdume umfénglich in das Grundstiick Neustadt 51 hineinragen und die
Baumstandorte insgesamt nah an die Grenze heranriicken. Die vorhergehende Befliegung
aus 2009 deckt hingegen auf, dass die betroffene Grundstiicksgrenze nur im westlichen
Abschnitt geringfligig durch die Baumkronen tberschritten wird und sich die angefiuhrte
Problematik insofern relativiert.

1.11 Stellungnahme Deutschen Telekom, Schreiben vom 13.08.2014

Die Deutsche Telekom Technik GmbH weist darauf hin, dass sich im Plangebiet
Telekommunikationsleitungen der Telekom befinden. Deren Bestand und der Betrieb
missten weiterhin gewahrleistet werden. Deshalb wird darum gebeten, die Planung der
Verkehrswege so an die Telekommunikationslinien anzupassen, dass diesen nicht verandert
oder verlegt werden mussen.

Stellungnahme der Verwaltung:

Gemal dem beigefligten Leitungsplan befinden sich die benannten Leitungen ausschlief3lich
innerhalb der stadtischen Verkehrsflachen. Da der Bebauungsplan EL 16/2 die offentliche
Verkehrsflache der Neustadt lediglich in inrem Bestand festschreibt und keine Anderungen
des Verkehrsraumes vorgesehen sind, werden die betroffenen Telekommunikationsleitungen
im Rahmen der Bebauungsplanrealisierung im Prinzip nicht angetastet.

Lediglich im Bereich des neu zu bebauenden Grundstickes Neustadt 51 deutet der
Leitungsplan darauf hin, dass ein Leitungsstrang unmittelbar vor der StraRengrenze dieses
Grundstlickes verlauft. Ob es sich hierbei ggf. nur um die Hausanschlussleitung fir das
betroffene Grundstiick selbst handelt, ist nicht erkennbar. Da das geplante Bauvorhaben in
zwei kleineren Teilabschnitten bis an die betroffene Stral3engrenze heranreicht und die
erforderliche Fundamentierung méglicherweise in die betreffende Leitung eingreift, wurde
der Vorhabentrager vorab hieriiber mit der Ubergabe der Stellungnahme in Kenntnis gesetzt,
um die gegebenen Umstande im Rahmen seiner Bauausfiihrung zu bertcksichtigen und die
Telekom bei seinem Vorhaben entsprechend einzubinden.

1.12 Stellungnahme der Stadtwerke Emmerich GmbH, Schreiben vom 21.07.2014

Die Stadtwerke weisen darauf hin, dass die Stromversorgung des Neubauvorhabens
Neustadt 51 durch eine zuséatzliche Niederspannungsleitung sichergestellt werden soll, und
regen an, diesen Umstand noch in der Begriindung zu vermerken.

Stellunghahme der Verwaltung:

Der Anregung wird durch entsprechende nachtragliche Erganzung der Begriindung gefolgt.
Die geplante Leitungstrasse verlauft in 6ffentlicher Verkehrsflache. Insofern sind hierfiir keine
planungsrechtlichen Festsetzungen zu treffen.

Dem Vorhabentrager wurde die Stellungnahme zur Kenntnis gegeben.
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Die betreffende Ergénzung des Bebauungsplanentwurfes nach Durchfihrung der Offenlage
berthrt die Grundziige der Planung nicht. Unter Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB
wird auf eine erneute Offenlage verzichtet. Neben dem Vorhabentrager und den Stadtwerken
selbst sind keine weitere Offentlichkeit oder Behorden und sonstige Trager 6ffentlicher
Belange von der Ergdnzung der Begrindung betroffen, so dass auf eine Einholung weiterer
Stellungnahmen verzichtet werden kann.

Zu 2) STADTEBAULICHER VERTRAG

Die Durchfuihrung der forstwirtschaftlichen Maf3nahme auf dem stidlich an den Planbereich
grenzenden Grundstick zur Minimierung eines Schadensrisikos aus dem grenznah
stehenden Baumbestand in Bezug auf die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
heranriickende Bebauung wird auf den Trager des Vorhabens Neustadt 51 Ubertragen.
Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vertrag gem. § 11 BauGB abgefasst, in welchem die
Grundsttckseigentimerin der Nachbarflache ihre Zustimmung erteilte zur Durchflihrung der
Fallung eines gréReren Baumes innerhalb ihres Waldstlckes, dessen Umfallradius das
Baufeld auf dem Grundstiick Neustadt 51 teilweise Uberdeckt. Gleichzeitig erklarte sie sich
damit einverstanden, dass zur Umgestaltung des Waldrandes gegentiber der zukiinftigen
Bebauung eine dreireihige Baum- und Strauchpflanzung entsprechend dem von der
Forstbehoérde vorgegebenen Pflanzschema auf ihrem Grundstiick vorgenommen wird. Der
Vorhabentrager hat sich im Vertrag verpflichtet, die vereinbarte Ma3nahme zu seinen Lasten
durchzufihren.

Beiliegender Vertragsentwurf liegt unterschrieben vor. Damit wird die aus fachlicher Sicht
des Forstes erforderliche Mal3nahme zur Baureifmachung des angrenzenden Grundstiickes
im Planbereich gesichert.

Zu 3) SATZUNGSBESCHLUSS

3.1 Inhalt des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplanentwurf umfasst folgende wesentlichen Festsetzungen:

Gebietsfestsetzung

Der Bebauungsplan sieht in Anpassung an die vorhandenen Bebauungs- und
Nutzungsstrukturen im Plangebiet und in der unmittelbaren Umgebung sowie unter
Beachtung der Entwicklungsziele der Denkmalbereichssatzung die Festsetzung Allgemeiner
Wohngebiete (WA) in Sinne des § 4 BauNVO mit einer Gliederung in Bereiche mit ein- oder
zweigeschossiger Bauweise vor.

Nutzungsbeschrankungen

Die in Allgemeinen Wohngebieten gemalR § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden nicht Bestandteil des
Bebauungsplans, weil diese Nutzungen der Lage innerhalb des Stadtgebiets nicht
entsprechen bzw. diese Nutzungen groRere Flachen beanspruchen, die in den festgesetzten
Allgemeinen Wohngebieten nicht erfillt werden kénnen.
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Gebaudehdhenfestsetzungen

Zur Anpassung an den Bestand sowie an die Ziele der Denkmalbereichssatzung erfolgt in
den einzelnen WA-Gebietsbereichen die Festsetzung maximaler Gebaudehdhen, mit denen
insbesondere ein Einfiigen des Neubauvorhabens in das Ortsbild gewahrleistet wird.

Bauweise

Unter Berlicksichtigung der im Plangebiet vorhandenen Baustrukturen sowie der sich fur die
Baullicke Neustadt 51 anbietenden Nutzungsmdglichkeiten wird eine offene Bauweise
festgesetzt. Die Festsetzung der Uberbaubaren Flachen erfolgt zur Sicherung der
historischen StraRenfront im westlichen Planbereich mittels Baulinien an der Stral3engrenze
und ansonsten durch Baugrenzen. Die Zuschnitte der Uberbaubaren Flachen sind so
gewabhlt, dass flr die bebauten Grundstiicke riickwartig noch gewisse bauliche
Erweiterungen ermdglicht werden. Fir die bestehende Baullicke erfolgt unter
Berlicksichtigung der angrenzenden zu schitzenden Allee sowie des Stellplatzbedarfes eine
Bauflachenfestsetzung, die dem Vorhabentrager einen ausreichenden Handlungsspielraum
zur Verwirklichung seiner Bauabsichten einrdumt. Unter Beachtung der denkmalrechtlichen
Belange wird die Bauflache an der Stral3engrenze positioniert, damit die stéadtebaulich
gewiinschte Ergéanzung einer durchlaufenden Stral3enfront gewahrleistet wird. Die
Vertraglichkeit der Schallemissionen aus dem Fahrverkehr von und zum Stellplatzbereich
des Grundstiickes Neustadt 51 in Bezug auf die Schutzanspriiche der angrenzenden
Wohnnutzungen ist gutachterlich nachgewiesen.

Griunflachenfestsetzung

Die zwischen den Grundstiicken Neustadt 37 und 51 abzweigende Allee stellt eine
historische Verbindung des Grundstiickes KlosterstralRe 26 (Baronie) zur Neustadt dar. Nach
den Zielsetzungen der Denkmalbereichssatzung soll diese Wegefiihrung geschtzt und die
mit Baumen versehene Griinflache im Blockinnenbereich zwischen Baronie und dem
Grundstuck Neustadt 51 unbebaut erhalten bleiben. Dem wird in dieser Bauleitplanung
gefolgt, indem die Parzelle mit der Wegeflache und den randlichen Griinstreifen als
Grinflache festgesetzt wird und die dort aufstehenden GroRbaume als Einzelbaume
planungsrechtlich mit einem Erhaltungsgebot belegt werden.

3.2  Verfahren nach § 13 aBauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung)

Das Planverfahren betrifft einen tGberwiegend bereits bebauten Bereich innerhalb eines
Siedlungszusammenhanges. Es dient im Wesentlichen der baulichen Nachverdichtung. Die
Verfahrensflache umfasst insgesamt rd. 10.800 gm, so dass die Zulassigkeitsvoraussetzung
nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Festsetzung einer Gesamtgrundflache im Sinne des § 19
Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 gm) eingehalten wird. Durch die Planaufstellung
wird keine Zuldssigkeit von Vorhaben begriindet, die einer UVP-Pflicht unterliegen. Daher
wird das Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaR § 13a BauGB
abgewickelt. Das Erfordernis zur Erstellung eines Umweltberichtes im Sinne des 8§ 2a
BauGB entfallt. Eingriffe, die durch die Planung vorbereitet werden gelten fur einen
Bebauungsplan der Innenentwicklung als vor der planerischen Entscheidung zulassig oder
bereits erfolgt, so dass im Rahmen dieses Verfahrens weder eine Eingriffsbilanzierung
durchgefihrt wird, noch die Festsetzung von KompensationsmalRnahmen stattfindet.

Fir einen Teilbereich des Plangebietes besteht eine Abweichung zur bestehenden
Flachennutzungsplandarstellung als ,Grinflache® der Zweckbestimmung ,Park®. Unter
Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB erfolgt eine Anpassung des
Flachennutzungsplanes im Wege der Berichtigung nach Aufstellung des Bebauungsplanes.
Die Abstimmung mit den Zielen der Raumordnung liegt hierzu vor.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0085 Stellungnahmen Oeffentlichkeitsbeteiligung 3 1
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0085 Stellungnahme Behoerdenbeteiligung 4 1
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0085 Stellungnahme Offenlage 3 2

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0085 Stellungnahme Behoerdenbeteiligung 4 2
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0085 Staedtebaulicher Vertrag

Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0085 Entwurfsplan

Anlage 7 zu Vorlage 05-16 0085 Textliche Festsetzungen Hinweise
Anlage 8 zu Vorlage 05-16 0085 Begruendung

Anlage 9 zu Vorlage 05-16 0085 Artenschutzpruefung

Anlage 10 zu Vorlage 05-16 0085 Schallgutachten
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O 3

DT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER

Fachbereich 5 -Stadtentwicklung-

Bebauungsplanaufstellungsverfahren EL 16/2 -Neustadt/Sud-

Niederschrift

uber die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
am 21.11.2013 in der Luitgardisschule, Seminarstr. 21, 46446 Emmerich am Rhein

Beginn: 18:00 Uhr
Ende: 19:15 Uhr
Teilnehmer: Verwaltung : - Herr Kemkes

- Frau Schumann
- Frau Reinartz (Protokoll)

Mitglied des Rates oder des ASE: - Herr Kukulies
- Herr Spiegelhoff

Volksbank Emmerich eG - Herr Wittenhorst
- Herr Tick
- Herr Architekt B. Arntzen

Birgerschatt: die Burger It. Anwesenheitsliste

Herr Kemkes begriif3t die Anwesenden und stellt die Vertreter der Verwaltung als Ansprech-
partner in diesem Bauleitplanverfahren vor. Es wird darauf hingewiesen, dass Herr Arntzen, der
Architekt des geplanten Gebaudekomplexes, nach dem Vortrag ebenfalls fir Fragen zur Verfu-
gung steht. Herr Kemkes erlautert, dass aufgrund von groRem Abstimmungsbedarf bei diesem
Verfahren viel Zeit seit dem Aufstellungsbeschluss, der am 11.09.2012 gefasst worden ist, ver-
gangen ist.

Frau Schumann stellt den Bauentwurf und die beabsichtigte Umsetzung in planungsrechtliche
Festsetzungen als Bebauungsplanvorentwurf im Rahmen einer Powerpoint-Prasentation vor.

Zunéchst wird die derzeitige Situation des Plangebietes dargestellt. Anschlie3end wird der
Bauentwurf erlautert. Dieser gestaltet sich folgendermafien: Der Gebaudekomplex ist zweiteilig
gegliedert. Ein Teil liegt parallel zur Stral3e, der andere steht orthogonal zur Straf3e und erweckt
durch seine aul3ere Gestaltung den Eindruck von drei Einzelgebauden. Der Gebaudekomplex
soll insgesamt barrierefrei gestaltet sein. Neben einem transparent gestalteten Treppenhaus-
trakt gibt es deshalb einen Aufzug. Der Entwurf wird aus den vier Himmelsrichtungen dargestellt
und mittels zwei 3D-Darstellungen des Architekten Arntzen visualisiert. Eine Ubersicht der H6-
henentwicklung der Gebaude verdeutlicht, dass der geplante Gebaudekomplex die Hohe der
umgebenden vorhandenen Bebauung nicht Gberschreitet. Anschliel3end erlautert Frau Schu-
mann das aktuelle Planungsrecht. Das Vorhaben fligt sich nur bedingt im Sinne des § 34 in die
Eigenart der ndheren Umgebung ein. Zudem sind gestalterische Aspekte nach § 34 BauGB




Niederschrift Gber die Burgerversammlung gem. 8 3 Abs. 1 BauGB zum
Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2-Neustadt / Std- am 21.11.2013 Seite 2

nicht regelbar. Fir den Ortsteil Elten gibt es eine Denkmalbereichssatzung mit verschiedenen
Ortsbildzonen. Diese erlautert Frau Schumann fiir den Bereich des Planverfahrens. Es gibt in
diesem Bereich eine Allee mit einer dahinter liegenden erhaltenswerten Griinfliche. Aus diesen
Griunden wird das Vorhaben planungsrechtlich durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes
gesichert.

Fir das Verfahrensgebiet EL 16/2 stellt Frau Schumann den Vorentwurf des Bebauungsplanes
vor. Dieser sieht ein allgemeines Wohngebiet, welches eine zweigeschossige Bebauung zu-
lasst, vor. Da die Dachgeschosse ausgebaut werden sollen, wird im Rahmen des Bebauungs-
planes eine Hohenbegrenzung festgelegt. Fir die geplanten 19 Wohneinheiten sind in der Hin-
terlandflache 19 Stellplatze vorgesehen. Die Allee wird im Rahmen des Bebauungsplanes
ebenfalls gesichert. Gestalterische Aspekte sind im Detail noch nicht festgelegt zu dem Zeit-
punkt des Vorentwurfes. Der Stra3enbereich Neustadt ist in dem Verfahrensgebiet mit einbezo-
gen. Dies bedeutet nicht, dass StraRenumbaumalnahmen vorgesehen sind.

Der Regionalplan, an den sich die Planung anpassen muss, sieht fiir den Bereich einen allge-
meinen Siedlungsbereich vor. Somit besteht hier kein Wiederspruch. Der Flachennutzungsplan
der Stadt Emmerich am Rhein sieht fur die Flache Wohnbau und Griinflache vor. Fir den Be-
reich der Gebéaude, die an die Dr.-Robbers-Stral3e grenzen, sieht der Flachennutzungsplan eine
Grinflache vor. Aufgrund dessen soll der Flachennutzungsplan nach § 13 a Abs. 2 Satz 2
BauGB berichtigt werden. AbschlieBend stellt Frau Schumann den Verfahrensablauf mit der
zweistufigen Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung dar und verweist auf die Méglichkeit im
Zeitraum eines Monats nach dieser Versammlung die Planungsunterlagen bei der Stadtverwal-
tung erneut einsehen und dabei weitere Stellungnahmen abgeben zu kénnen. Herr Kemkes bit-
tet um Wortmeldungen.

1) T 20t nach dem Brandschutz des Gebaudekomplexes. Er

sorgt sich im Fall eines Brandes um alternative Fluchtwege zu dem Treppenhaus, welches
sich innerhalb des Geb&audes befindet.

Herr Arntzen erlautert, dass im Falle eines Brandes die Laubengange des geplanten Ge-
baudes Schutz vor der Rauchentwicklung bieten und die Feuerwehr die Mdglichkeit hat, die
Anwohner Uber die Laubengange zu retten.

2) I ist der Ansicht, dass der geplante Gebaudekomplex zu nah an der StraRRe
stehe. Wenn die Post kdme, sei die Stral3e blockiert, da es bequemer sei, vor dem Haus zu

Beschluss
vorschlag

1.1

parken, als den Umweg um das Gebaude herum zu nutzen. Er méchte einen guten Durch-
gang, insbesondere auch fur die Durchfahrt eines Busses.

Dem Argument von || ]l es sei bequemer vor dem Haus zu parken, als um das

Haus herum zu laufen, wenn man die Stellplatze hinter dem Haus nutzt, stimmt Herr Kem-
kes zu. Auf Parkplatze vor dem Haus wird dennoch absichtlich verzichtet, da man die Bau-
flucht der Hauser einhalten mdchte.

3) I (a0t weiter, was mit der Flache hinter dem Haus geschehen soll.
Herr Kemkes erlautert, dass die Flache langfristig als Park gesichert werden soll.

4) I iragt, ob die geplanten Parkplatze hinter dem Gebaude lediglich fiir die An-
wohner geplant sind oder ob die Allgemeinheit ebenfalls die Moglichkeit hat, dort zu parken.

Herr Arntzen erlautert, dass pro Wohnung ein Stellplatz notwendigerweise nachgewiesen
werden muss. Dementsprechend muss es fir die 19 Wohneinheiten 19 Stellplatze geben.
Die geplanten Parkplatze sind demzufolge lediglich fir die Anwohner vorgesehen. Herr
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5)
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6)

7)
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8)
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9)
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Arntzen weist darauf hin, dass mittels privater Absprachen gegebenenfalls Mdglichkeiten
bestehen, Parkplatze zu belegen.

I Hingt nochmals zum Ausdruck, dass er mit der Parksituation unzufrieden
ist.

Herr Kemkes weist darauf hin, dass man die Postboten darauf hinweisen soll, dass sie hin-
ter dem Haus auf den Stellpléatzen halten sollen. Die Anregung von Herrn Graaff wird notiert
und bei der weiteren Bearbeitung des Verfahrens berticksichtigt. Weiter erinnert sich Herr
Kemkes daran, dass sonst die Busfahrer sich sehr zeitig beschweren, wenn es in bestimm-
ten Stral3en zu Engpéssen kommit. Dies sei bisher fur die Neustadt noch nicht vorgekom-
men. Man werde Uberlegen gegebenenfalls verkehrsregelnde MalRnahmen vorzunehmen.

B i -ot, bis wann man die Méglichkeit hat, eine Stellungnahme abzugeben.

Frau Schumann antwortet, dass die Blrger vom Tage der Blrgerversammlung an einen
Monat lang die Méglichkeit haben, sich den Entwurf bei der Stadtverwaltung einzusehen
und eine Stellungnahme abzugeben. Des Weiteren gebe es nach dieser friihzeitigen Betei-
ligung noch die nachste Beteiligungsstufe in dem Bauleitplanverfahren. Hier kbnnen die
Birger nachgucken, ob ihre Stellungnahmen in die Planung eingeflossen sind und bei Be-
darf weitere Stellungnahmen abgeben.

Herr Kukulies bringt zum Ausdruck, dass er die Meinung von || | | I bezuglich der
Parksituation in der Neustadt teilt. Zudem fragt er, wie und an welcher Stelle die Muillein-
hausung geplant ist.

Herr Arntzen erlautert, dieser Punkt stehe noch nicht fest. Er plane dies in ansprechender
Form umzusetzen.

I oot ob der Kanal bereits gepriift wurde. Er sorgt sich, ob der

Kanal ausreichend ist und ob gegebenenfalls Kosten fiir die Anwohner entstehen kdnnten.

Herr Kemkes fuihrt aus, dass in dem Bauleitplanungsverfahren auch die Technischen Wer-
ke beteiligt werden. Diese missten ohnehin einen Kanalschein ausstellen. Sollte ein Aus-
bau bzw. Umbau des Kanals anstehen, seien die Anwohner nicht beitragspflichtig. Lediglich
bei einer Qualitatssteigerung wirden Kosten anfallen. Wenn man feststellen wirde, die
Stral3e ist ohnehin sanierungsbedurftig, wirden ebenfalls Kosten anfallen. Dies sei bei der
Neustadt allerdings aller Wahrscheinlichkeit nach nicht der Fall.

B Hiingt cin, dass der Verkehr infolge der LKW-Sperrung in der

Schmidtstral3e in die Neustadt ausweichen wirde. Seiner Ansicht nach miisste mit solch
einem Projekt, bei dem 19 neue Wohneinheiten entstehen, eher die Neustadt fir den LKW-
Verkehr gesperrt werden.

Herr Kemkes antwortet, dass sich die Lage seit der Sperrung in der Schmidtstral3e bereits
beruhigt hatte. Die Sperrung in der Schmidtstral3e hatte den Hintergrund der Durchliftung.
In der Neustadt ist eine bessere Durchliftung der Stral3e gegeben, so dass die Abgase hier
keine so grof3e Belastung darstellen wiirde wie in der Schmidtstralle.

10) GGG (ot ob die Bushaltestelle an der Stelle, an der sie sich der-

Beschluss
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zeit befindet, bestehen bleibt.
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11)

12)

13)

14)

Herr Kemkes erlautert, dass die Frage bereits im Ausschuss fir Stadtentwicklung diskutiert
wurde. Man werde dies im weiteren Verfahren noch prifen miissen.

I -0t nach dem Abstand zwischen der Bebauung und der

Baumallee.
Herr Arntzen antwortet, der Abstand betragt ohne Balkon 8,5 m, mit Balkon ca. 7 m.

I i2ot, wann die Bauarbeiten starten wiirden.

Herr Arntzen gibt an, dass ungefahr Mitte nachsten Jahres mit den Bauarbeiten begonnen
wird, sofern sich das Verfahren nicht verzégert. Die Bauzeit wirde ca. ein Jahr betragen.
Weiter flgt er hinzu, dass die Wohnungen als Eigentumswohnungen vermarktet werden.
Der Sankt Vitus Stift wirde die Verwaltung ibernehmen und Hilfe fur altere Menschen an-
bieten, falls dies seitens der zukiinftigen Bewohner des geplanten Gebaudekomplexes ge-
winscht sein sollte. Es wird nochmal darauf hingewiesen, dass die Wohnungen nicht un-
bedingt nur fir altere Menschen angedacht sind, sondern aufgrund der Barrierefreiheit auch
fur andere Personengruppen ansprechend sein kdnnen. Frau Schumann fugt hinzu, dass
planungsrechtlich nicht geregelt wird, dass die Wohnungen explizit als Wohnungen fir &lte-
re Menschen, wie bspw. ein Seniorenheim, vorgesehen sind.

I (2ot, ob das Grundstiick von der anschlieRenden Griinflache im Siiden
abgegrenzt werden wirde, bspw. mit einem Zaun.

Herr Arntzen antwortet, dass es eine Begrenzung geben soll, aber noch nicht feststehe, wie
diese aussehen werde. Die Abgrenzung soll mit den Nachbarn abgestimmt werden. Herr
Kemkes fragt nach dem Hintergrund von Herrn Berendsens Frage. Dieser wollte mit der
Frage wissen, wie das Grundstiick zuganglich ist.

I oot ob das Gebaude unterkellert ist und falls dies nicht

der Fall sein sollte, wo die kiinftigen Bewohner des Gebéaudes ihre Fahrrader abstellen wer-
den.

Herr Arntzen erlautert, dass lediglich ein sehr kleiner Teil des Gebdudekomplexes unterkel-
lert werden soll und dieser der Unterbringung von Versorgungsanlagen, wie der Heizungs-

anlage, dienen soll. Es werde vorgesetzte Nebenrdume (sind aus den Entwirfen ebenfalls

ersichtlich) geben, in denen die Anwohner ihre Fahrrader abstellen kénnen.

Da weitere Wortmeldungen zur Planung nicht vorliegen, verweist Herr Kemkes auf die Mdglich-
keit der Einsichtnahme der Planung bei der Verwaltung und die Abgabe von Stellungnahmen
fur den Zeitraum eines weiteren Monats. Sofern gewlnscht, kbnnen Kopien des Planvorentwur-
fes angefordert werden. Einige der Anwesenden haben lhre Adresse bei Frau Schumann hin-
terlegt, damit ihnen die Prasentation zugeschickt werden kann.

Herr Kemkes beendet die Veranstaltung um 19:15 Uhr.

Emmerich am Rhein, den 29.04.2014
Im Auftrag

gez. Reinartz
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An  <helga.schumann@stadt-emmerich.de>
Kopie

21.11.201321:23 Blindkopie
Thema Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 -Neustadt /Stid-

Protokoll: & Diese Nachricht wurde beantwortet.

Sehr verehrte Frau Schumann,

in Absprache mit meinem Ehemann gestern Abend auf der Bugerversammlung bitte ich
hoflich um Zusendung (gern auch per Email) der entsprechenden Planungsunterlagen, da ich
leider nicht an der Biirgerversammlung teilnehmen und ich mich somit nicht ausreichend
tber die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung informieren konnte.

Es wundert mich allerdings, dass dieses fast letzte kleine Stiickchen griin (Natur) auch
zugebaut werden soll, gleichwohl geniigend Wohnraum im Ortsteil Elten vorhanden ist.
Unverstandlich bislang ist ebenfalls, inwieweit der Bebauungsplan der Sicherung in der
Denkmalbereichssatzung fiir den Ortsteil Elten formulierten

Stiadtebaulichen Zieles der Erhaltung der historischen Baustrukturen in der Neustadt dienen
soll.

Das schone alte historische Schwarzwaldhduschen ist leider dem Erdboden gleichgemacht
worden und soll ersetzt werden durch eine neue riesige Wohneinheit, was mit einer
historischen stadtebaulichen Erhaltung des Wohngebietes nicht viel gemein hat.

Beschluss
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Insofern interessiert mich in diesem Zusammenhang, wer der Eigentimer des Grundstiicks
Neustadt 51 und wer Bauherr/Investor dieses Bauvorhabens ist.

Offensichtlich sind hier wirtschaftliche Interessen anstelle von Umweltbelange vorrangig.

Beschluss

1 i jetzi . hi
Was ist/soll mit der jetzigen Busshaltestelle vorgesehen/passieren? | 14

Fiir eine alsbaldige Erledigung wire ich Thnen sehr dankbar.




Ich behalte mir vor, ggf. noch eine Stellungnahme zu der beabsichtigten Planung abzugeben.

D-46446 Emmerich am Rhein
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1.

Situation und Aufgabenstellung

An der Neustadt im Bereich zwischen WilhelmstralRe und Dr.-Robbers-StraRRe in 46446
Emmerich am Rhein, Gemarkung Elten plant die Stadt Emmerich, vertreten durch den
Fachbereich 5 - Stadtentwicklung, zur Schaffung von Baurecht innerhalb der Gebiets-
ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes (WA) entsprechend der umliegenden
Nutzungen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. EL 16/2 -Neustadt/Sid-. Eine
Ubersicht ist nachstehendem Kartenauszug zu entnehmen.

Innerhalb des zusammenhéangend bebauten Wohnquartieres wurde ein von der Stralle
zurilickspringendes Wohnhaus (Nr. 51) abgebrochen, eine ca. 60 m breite Baullicke zwi-
schen den Wohnhausern Nr. 37 und 53 ist entstanden. Hier soll ein Mehrfamilienhaus
in zweigeschossiger Bauweise zzgl. ausgebautem Dachgeschoss errichtet werden. Die
Lage der (berbau-
baren Fldche (Bau-
fenster) ist dem zur
Verfigung gestell-
ten Bebauungsplan-
entwurf zu entneh-
men. An der
westlichen Grenze
des Grundstiicks
Neustadt 51 mit un-
mittelbarer Anbin-
dung an den offent-

132 ‘3;0
lichen StraRenraum @ Gamarkung Elen O
. . Flur 16
ist eine Zufahrt zu

einer slidlich des Gebaudes geplanten Stellplatzanlage vorgesehen.

Es kann zusammenfassend nicht sicher ausgeschlossen werden, ob durch den Pkw-Ver-
kehr auf den bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplatzen, der durch die Anwoh-
ner der neue Wohnanlage in der ortlichen Situation erzeugt wird, beurteilungsrele-
vante Gerauschimmissionen an den vorhandenen Gebauden in der Umgebung erzeugt
werden. Somit gilt es, im Zuge der weiteren Planungen die Schallimmissionen an den
umliegenden vorhandenen Gebaduden fassaden- bzw. geschossgenau zu prognostizie-
ren und nach den einschladgigen Richtlinien und immissionsschutzrechtlichen Vorgaben
zu beurteilen. Es ist zu prifen, ob sich das Vorhaben hinsichtlich der fiir die Umgebung
geltenden Nutzungen und den damit verbundenen Immissionsrichtwerten einfigt. Ggf.
sind die erforderlichen MalRnahmen zur Gewahrleistung des geschuldeten Schallschut-
zes flir die mafRgebende Bebauung im relevanten Umfeld mit dem Auftraggeber bzw.
der Kommune abzustimmen, zu dimensionieren und abschlieBend im schallimmissi-
onstechnischen Gutachten zu beschreiben.
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2. Bearbeitungsgrundlagen

2.1 Gesetze, Richtlinien, Verordnungen, Normen, Literatur

[1] BImSchG
[2] BauGB

[3] BauNVO
[4] TALirm

[5] DIN 18005

[6] DIN 45641

[7] DIN 45645/1

[8] DINISO 9613-2

[9] Parkplatzlarm-
studie

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
durch Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschitterungen
und dhnliche Vorgange.

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), das durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBI. | S. 1943) gedndert
worden ist.

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548) gedndert
worden ist.

Verordnung (iber die bauliche Nutzung der Grundstiicke,
Baunutzungsverordnung. Baunutzungsverordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. |
S. 132), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBI. I S. 1548) geandert worden ist.

Technische Anleitung zum Schutz gegen Ldarm, sechste Allge-
meine Verwaltungsvorschrift zum Bundesimmissionsschutz-
gesetz vom 26 August 1998; Bundesministerium fiir Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit.

Schallschutz im Stadtebau, Teil 1: Grundlagen und Hinweise
fur die Planung, Juli 2002 mit dem Beiblatt 1: schalltechni-
sche Orientierungswerte fiir die stiadtebauliche Planung,
Mai 1987

Mittelung von Schallpegeln, 06-1990

Ermittlung von Beurteilungspegeln aus Messungen - Teil 1:
Gerduschimmissionen in der Nachbarschaft, 07-1996

Dampfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien, Teil 2:
allgemeines Berechnungsverfahren, 10-1999

Schriftenreihe Heft 89, 6. Auflage, Bayerisches Landesamt
fur Umweltschutz, 2007

Die Anwendung der Richtlinien und Normen erfolgte in der jeweils aktuellen Fassung.




IBK Schallimmissionsschutz Seite 5
Dipl.-Ing. S. Kadansky-Sommer Untersuchung Nr. EM/01/14/BP/029

2.2

2.3

Verwendete Unterlagen und Angaben

Die Untersuchung basiert auf den vom Auftraggeber zur Verfligung gestellten Planun-
terlagen und Vorgaben. Folgende Unterlagen wurden als Pldne, Daten oder in Schrift-
form seitens der Stadt Emmerich am Rhein, Fachbereich 5 Stadtentwicklung, zur Ver-
figung gestellt.

- Bebauungsplanentwurf zur Offenlage Nr. EL 16/2 - Neustadt/Sld - (Gemarkung El-
ten, Flur 16), ohne Mal3stab, digital (pdf); bereitgestellt: 08.05.2014

- Ubersicht zum Bebauungsplanaufstellungsverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt/Siid -
(Gemarkung Elten, Flur 16), M = 1:5000 und M = 1:25.000, digital (pdf); bereitge-
stellt: 08.05.2014

- Luftbild zum Bebauungsplanaufstellungsverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt/Sud - (Ge-
markung Elten, Flur 16) einschl. Uberlagerung des Verfahrensbereichs, MaRstab:
1:1000, digital (pdf); bereitgestellt: 08.05.2014

- Begriindung zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 - Neustadt/Std -, Entwurf der Offen-
lage gemaR § 3 Abs. 2 BauGB; Stand: 24.04.2014; digital (pdf); bereitgestellt:
08.05.2014

— Fotos der Ortlichkeit, Gebdudebestandsaufnahme; bereitgestellt: 08.05.2014

- Lageplan, Grundrisse, Ansichten und Schnitte zum Neubauvorhaben Neustadt 51,
ohne Malistab, digital (pdf); bereitgestellt: 13.06.2014

- Katasterplane zum Bebauungsplanaufstellungsverfahren Nr. EL 16/2 -Neu-
stadt/Sid-, ohne Malstab, digital (pdf); bereitgestellt: 13.06.2014

Sofern die aufgelisteten Unterlagen keine Angaben Uber das Datum der Aufstellung
bzw. den aktuellen Bearbeitungsstand enthielten, ist das Eingangsdatum der Bereit-
stellung der Unterlagen vermerkt.

Vorgehensweise, Berechnungs- und Beurteilungsmethode

Ziel der Untersuchung war es, die von dem Vorhaben ausgehenden Emissionen auf den
Stellpldtzen zu ermitteln und die zu erwartenden Immissionen an der schutzbeduirfti-
gen Bebauung zu prognostizieren. Die Ermittlung der Beurteilungspegel an den maR-
geblichen Immissionsorten erfolgte auf rechnerischem Wege durch die Simulation der
Schallabstrahlung und der Schallausbreitung in Berechnungsmodellen unter Beriick-
sichtigung der einschlagigen Richtlinien mit einem anerkannten Schallausbreitungspro-
gramm (SoundPLAN Version 7.3) auf einem PC.

Aus den zur Verfligung stehenden Unterlagen wurde ein der Umgebung naherungs-
weise entsprechendes Berechnungsmodell durch die Digitalisierung der Lagekoordina-
ten und der ergdanzenden Eingabe der Héhenverhaltnisse der Gebdude erarbeitet. Zu-
satzlich wurden die Bauvorhaben als reflektierende bzw. auch abschirmende
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Gebadudekdrper in das Modell nach ihrer Lage und geplanten Hohe integriert. Das Be-
rechnungsmodell basiert auf den vermessungstechnischen Vorgaben zum Bestand so-
wie den Angaben der Bauleitplanung gemaR vorliegendem Rechtsplanentwurf.

Die Berechnungen werden fir die einzelnen Geschossebenen der maligeblichen vor-
handenen Gebdude durchgefiihrt. Als Aufpunkthohe fiir die schalltechnische Berech-
nung in einer Geschossebene wird die Unterkante der Geschossdecke angenommen.
Die Geschosshéhen werden mit der Regelhdhe von 2,80 m beriicksichtigt. Bei groReren
Abweichungen hiervon, wurden die tatsichlichen Geschosshéhen in der Ortlichkeit
eingeschatzt.

Als Eingangsdaten fir die Berechnung der Beurteilungspegel dienten die Schallleistun-
gen und Angaben zur Ereignishaufigkeit (Fahrzeugaufkommen), zu den Einwirkzeiten
sowie Richtwirkungsansatze im Bereich der Stellplatze. Im Berechnungsmodell wurde
die Schallausbreitung von den Schallquellen zu den Immissionsorten simuliert. Dabei
wurden Ersatzschallquellen in das Schallausbreitungsmodell als Flachen-, Linien- oder
Punktschallquellen eingebracht.

In dem Schallausbreitungsprogramm werden mittels der vom Immissionsort in 1-Grad-
teilung ausgesandten Suchstrahlen die Schallquellen geortet und ausgehend von der
Schallleistung unter annahernder Berlicksichtigung der Schallausbreitungsbedingun-
gen (Reflexion, Absorption, Abschirmung, Beugung) die Immissionsteilpegel aus den
einzelnen Schallquellen nach den in den einschlagigen Richtlinien und Normen ange-
gebenen Berechnungsverfahren ermittelt.

Dabei wird die in der TA Larm vorgesehene Korrektur fiir die meteorologischen Bedin-
gungen gemal den Vorgaben der DIN ISO 9613-2 vereinfachend ohne Bezug auf eine
Messstation nach den Empfehlungen des Landesumweltamtes NRW mit Co = 2 dB(A)
bericksichtigt, die somit fir den Planungsfall auf der sicheren Seite liegt.

Die Berechnung der Emissionen und Immissionen aus den typischen Gerduschen der
Fahr-, Rangier- und Abstellvorgange von Pkw erfolgte in Anlehnung an die Bayerische
Parkplatzlarmstudie in der derzeit aktuellen Auflage.

Die malRgebenden Emittenten sind nachfolgend unter Ziffer 4 beschrieben. Die dort
angegebenen Ausgangsdaten und beschriebenen Emissionskennwerte wurden auf der
Basis der Angaben in der einschlagigen Literatur gemaR Ziffer 2 sowie eigenen Erfah-
rungswerten bei vergleichbaren Anlagen beriicksichtigt.

Unter Bericksichtigung der Einwirkzeiten, der Zuschlage fur die Tageszeiten mit erhoh-
ter Empfindlichkeit sowie fiir Ton-, Informations- und Impulshaltigkeit wurden die Be-
urteilungspegel gebildet und den Richtwerten der TA Larm gegenlibergestellt.

Da die Berechnungen mit einem auf der Basis der geltenden Richtlinien arbeitenden
anerkannten EDV-Programm durchgefiihrt wurden, wurde auf die Angabe der verwen-
deten Formeln und Algorithmen in diesem Untersuchungsbericht verzichtet.
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3.

3.1

Schalltechnische Forderungen

Vorbemerkung

Im Deutschen Immissionsschutzrecht existieren u. a. aufgrund stark voneinander ab-
weichenden EmissionskenngréRBen im Hinblick auf Frequenz- und Gerduschcharakte-
ristika und deren mogliche Stérwirkungen am menschlichen Ohr quellenabhédngige Be-
rechnungs- und Beurteilungsvorschriften.

Je nach Quellenart und rechtlicher Rahmenbedingungen gelten entsprechende Verwal-
tungsvorschriften und/oder Verordnungen zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG). Hierbei werden gebietsabhdngige Schutzbediirftigkeiten
durch Orientierungs-, Richt- oder auch durch Grenzwerte festgelegt. Eine Gesamtlarm-
betrachtung findet daher, auch aus Griinden des Verursacherprinzips und der Durch-
setzbarkeit von SchallschutzmaBnahmen, bewusst nicht statt.

Aus immissionstechnischer Sicht beriihrt das Planvorhaben neben den Bestimmungen
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die schalltechnischen Forderungen
der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau) in Bezug auf die Bauleitplanung und im wei-
teren Sinne der Abwagung auch die TA Larm in Bezug auf den Schutz der Allgemeinheit
vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerausche aus genehmigungs- und nicht
genehmigungsbediirftigen Anlagen, die den Anforderungen des zweiten Teils des BIm-
SchG unterliegen.

Verbindlich fir die Bauleitplanung ist zundchst die DIN 18005, in deren Beiblatt 1 die
Orientierungswerte fiir die stadtebauliche Planung die Grundlage fiir die Beurteilung
des Vorhabens bilden. Im Rahmen der Genehmigung und Realisierung von gewerbli-
chen oder technischen Einrichtungen gilt die TA Larm.

Da die Angaben im Beiblatt 1 zur DIN 18005 eine mit der Gebietsausweisung verbun-
dene wiinschenswerte Orientierung fur die Immissionsbelastung beziiglich der damit
verbundenen Erwartungshaltung an die Wohnruhe darstellt, und die TA Larm strengere
MaRstdbe setzt bzw. abweichende Kriterien beurteilt, sind fir die Realisierbarkeit von
Vorhaben bereits im Rahmen der Bauleitplanung zumindest in abschatzender Form
auch die Richtwerte und weitergehenden Vorgaben der TA Ldarm vorausschauend zu
beachten.

Die Schutzbediirftigkeit ergibt sich u. a. aus der Gebietsnutzung in der Nachbarschaft
der Anlage unter Berlicksichtigung der Vorgaben der Bauleitplanung bzw. aus der Ein-
ordnung der Ortlichkeit zu den Gebietskategorien gemaR der Ziffer 6.1 der TA Larm.

Auch wenn bei der Planung von Garagen und/oder offenen Stellplatzen zu einer Wohn-
anlage nicht von gewerblichen Anlagen im klassischen Sinne der TA Ldrm auszugehen
ist, so ist es trotzdem schalltechnisch im Rahmen von Bauleitplanverfahren bzw. auch
bei Genehmigungsverfahren durchaus sachgerecht, fiir die Beurteilung der Planungs-
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3.2

3.3

absichten die TA Larm als Grundlage fir die Ermittlung und Beurteilung der Immissio-
nen anzuwenden und fir den weiteren Abwagungsprozess hinzuzuziehen. Eine starre
Grenze bilden die Richtwerte der TA Larm dabei jedoch nicht.

Bauliche Nutzung im Umfeld

Das Vorhaben zur Errichtung eines mehrgeschossigen Wohngebdudes mit offenen
Stellpldtzen siidwestlich zum Gebaude mit der westlich gelegenen Zufahrt zur Neustadt
befindet sich im Flur 16 der Gemarkung Elten, Flurstiick 255.

Die hier maligeblich zur Beurteilung relevanten, bereits bebauten Bereiche westlich
des Vorhabens werden mit in das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. EL 16/2 -Neu-
stadt/Sud- integriert und als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Nordlich der
Neustadt schliefRt sich der Bebauungsplan EL R/1 -WasserstralRe- an. Hier wird das Ge-
biet zwischen Wasserstralle, Neustadt, Gustav-Heinemann-StralRe und Regenbogen-
gasse im strallennahen Bestand ebenfalls als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.

Orientierungswerte fiir die stadtebauliche Planung nach DIN 18005

In § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird gefordert, in der Bauleitplanung die
fir eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass
schadliche Umwelteinwirkungen untereinander vermieden werden. Es sind die Be-
lange des Umweltschutzes in Abwéagung zu den Gbrigen Planungsabsichten zu bertick-
sichtigen.

Durch den Runderlass des Ministers fiir Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr vom
21.07.1988 wurde die DIN 18005 eingefiihrt, welche zwischenzeitlich durch die Nor-
menausgabe vom Juli 2002 ersetzt wurde. Unabhéangig hiervon gelten die im Beiblatt 1
der Vorgangernorm aus 1987 beschriebenen Orientierungswerte fiir die stadtebauli-
che Planung. Das Beiblatt 1 der DIN 18005 gibt nachfolgende Orientierungswerte zur
Beurteilung der Immissionen fiir die stadtebauliche Planung fiir die folgenden Gebiets-
ausweisungen vor:

Orientierungswerte in dB(A)
Nutzung
Tagzeit Nachtzeit
WR Reine Wohngebiete 50 40 (35)
WA Allgemeine Wohngebiete 55 45 (40)
MD, Mi Dorf- und Mischgebiete 60 50 (45)
MK, GE Kern- und Gewerbegebiete 65 55 (50)

Bei zwei angegeben Werten (Nachtzeit) gilt der niedrigere fiir Industrie-, Gewerbe- und
Freizeitlarm sowie flir Gerdusche von vergleichbaren offentlichen Betrieben.
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34

Die Orientierungswerte nach DIN 18005 sind keine Grenzwerte, sondern Hilfswerte fir
die stadtebauliche Planung, deren Berlicksichtigung der Abwagung unterliegt. Die Ein-
haltung dieser Orientierungswerte oder ihre Unterschreitung ist wiinschenswert, um
die mit der Eigenart des betroffenen Gebietes verbundene Erwartung auf angemesse-
nen Larmschutz zu erfillen.

Immissionsrichtwerte nach TA Larm

Zum Schutz und zur Vorsorge gegen schadliche Umwelteinwirkungen durch Gerdausche
sind in der TA Larm Immissionsrichtwerte festgesetzt worden, die durch die Gerausche
von allen auf einen Immissionsort einwirkenden gewerblichen Anlagen zusammen
nicht Gberschritten werden sollen.

Wo diese Richtwerte bereits ausgeschopft sind, dirfen keine weiteren Anlagen mehr
genehmigt werden, durch die die Schallimmission relevant erhéht werden wirde. Ge-
mal TA Larm, dort Ziffer 6.1, gelten in Abhdngigkeit der Gebietsnutzungen folgende
Immissionsrichtwerte fir die Beurteilung von Immissionen aus gewerblichen Anlagen
auBerhalb von Gebduden.

Richtwerte Y in dB(A)
Nutzung
Tagzeit Nachtzeit
WR Reine Wohngebiete ? 50 35
WA Allgemeine Wohngebiete 2 55 40
MK, MD, Ml  Kern-, Dorf-, Mischgebiete 60 45
GE Gewerbegebiete 65 50
g Einzelne kurzzeitige Gerdauschspitzen dirfen die Immissionsrichtwerte am Tage

maximal um 30 dB(A) und in der Nacht maximal um 20 dB(A) Giberschreiten.

2) In den gekennzeichneten Gebieten ist flr Zeiten mit einer erh6hten Empfindlich-
keit ein Zuschlag fiir die erhohte Storwirkung zu bertcksichtigen. Bei der Ermitt-
lung des Beurteilungspegels ist der Zuschlag Kr = 6 dB(A) an Werktagen in den
Teilzeiten von 06.00 bis 07.00 Uhr und von 20.00 bis 22.00 Uhr, an Sonn- und
Feiertagen von 06.00 bis 09.00 Uhr, von 13.00 bis 15.00 Uhr und von 20.00 bis
22.00 Uhr entsprechend einzubeziehen.

Bei der Ermittlung der Beurteilungspegel sind fir Teilzeiten, in denen ein oder mehrere
Tone oder Informationen besonders hervortreten oder Gerdusche Impulse enthalten,
die entsprechenden Zuschlage fiir die Ton-, Informations- und Impulshaltigkeit zu be-
riicksichtigen.
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Zuschlige dB(A)
Ton- und Informationshaltigkeit Kr 3-67
Impulshaltigkeit Ki 3-67

3.5

3.6

*) oder nach Messergebnissen bzw. Erfahrungswerten

Beurteilungszeiten

Die Orientierungswerte der stadtebaulichen Planung (DIN 18005) bzw. die Immissions-
richtwerte der TA Larm gelten fir folgende Beurteilungszeitraume:

Tagzeit 06.00 bis 22.00 Uhr
Nachtzeit 22.00 bis 06.00 Uhr

Die Werte gelten wahrend des Tages fiir eine Beurteilungszeit von 16 Stunden. Mal3-
gebend fir die Beurteilung der Nacht im Rahmen der TA Larm ist im Gegensatz zur 8-
stiindigen Beurteilungszeit der DIN 18005 die volle Nachtstunde (lauteste Stunde) mit
dem hochsten Beurteilungspegel, zu dem die zu beurteilende Anlage relevant beitragt.
Die Beurteilungszeit verkirzt sich somit auf eine Stunde.

Beriicksichtigung von anlagenbezogenen Verkehrsgerauschen auf of-
fentlichen StraBen

Gerdusche des An- und Abfahrtverkehrs auf 6ffentlichen Verkehrsflachen in einem Ab-
stand von bis 500 Metern von dem ,,Betriebsgrundstiick” sollen durch MaRnahmen or-
ganisatorischer Art soweit wie moglich vermindert werden, soweit

- sieden Beurteilungspegel der Verkehrsgerdusche fir den Tag oder die Nacht rech-
nerisch um mindestens 3 dB(A) erhohen,

- keine Vermischung mit dem Ubrigen Verkehr erfolgt ist und

- die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) erst-
mals oder weiter gehend Uiberschritten werden.

Die Bedingungen zuvor gelten kumulativ, d. h. erst im Falle der Erfullung aller drei Kri-
terien sind MaBnahmen organisatorischer Art zu treffen. Die Beurteilungspegel flr den
StralRenverkehr auf 6ffentlichen Verkehrsflachen werden nach den Richtlinien flir den
Larmschutz an StraBen (RLS-90) ermittelt.

Auf die gesonderte Betrachtung der zuséatzlichen Einwirkungen des durch die Stell-
platze erzeugten Fahrzeugverkehrs auf den offentlichen Strallen wurde verzichtet, da
eine direkte Anbindung des Grundstilickes an den o6ffentlichen Stralenraum der Neu-
stadt und die Vermischung mit dem flieBenden Verkehr auf kiirzestem Wege gegeben
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ist. Darliber hinaus kann ohne rechnerischen Nachweis unterstellt werden, dass das
geringe Verkehrsaufkommen, das der geplanten Wohnanlage zuzuordnen ist, unbe-
deutend zu den Immissionen aus den 6ffentlichen StraBen im Umfeld beitrdgt und eine
Steigerung des Beurteilungspegels um mindestens 3 dB(A) sicher ausgeschlossen wer-
den kann.

Objektbeschreibung / MaRgebliche Emittenten

Fir die schalltechnische Untersuchung der zu erwartenden Immissionen an der Bebau-
ung im Umfeld aus dem Bauvorhaben wird von nachfolgend beschriebenen Einwirkzei-
ten, EmissionsgrofRen und Berechnungsansdtzen ausgegangen.

Stellplatzanlagen, bauordnungsrechtlich Notwendigkeit

GemaR der Begriindung zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt/Stid- sowie auf der
Basis des zur Verfligung gestellten Planentwurfes zum Bauvorhaben des Mehrfamilien-
hauses sind insgesamt auf den Parkflaichen 19 Pkw-Stellpldtze geplant. Unter Ziffer
6.1.3 der Begriindung zum Bebauungsplan heit es:

,Fur das neu zu bebauende Grundstlick Neustadt 51 bietet der grof3zligige nicht
Uberbaubare Teilbereich hinter dem neuen Gebdude die Moglichkeit der Anord-
nung von Gemeinschaftsstellplatzen im bauordnungsrechtlich erforderlichen
Umfang. Hierfiir setzt der Bebauungsplan eine entsprechende Flache fiir Gemein-
schaftsstellpldtze mit einer Zufahrt von der Neustadt auf der Westseite des
Grundstickes fest. Die Lage der Flache und ihrer Zufahrt im westlichen Grund-
stlicksbereich dient u.a. auch der Berlicksichtigung der Ostlich an den betroffe-
nen WA-Bereich angrenzenden Allee, deren Erhalt nach den Zielsetzungen in der
Denkmalbereichssatzung im Rahmen dieser Bauleitplanung gesichert werden
soll. Dem widersprache die Anlage einer Stellplatzzufahrt langs der 6stlichen
Grundsticksgrenze, da die Errichtung der Fahrflaiche mit Erdeingriffen im Kro-
nenbereich der Baume verbunden ware.”

Die Zufahrt zu den Stellpldtzen erfolgt damit unmittelbar von Nordwesten (iber die
Neustadt. Die Stellplatze auf dem Grundstiick sollen ausschlieBlich zum Abstellen von
Pkw (nicht Lkw) genutzt werden.

Emissionsansatz eines Parkplatzes

Die Berechnung der von einem Parkplatz oder einer vergleichbaren Einrichtung emit-
tierten Schallleistung wird nach der Parkplatzlarmstudie des Bayerischen Landesamtes
fir Umweltschutz vorgenommen. Der Schallleistungspegel Lw der Parkplatzflache oder
Teilen davon wird wie folgt berechnet:

lw = Lw+101g(S/So) [dB(A)]

Hierin bedeuten:
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Lwr = flachenbezogener Schallleistungspegel
S = Gesamtfliche bzw. Teilfliche des Parkplatzes in m?
So = 1m?

Der flachenbezogene Schall-Leistungspegel Lw» wird nach folgender Gleichung be-
stimmt:
Lww = Lwo+Kpa+K +Kp+10  Ig(N - n)-10 " 1Ig(S/1m?) [dB(A)]

Hierin bedeuten:

Lwo = 63 dB(A) = Ausgangs-Schallleistungspegel fiir 1 Bewegung/h auf einem P
+ R-Parkplatz
Kea = Zuschlag fiir die Parkplatzart:
P + R-Parkpldtze, Besucher- und Mitarbeiterparkplatze,
Parkplatze am Rand der Innenstadt 0dB
Parkplatze an Einkaufszentren
(Einkaufswagen auf Asphalt) 3dB
Parkplatze an Einkaufszentren
(Einkaufswagen auf Pflaster) 5dB
Parkplatze an Diskotheken 4dB
Zentrale Omnibushaltestellen 10dB
Abstellplatze bzw. Autohofe fiir Lkws 12 dB
Motorradparkplatze 3dB
Ki = Zuschlag fiir das Taktmaximalpegelverfahren:
Parkplatze an Einkaufszentren
(Einkaufswagen auf Pflaster) 5dB
alle andere Parkplatzarten 4dB
Kp = 10 - Ig (1 + ng/44) dB(A) : ng< 150

Schallanteil, der von den durchfahrenden Kfz verursacht wird
ng = Zahl der Stellplatze des gesamten Parkplatzes
= Bewegungshaufigkeit (Bewegungen je Bezugsgrofle und Stunde)

n = BezugsgroRe (z. B. Anzahl der Stellplatze, 10 m? Netto-Verkaufsflache
usw.)
S = Gesamtflache bzw. Teilflaiche des Parkplatzes

Fahrzeugfrequentierungen

Konkrete Nutzungsangaben oder Prognosen zur Frequentierung der Stellplatze zur ge-
planten Wohnanlage liegen nicht vor. Im Sinne einer auf der sicheren Seite liegenden
Abschatzung und Ermittlung der Gerauschimmissionen wird auf die Anhaltswerte der
Bayerischen Parkplatzlarmstudie, Tabelle 33, mit den dort benannten Bewegungshau-
figkeiten zu Stellplatzen an Wohnanlagen (oberirdisch) zuriickgegriffen.

Fir die Berlicksichtigung der Zuschlage fir die Parkplatzart (Kpa) und die Impulshaltig-
keit (Ki) nach Tabelle 34 der Parkplatzlarmstudie wird bei den vorgesehenen Stellplat-
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zen fiir die Bewohner von ,,Parkplatzen an Wohnanlagen” (Kea = 0, Ki = 4 dB(A)) ausge-
gangen. Die Oberflachengestaltung der Fahrwege sowie der Stellplatze wurde mit ei-
nem Betonsteinpflaster und einer Fugenbreite > 3 mm bei einem Zuschlag von Dsto =
1 dB in Ansatz gebracht.

Mit der Errichtung der offenen Stellplatze zu den Wohnungen sind Gerausche auf den
Zufahrtswegen aulRerhalb des 6ffentlichen Stralenraums sowie auf dem stidlichen Teil
des Grundstlickes verbunden. Die raumliche Abgrenzung dieser Stellplatzanlage bietet
bei schrager und einer Aufstellung parallel zur Fahrgasse Platz fiir 19 Stellplatze. Hier-
bei wurde jeweils von einer Bewegungshaufigkeit von 0,4 pro Stellplatz und Stunde im
Tagzeitraum von 06.00 bis 22.00 Uhr und von 0,15 pro Stellplatz und Stunde zur lau-
testeten Nachtstunde im Nachtzeitraum von 22.00 bis 06.00 Uhr ausgegangen. Zusam-
menfassend ergeben sich aus den zuvor getroffenen Annahmen insgesamt im Beurtei-
lungszeitraum Tagzeit von 06.00 bis 22.00 Uhr auf den geplanten Stellplatzen 122
Fahrzeugbewegungen und zur Nachtzeit innerhalb der lautesten Nachstunde 3 Fahr-
zeugbewegungen.

MaRgebliche Immissionsorte

Aufgrund der Anordnung der Schallquellen zu den schutzbediirftigen Fassaden in der
Umgebung ist zunachst von mehreren, augenscheinlich maBgeblichen Immissionsor-
ten auszugehen.

Die Berechnungen wurden fiir alle in der unmittelbaren Nachbarschaft gelegenen, re-
prasentativen und beurteilungsrelevanten Gebdude vor den Fassaden in den jeweiligen
malgebenden Geschossen durchgefiihrt. Die Wahl der Immissionsorte erfolgt so, dass
die jeweils ungiinstigsten Bedingungen bericksichtigt wurden und fiir Objekte in der
Nachbarschaft grundsatzlich von einer dhnlichen oder glinstigeren Beurteilung ausge-
gangen werden kann.

Die beurteilungsrelevante Umgebung ist unter der Ziffer 3.2 eingehend beschrieben.
Die untersuchten Immissionsorte sind der nachstehenden Tabelle zu entnehmen und
in den Lagepldanen zur Berechnung in der Anlage 1 gekennzeichnet.

I0 StraRe Gebiets- Berechnungs- Richtwert
Fassade
nutzung ebenen Tag/Nacht
1 Neustadt 53 Anbau WA SO 1 55/40
2  Neustadt 53 WA SW 2 55 /40
3  Neustadt 52 WA SW 2 55/40
4  Neustadt 50 WA SW 2 55 /40
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6.

Ergebnisse schalltechnischer Berechnungen

Aus den Annahmen zum Fahrzeugaufkommen auf der Basis der Anhaltswerte der Bay-
erischen Parkplatzlarmstudie konnten fiir das Vorhaben die maRgeblichen Emittenten
abgleitet werden.

Unter Beriicksichtigung der Einwirkzeiten und Ereignishaufigkeiten der malRgebenden
Fahr- und Parkvorgange errechnen sich folgende Immissionsbeurteilungspegel fir die
jeweils betrachteten, schutzbediirftigen Objekte im Umfeld (vgl. Ziffer 5) im Rahmen
der Mittelwertbildung in der am hochsten beaufschlagten Geschossebene.

Dabei wurde zundchst von der freien Schallausbreitung ausgegangen, vgl. Anlage 1,
Blatt 1. Das bedeutet, dass im Plangebiet (WA I, 2) keine baulichen Gegebenheiten
durch neue Baukorper, Einfriedungen, usw. bei den Ausbreitungsberechnungen be-
ricksichtigt wurden. Die vorhandenen Gebdude im Umfeld wurden im Berechnungs-
modell beriicksichtigt. Andererseits kdnnen durch den zuklnftigen, mehrgeschossigen
Gebaudekdrper zusatzliche Reflektionen in der Umgebung entstehen. Dem gegenuber
stehen allerdings je nach raumlicher Gebdudestellung zum Berechnungsaufpunkt (Im-
missionsort) in der Nachbarschaft aber auch die abschirmenden Wirkungen des Gebau-
des. Die Ergebnisse hierzu sind im Lageplan zur Berechnung im Blatt 2 der Anlage 1
dargestellt.

Je nach Lastfall ergeben sich somit durch die abschirmenden oder reflektierenden Ei-
genschaften des Plangebdudes an den Berechnungsaufpunkten verschiedene Immissi-
onsbeurteilungspegel. Von daher sind in den nachstehenden Ergebnistabellen die je-
weils unginstigsten Immissionsbedingungen eines der beiden Lastfdlle dokumentiert.
In dem Lageplan zur Berechnung in der Anlage 1 ist im Blatt 1 die zu erwartende Im-
missionssituation aus den Stellplatzen bei freier Schallausbreitung im Plangebiet und
im Blatt 2 unter Berticksichtigung der reflektierenden und abschirmenden Wirkung des
geplanten Gebaudekdrpers dargestellt.

Es bleibt anzumerken, dass die EingangsgroRen fir die schalltechnischen Berechnun-
gen auf der Basis der Empfehlungen der Bayerischen Parkplatzlarmstudie Ergebnisse
»auf der sicheren Seite” liefern. Die Mittelwerte zur Fahrzeugfrequentierung von ober-
irdischen Stellplatzen / Garagen zu Wohnanlagen liegen zur Tagzeit bei 0,22 und zur
Nachtzeit innerhalb der lautesten Nachstunde bei 0,10 Bewegungen pro Stellplatz und
Stunde. Wie zuvor unter Ziffer 4 beschrieben, wurde von einer Bewegungshaufigkeit
von 0,40 tags und 0,15 nachts (lauteste Stunde) im Rahmen dieser Immissionsprognose
fur die Stellpldtze zur Wohnanlage ausgegangen. Die Werte stellen somit eine Maxi-
malwertbetrachtung dar, so dass sich — auch im Hinblick auf weitere, unglinstig ge-
wahlte Rechenparameter — Aussagen zur Qualitat der Prognose aus gutachterlicher
Sicht erlibrigen.
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Tagzeit von 06.00 bis 22.00 Uhr

. . Beurtei- Uber-
.. u v 2 IRW )
Immissionsortname 2 k] o lungspe- schrei-
StraRe 5 2 2 gel Ly Tag tung
T L (U]
dB(A)
1 Neustadt 53 SO EG 46,7 55 =
2 Neustadt 53 SW EG 46,5 55 -
3 Neustadt 52 SW 1. 0G 42,0 55
4  Neustadt 50 SW EG 42,7 55 -

Nachtzeit von 22.00 bis 06.00 Uhr (lauteste Stunde)

Die Beurteilung nach DIN 18005 bei einem Mittelungspegel tGber 8 Stunden flhrt zu
deutlich niedrigeren Beurteilungspegeln. Auch ist der Orientierungswert der stadte-
baulichen Planung bei Verkehrsgerauschen um 5 dB(A) hoher gegeniiber dem hier zu-
grunde gelegten Richtwert nach TA Larm. Von daher ist die nachstehende Beurteilung
nach TA Larm zugunsten der Anwohner die schalltechnisch unglinstigste Immissionssi-

tuation.
- - o P Beurtei- IRW Uber-
Immissionsortname z © S lungspegel h schrei-
StraRe 3 A 2 Len Nacht  tung

= L (G)

dB(A)
1 Neustadt 53 SO EG 38,8 40 -
2 Neustadt 53 SW EG 38,7 40 -

3  Neustadt 52 SW 1. 0G 34,1 40
4  Neustadt 50 SW EG 34,8 40 -

Detailliertere Angaben sind den Lagepldanen zur Berechnung in der Anlage 1 zu entneh-

men.

Kurzzeitige Gerauschspitzen, Spitzenpegel

Die Ermittlung von Gerauschimmissionen im Rahmen der stddtebaulichen Planung
nach DIN 18005 kennt keine Beurteilung von kurzzeitigen Gerauschspitzen, die soge-
nannten Spitzenpegel. Im Rahmen der Beurteilung von anlagenbezogenen Gerauschen
des Gewerbelarms wurde im Hinblick auf eine Zumutbarkeitsgrenze in der TA Larm das
Spitzenpegelkriterium mit maximal 30 dB(A) tags bzw. 20 dB(A) nachts oberhalb der

jeweils geltenden Immissionsrichtwerte eingefiihrt.
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Wie bereits zuvor unter Ziffer 3.1 beschrieben, sind fir die Bauleitplanung zunachst die
Orientierungswerte der DIN 18005 die Grundlage fiir die Beurteilung von Verkehrsge-
rauschen (Stralle, Schiene) bzw. Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm (Anlagenlarm).
Die Orientierungswerte stellen lediglich eine mit der Gebietsausweisung verbundene
winschenswerte Orientierung fiir die Immissionsbelastung bezliglich der damit ver-
bundenen Erwartungshaltung an die Wohnruhe dar. Die TA Ldrm kann bei Realisierung
von Vorhaben auf Bebauungsplanebene bereits im Rahmen der Bauleitplanung zumin-
dest in abschatzender Form im Hinblick auf die Richtwerte und weitergehende Vorga-
ben beispielsweise im Rahmen der Bildung des Beurteilungspegels fiir die Nachtzeit
(lauteste Nachstunde) vorausschauend beachtet werden. Dies wurde zugunsten der
Anwohner hier beachtet.

Inwieweit im Rahmen der Nutzung von bauordnungsrechtlich erforderlichen Stellplat-
zen und den hierbei auftretenden, impulshaltigen Gerdauschen beispielsweise beim
Schlagen von Pkw-Tiren oder Kofferraumdeckeln, von einer Schutzbedurftigkeit im
Sinne der TA Ldarm an der umliegenden bzw. auch letztlich der eigenen Wohnbebauung
im Hinblick auf kurzzeitige Gerduschspitzen auszugehen ist, kann an dieser Stelle nicht
abschliefend beantwortet werden.

Nach gutachterlicher Auffassung und u. a. auch bestatigt durch verschiedene Urteile
der Rechtssprechung, u. a. VGH Baden-Wirttemberg, Beschluss vom 20.07.1995 (3 S
3538/94, BRS 1995, 403: NVwWZ-RR) oder auch VG Freiburg, Beschluss vom 07.06.2011
(Az. 4 K 718/11), bleibt das Spitzenpegelkriterium bei Stellpldtzen und Garagen zu
Wohnanlagen auller Betracht, dai. d. R. keine erheblichen, billigerweise unzumutbaren
Stérungen aus diesen Gerduschen resultieren. Nicht selten wird in diesem Rahmen auf
das Gebot der gegenseitigen Ricksichtnahme verwiesen, wonach beispielsweise auch
in Wohngebieten die Benutzung von Stellplatzen und Garagen im 6ffentlichen StralRen-
raum wie auch auf den Grundstiicken Bestandteile des taglichen Alltags darstellen.
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7.

Beurteilung

Aus immissionstechnischer Sicht beriihrt das Planvorhaben neben den Bestimmungen
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zunachst die schalltechnischen For-
derungen der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau) in Bezug auf die Bauleitplanung.

Von dem Plangebiet unter Zugrundelegung der beabsichtigten Gebietsausweisung ei-
nes Allgemeinen Wohngebietes mit Flachen fiir Pkw-Stellplatze gehen keine unmittel-
bar immissionsschutzrechtlich beurteilungsrelevanten Gerdausche aus. Gleichermal3en
wirken auf das Plangebiet keine relevanten Immissionen ein, die den Larmdisziplinen
»Gewerbelarm®, , Sportlarm® oder auch , Freizeitlarm® im Sinne der einschlagigen Ver-
waltungsvorschriften und Richtlinien zuzuordnen waren.

Im weiteren Sinne fiir die Abwdgung im stadtebaulichen Prozess kann fiir die geplanten
Pkw-Stellplatze, die aullerhalb des 6ffentlichen StraRenraumes errichtet werden sol-
len, die TA Larm im Hinblick auf eine Zumutbarkeitsgrenze von Stellplatzimmissionen
herangezogen werden. Formell regelt diese Verwaltungsvorschrift den Schutz der All-
gemeinheit vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerdausche aus genehmigungs-
und nicht genehmigungsbediirftigen Anlagen, die den Anforderungen des zweiten Teils
des BImSchG unterliegen.

Tiefgaragen und oberirdische Stellplatze bzw. Garagen von Wohnanlagen fallen daher
nicht in den Geltungsbereich der TA Larm. Es ist in Fachkreisen und auch durch die
Deutsche Rechtsprechung anerkannt, dass Garagen und Stellpldtze auch in einem
durch Wohnbebauung gepragtem Gebiet keine erheblichen, billigerweise unzumutba-
ren Stérungen hervorrufen. Voraussetzung ist hierbei jedoch zwingend, dass die Stell-
platze einen eindeutigen Bezug zu Wohngebauden / Wohnanlagen haben. Die gewerb-
liche Nutzung von Stellplatzen (z. B. durch Kunden und Mitarbeiter) ist aus
immissionsschutzrechtlicher Sicht eindeutig der (technischen) Anlage zuzurechnen und
damit nach TA Larm zwingend zu beurteilen. Das ist im vorliegenden Fall nicht gegeben,
da die Stellplatze stidlich des Bauvorhabens einen eindeutigen Bezug zur Wohnnutzung
besitzen werden.

Dennoch wurde im Sinne der Abwagung fur das Bebauungsplanverfahren die zu erwar-
tende Immissionsbelastung in der Summe der Fahrzeugbewegungen auf den geplanten
Stellplatzen an der umliegenden schutzbedirftigen Bebauung nach dem Berechnungs-
und Beurteilungsverfahren der TA Larm ermittelt.

Aus den Ergebnissen in den Tabellen zuvor unter Ziffer 6 im Rahmen der Mittelwertbil-
dung (Beurteilungspegel L;) ist abzuleiten, dass aus den Parkvorgangen und den Fahr-
zeugbewegungen von und zu den Stellpldtzen die Richtwerte zur Tag- und Nachtzeit im
Sinne der Vorgaben der TA Larm an keinem der umliegenden vorhandenen schutzbe-
dirftigen Gebdude erreicht oder gar Uberschritten werden. Dies ist flir beide unter-
suchten Lastfalle zu erwarten, vgl. Anlage 1, Blatter 1 und 2.
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8.

Schlussbemerkung

Alle Angaben zum Planvorhaben wurden mit dem Fachbereich 5 der Stadt Emmerich
abgestimmt und sind fur die schalltechnische Untersuchung durch die Entwirfe zum
Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt/Sud- vorgegeben. Flr die Berechnung notwen-
dige Annahmen wurden soweit erforderlich ebenfalls abgestimmt bzw. sind im Unter-
suchungsbericht beschrieben.

Die zuvor beschriebenen Emissionsansatze sind Voraussetzung fiir die in der Untersu-
chung ermittelten Immissionsbeurteilungspegel an der umliegenden schutzbedurfti-
gen Bebauung. Abweichungen von den geometrischen Verhaltnissen sowie von den
Fahrzeugmengen konnen zu anderen Beurteilungen der Immissionsverhaltnisse fiih-
ren. Entsprechendes gilt fir Planungsanderungen, die nach dem Abschluss dieser Un-
tersuchungen durchgefiihrt werden.

Die verwendeten Grundlagen und Plane sind fir die Ergebnisse dieser Untersuchung
verbindlich. Sofern von den Vorgaben dieser Untersuchung abgewichen werden muss
oder sich die Betriebsbedingungen gegeniiber den Darstellungen in dieser Untersu-
chung im Hinblick auf den Ldarmschutz verdndern, bedarf dies u. U. einer erneuten
Uberpriifung der Untersuchung. In diesem Falle bitten wir um Unterrichtung.

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 16/2 in der vorgelegten Form beste-
hen aus schalltechnischer Sicht, selbst bei Zugrundelegung von kritischen Berechnungs-
und Beurteilungsgrundsatzen zugunsten der Anwohner, keine Bedenken. Im Hinblick
auf die generelle Ortsiiblichkeit von bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplatzen zu
Wohngebduden, sowohl im 6ffentlichen StraRenraum wie auch auf den Grundstilicken
selber, sind keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Gerdusche zu erkennen.

Alsdorf-Hoengen, den 23.06.2014

Dipl.-Ing. S. Kadansky-Sommer
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Bezirksregierung Dusseldorf, Postfach 300865, 40408 Dusseldorf

Stadt Emmerich am Rhein
Ordnungsamt

Postfach 100 864

46428 Emmerich

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung
Emmerich, Bebauungsplan Nr. EL 16/2 - Neustadt/Sud

Ihr Schreiben vom 31.03.2014, Az.: 5/61 2601 sm

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im beantragten Be-
reich. Die Auswirkungen der Kampfhandlungen sind in der beigefugten
Karte nicht dargestellt. Ich empfehle eine Uberpriifung der zu iiber-
bauenden Fliche auf Kampfmittel. Die Beauftragung dieser Uberpri-
fung erfolgt Uber das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung auf un-
serer Internetseite’.

Sofern es nach 1945 Aufschittungen gegeben hat, sind diese bis auf das
Gelandeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschie-
benden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminab-
sprache fur einen Ortstermin gebeten. Verwenden Sie dazu ebenfalls
das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie
Rammarbeiten, Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich zu-
satzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf unse-
rer Internetseite das Merkblatt fir Baugrundeingriffe.

Teile der beantragten Flache sind von mir bereits ausgewertet worden.
Bezuglich des alten Ergebnisses verweise ich auf die Stellungnahme
22.5-3-5154008-376/11 vom 22.12.2011. Die obigen Empfehlungen be-
ziehen sich daher ausschliefdlich auf den Ubrigen, erganzenden Bereich.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite
www. brd. nrnw.de/ordnung gefahrenabwehr/kampfmittelbeseitigung/index.jsp

1 Zur Kampfmitteliberprifung werden zwingend Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstu-
cke und eine Erklarung inkl. Plane Uber vorhandene Versorgungsleitungen benétigt. Sofern keine
Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu bestatigen.

Datum 07.04.2014
Seite 1 von 2

Aktenzeichen:
22 5-3-5154008-133/14/

bei Antwort bitte angeben

Herr Schwiering
Zimmer 116
Telefon:

0211 475-9710
Telefax:

0211 475-9040
kbd@brd.nrw.de

Beschluss
vorschlag

1.6

Dienstgeb&ude und
Lieferanschrift:
Miindelheimer Weg 51
40472 Dusseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-9040
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:

DB bis D-Flughafen,

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-
Bricke

Haltestelle:

Miindelheimer Weg

Fullweg ca. 3 min

Zahlungen an:

Landeskasse Dusseldorf
Konto-Nr.: 4 100 012

BLZ: 300 500 00 West LB AG
IBAN:
DE41300500000004100012
BIC:

WELADEDD
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Im Auftrag

(Schwiering)
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Datum: 07.04.2014

Diese Karte darf nur gemeinsam mit
der zugehdrigen textlichen Stellung-
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STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER

FB 5 Stadtentwicklung
24. Juli 2014

Beschluss
vorschlag
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Beschluss
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1.7

AKTENVERMERK

Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 -Neustadt / Std-;
hier: Stellungnahme im Rahmen der Offenlage

Am 24.07.14 wurden | o' stellig um

sich nédher Uber die Auswirkungen der geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes EL
16/2 zu erkundigen. Hierbei gaben Sie folgende Stellungnahme zur Planung ab:

1) Festsetzung eines Erhaltungsgebotes fiir die im Planbereich liegenden Allee-
baume

I st cigentiimerin der Allee, die von der Neustadt zum Grundstiick Klosterstr.
26 fuhrt, sowie des sudlich an das Grundstlick Neustadt 51 angrenzenden Griinbereiches.
Fur den in den Planbereich einbezogenen Teil der benannten Allee sieht der Bebauungs-
planentwurf die Festsetzung einer Grinflache sowie ein Erhaltungsgebot fir die einzelnen
Alleebaume vor. ﬁ weist darauf hin, dass es sich bei den betroffenen Baumen
um alte Linden handelt, die teilweise bereits Hohlrdume aufweisen. Daher ist ihnen nur noch
eine begrenzte Lebenszeit zuzumessen. Aus diesem Grunde soll sicher gestellt werden,
dass die planungsrechtliche Festsetzung des Erhaltungsgebotes nicht dazu flhrt, dass im
Prinzip abgangige Baume zu jedem Preis durch umfangreiche Mal3hahmen zu Lasten der
Eigentiimer erhalten werden mussen. Darliber hinaus besteht die Frage, ob im Falle einer
Entfernung wegen Krankheit die gleiche Baumart neu gepflanzt werden muss, da es offen-
sichtlich zu Unvertraglichkeiten bei der Neupflanzung von Linden auf alten Standorten dieser
Baumart kommen kann.

2) Einschrankung der bisherigen Nutzung auf dem stdlich an den Bauplatz Neu-
stadt 51 angrenzenden Grundstick

Es ergeben sich fir die Eigentiimerin Unklarheiten hinsichtlich der Auswirkungen der Pla-
nung auf ihre siidlich an das Grundstick Neustadt 51 angrenzende Grinflache. Der Pkt. 7.5
der Entwurfsbegriindung kiindigt in Abstimmung mit der Forstbehdrde die Neuschaffung ei-
nes Waldsaumes auf ihrem Grundstiick an. h erklaren, hiertiber bis-
lang nicht informiert zu sein. Sie sprechen sich dagegen aus, Baume auf inrem Grundstick

zur Anlage eines neuen Waldsaumes zu féllen, und erheben Bedenken dagegen, durch die
Planung in der bisherigen Nutzung ihres Grundstickes eingeschrankt werden zu sollen.

3) Errichtung einer Einfriedigung um das Grundstiick Neustadt 51

I it it, dass mit dem Bautrager bislang noch keine Abstimmung tiber die
Art der zukinftigen Einfriedigung des Grundstlickes Neustadt 51 erfolgt ist. Ihr liegt daran,
dass eine solche Einfriedigung sowohl an der Stidgrenze als auch langs der Allee errichtet
wird. Unterzeichnerin weist darauf hin, dass hierzu keine planungsrechtlichen Regelungen im
Bebauungsplan getroffenen werden und Errichtung einer Einfriedigung eine privatrechtliche
Angelegenheit auf der Grundlage des Birgerlichen Gesetzbuches darstellt.



4) Nutzung der Allee durch Baufahrzeuge im Rahmen der Realisierung des Bau-
vorhabens Neustadt 51

I sovicht sich gegen eine Nutzung ihres Weges durch Baufahrzeuge im Falle
einer Realisierung der geplanten Bebauung auf dem Grundstiick Neustadt 51 aus. Unter-
zeichnerin weist darauf hin, dass es sich dabei um eine Privatflache handelt und insofern
kein Nutzungsanspruch durch den Bauherrn geltend gemacht werden kénne. Bei der geplan-
ten Positionierung des Baukdrpers auf dem Grundstiick mit der Stellplatzzufahrt an der west-
lichen Grenze sei die Baustelle vom 6ffentlichen Verkehrsraum und Uber das eigene Grund-
stiick anfahrbar, so dass sich fur den Bautrager kein Erfordernis zur Nutzung der Allee fur
eine Baustellenandienung ergeben wird.

Im Auftrag

/yhuaﬁ

Schumann
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Email vom: 10.07.2012 11:11:36

Yon : J.Beckmann@stadt -emmerich.de

An : BGV.Beckmann@stadt-emmerich,de

Betreff : WE: Bauvoranfrage: Emmerich-Elten, Neustadt 51,
AE.: 00569-12

----- Wakargelsital von Jirgan BeckmanntammenchDE am 10.07 2012 11:11 —

"Gerhard™ <gerhard thomas. kjs Klevei@t-online.de>
e M @ AN | Beckmenndtstadt-ammerich da=

Kaopie “Pluntke, Siafanin™ <Stefanie Pluntke@wald-und-hobr nne.de>,
D8 09 02 20 =ingrid. dobrnenii@iwakl und-balz.new des, <gedard thomas. kjs. kleye@t

anling de>
Thema Bavvaranfrage: Emmenich-Elan, Meuslad] 51, AZ . 0056912

Sehr geahrta Damen und Harren,

sahr geshrier Harr Beckmann,

seitens der Forstbahirde bastahen grundsétziich Badenken gegen jade waldnahe Bebauung,

Im vorliegenden Fall fand ein Vorgesprach zwischen dem Vertreter des Eigentimers, dem beauftragten
Architekten und dem Vertreter der Forstbehdede statt. Das angrenzends Waldgrundstick sowie die nun zur
emeutan Bebauung vorgesahanan Parzelle befindan sich im gleichan Eigentum. Der Elgemtimer wurde auf
die besondere kinftige erhdhte Verkehrssicherung hingewiesen, die ihm aber bekannt war, da sie bereits
bestanden hat. Um die kiinftige Situation zu entspannen, wurde ginvemehmlich der Umbau des Waldrandes
beschlossen, der die Gefahr umstirzender Baume undioder herabstiirzende Aste weitgehend verhindert.

Cramit kinnen die Bedenken der Forstbehdrde im Einzeffall ausgeraumt werden.

Beschluss
vorschlag

1.9

Mt freundichem Gk
Im Auftrag

Garhard Thomas, FOAR

Ragionalforstamt Nisderrhain

Moltkestralia 8

45483 Wasal
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Kommunale Bauleitplanung der Stadt Emmerich am Rhein;
Bebauungsplan Emmerich am Rhein; Nr. 16/2 Neustadt/Sud

Bericht vom 09.07.2014, Az.: 5/ 61 2601 sm

Sehr geehrte Damen und Herren,

Fachbereich:
Abteilung:
Dienstgebaude:
Telefax:
nsprechpartner/in:
Zimmer-Nr.:
Durchwahl:
angeben) = Zeichen:
| Datum:

Der Landrat

Technik

02821 85-700
Frau Gall

E.237

02821 85-356
6.1-612601/02-
31.07.2014

zur o0.g. Planung werden von mir folgende Bedenken und/oder Anregungen vorgetragen.

Stellungnahme als Untere Landschaftsbehérde:

Grundsétzliche Bedenken gegen die Aufstellung des B-Planes bestehen nicht, jedoch sind

aus landespflegerischer Sicht folgende Hinweise fir das weitere Verfahren zu machen.

Zur Errichtung der Stellplatze sind zur Erhaltung der angrenzenden Baume des Flurstiickes
254 folgendes zu beachten:

- Der zulassige Stammabstand fiir BaumaRnahmen im Bereich von Baumen von 2,50
m ist zu beachten

- Im Sinne von §14 BauONRW (4) missen zu erhaltende Baume, Straucher und

sonstige Bepflanzungen wahrend der Bauarbeiten durch geeignete Vorkehrungen

geschitzt und ausreichend bewéassert werden.

- Wahrend der BaumaRnahme ist daher die DIN 18920 ,Schutz von Bdumen,
Pflanzenbestanden und Vegetationsflachen bei Baumafnahmen“ bindend.

- Erdarbeiten sind im Bereich der Kronentraufen in Handschachtung oder mittels
Sauggerat durchzufthren.

Lieferanschrift Sprechzeiten

Kreisverwallung Kleve montags bis donnerstags
Nassauerallee 15-23  von 09:00 bis 16:00 Uhr
freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr

47533 Kleve

Sparkasse Kleve
BLZ 324 500 00, Konto 5 001 698
BIC: WELADED1KLE

Sparkasse Krefeld

BLZ 320 500 00, Konlo 323 112 144

BIC: SPKRDE33

IBAN: DEO4 3245 0000 0005 0016 98  IBAN: DE51 3205 0000 0323 1121 44

Postbank Kiln

BIC: PBNKDEFF

http:iiwww.kreis-kleve.de » e-mail: info@kreis-kleve.de » Vermittlung: 02821 85-0
Offentliche Verkehrsmittel: NIAG-Bus-Linie 49 (City-Bus) bis Haltestelle Postamt, NIAG-Bus-Linie 54 oder RVN-Bus-Linie 70 bis Haltestelle Nassauerallee

Bauen und Umwelt - Verwaltung
Nassauerallee 15 - 23, Kleve

Beschluss
vorschlag

1.10

BLZ 370 100 50, Konto 27917-501

IBAN: DE32 3701 0050 0027 9175 01

Sprechzeiten Bauordnungswesen, Immissionsschutz, Wasserwirtschaft, Bodenschutz, Abfallwirtschaft: dienstags und donnerstags von 09.00 bis 12.30 Uhr




- Als Schutz gegen das Befahren der Kronentraufen mit schwerem Gerét ist ein
Bauzaun aufzustellen.

- Eventuell erforderliche Schnitte an Krone und Wurzeln sind gemaR ZTV Baumpflege
durchzufihren.

- Zum Schutz des Belages vor Anhebung durch das Wurzelwerk wird angeregt, eine
Bauweise gemal FLL-Richtlinie ,Empfehlungen fur Baumpflanzungen Teil 2" zu
wahlen, um das Wurzelwerk in oberflaichenferne Bereiche zu leiten.

Stellungnahme als Untere Landschaftsbehérde bzgl. des Artenschutzes:

Das Protokoll der artenschutzrechtlichen Prifung habe ich beigeflgt.

Mit freundlichen GruRen
Im Auftrag

Qéubu/b]

Bonnen



Anlage zu Vorlage 05-16 0085/2014

Bebauungsplanaufstellungsverfahren Nr. EL 16/2 —Neustadt / Stidost -;
hier: Luftbild 1: 500 (aus 2009)

.

Bereich mit Uberdeckung
_ durch Baumkronen

¥, W 4 -q’ -

M 1:500




Ihre Referenzen
Ansprechpartner
Durchwahl
Datum

Betrifft

Hausanschrift

Postanschrift
Telekontakte
Konto

Aufsichtsrat
Geschaftsfihrung
Handelsregister

Deutsche Teiekom Technik GmbH
Philipp-Reis-Str. 7-9, 46485 Wesel

Stadt Emmerich

Der Blirgermeister
Geistmarkt 1

46446 Emmerich am Rhein

5/61 2601 sm vom 09.07.2014

PTI Duisburg, PBL3, Peter van Baal

+49 2821 580-112

13.08.2014

Bebauungsplan Nr. EL 16/2 — Neustadt / Stid; in Emmerich

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH beauftragt und bevollméchtigt, alle Rechte
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien missen weiterhin
gewahrleistet bleiben.

Wir bitteri, die Verkehrswege so an die vorhandenen umfangreichen

Telekommunikationslinien der Telekom anzupassen, dass diese
Telekommunikationslinien nicht veréndert oder verlegt werden missen.

Mit freundlichen GriiRen

i. A ) s':

LY —
W

Thomas Stratemann Peter van Baal . ___

Deutsche Telekom Technik GmbH

Technik Niederlassung West, Kar-Lange-Str. 29, 44791 Bochum;
Besucheradresse: Philipp-Reis-Str. 7-9, 46485 Wesel

Postfach 10 07 09, 44782 Bochum

lelefon +49 234 51660-0, Internet wwaw.telekom.de '
Postbank Saarbricken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 24 B58 668

IBAN: DE1759010066 0024858668, SWIFT-BIC: PBNKDEFF

Dr. Thomas Knoll (Vorsitzender)

Dr. Bruno Jacobleuerborn (Vorsitzender), Alberl Matheis, Carsten Miller
Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Geselischaft Bonn

UStIdNr. DE 814645262

Beschluss
vorschlag

1.11
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Stadtwerke Emmerich

Mehr als Energie.

Stadtwerke Emmerich GmbH
Wassenbergstr. 1

46446 Emmerich am Rhein
Telefon: 02822-604-0

Stadt Emmerich am Rhein Telefax: 02822-604-157

g e
. - ricn.ae
z. Hd. Frau Schumann

Geistmarkt 1 . . Bereich: Netzservice
46446 Emmerich am Rhein Bearbeiter: Christoph Bennemann

Durchwahl: 02822 604 133
Fax: 02822 604 157
Mail: bennemannc@swe-gmbh

Stadtwerke Emmerich GmbH - Postfach 100865 - 46428 Emmerich am Rhein

Datum: 21.07.2014

Bebauungsplanverfahren Nr. EL 16/2 - Neustadt / Siid -
Hier: Stellungnahme der Stadtwerke Emmerich GmbH
Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrte Frau Schumann,

’ : : i — Beschluss
um die Stromversorgung fur die geplante Bebauung sicher zu stellen, missen wir eine neue vorschlag

Stromleitung zwischen der Neustadt 44 (gegentiberliegende StraRenseite) bis zur Trafostation 1.12
.Neustadt' (Neustadt Ecke WilhelmstralRe) verlegen.

Wir méchten Sie bitten diese im Planverfahren unter Punkt 7.1.1 ,Gas, Wasser, Strom,
Telekomunikation® entsprechend zu vermerken.

Die geplante Trasse ist auf dem beiliegenden Lageplan eingezeichnet.

Mit freundlichen Gruien
Stadtwerke Emmerich GmbH

 A—
i.A. Bennemann adt Emmerich am Rhein

BGM;

Vorsitz Aufsichtsrat: Udo Jessner ¢+ Geschéftsfiihrung: Horst Thyssen
Stadtsparkasse Emmerich-Rees, Konto 107 003, BLZ 358 500 00, IBAN: DE04 3585 0000 0000 1070 03, BIC:
WELADED1EMR - Amtsgericht: 21 HR B Amtsgericht Kleve 3057 ¢ USt.-ID Nr.: DE 120060564
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Stadtebaulicher Vertrag gemal 8 11 BauGB

zur Sicherung von MalRnahmen zur Realisierung
des Bebauungsplanes EL16/2 -Neustadt/Sid-

zwischen

1)

Stadt Emmerich am Rhein,
Geistmarkt 1, 46446 Emmerich am Rhein

vertreten durch  Herrn Birgermeister Johannes Diks
sowie Herrn Ersten Beigeordneten Dr. Stefan Wachs

nachfolgend "Stadt" genannt

2)

Frau ,
, 46446 Emmerich am Rhein

nachfolgend "Grundstickseigentiimerin® genannt

und

3)

VOBA Wohnbau GmbH
Grundstticks- und Projektentwicklung im Finanzver-

bund der Volksbanken - Raiffeisenbanken,
Hinterm Engel 18, 47574 Goch

vertreten durch Herrn Michael Henn

nachfolgend "Vorhabentrager" genannt




Stadtebaulicher Vertrag gemaf § 11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt / Sud- Seite 2

(1)

)

®3)

§1
Gegenstand des Vertrages

Gegenstand dieses Vertrages ist die Sicherung einer Maf3nahme zum Umbau des
Waldrandes der Waldflache auf dem Grundstiick Gemarkung Elten, Flur 16, Flurstiick
254. Aktuell stehen auf dem siidlich an den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
EL 16/2 -Neustadt / Sud- angrenzenden Teil dieses Grundstiickes in einem geringen
Abstand zur nérdlichen Grenze hohe Baume, von denen in Bezug auf die durch den
Bebauungsplan vorbereitete bauliche Nutzung des Grundstiickes Neustadt 51, Ge-
markung Elten, Flur 16, Flurstiick 255 ein Schadensrisiko infolge herab fallender Aste
und umstirzender Baume ausgehen kann. Durch die in § 2 ndher bestimmte Mal3-
nahme soll dieses Risiko minimiert werden.

Die Grundstiuckseigentiimerin gestattet dem Vorhabentrager oder im Rahmen einer
ErsatzmalRnahme der Stadt, die unter 8 2 ndher bestimmte MalRnahme auf ihrem
Grundstlick durchzufiihren.

Der Vorhabentréager verpflichtet sich zur Durchfihrung der unter § 2 naher bestimm-
ten Maflinahme.

§2

MalRnahme zum Umbau des an den Bebauungsplanbereich grenzenden Waldrandes

1)

2)

Zum Umbau des bestehenden Waldrandes sind folgende Arbeiten durchzufihren:

a) Fallen derim Anlageplan gekennzeichneten Buche einschliel3lich Abtransport
des Stammes mit Asten und Blattwerk

b) Pflanzung von ca. 74 Stick einheimischen Baumen und Stréauchern
Eberesche 1+1, 80 - 120, ca. 5 Stuck
WeilRdorn 1+1, 50 — 80, ca. 5 Stiick
Haselnuss 1+2, 80 — 120, ca. 14 Stuck
Hundsrose 1+1, 30 — 50, ca. 11 Stlick
Apfelrose 1+1, 25 — 50, ca. 11 Stlck
Gemeiner Schneeball 1+2, 50 — 80, ca. 14 Stlck
Pfaffenhitchen 1+2, 50 — 80, ca. 14 Stuck
c) BaumschnittmaRnahmen an den das Grundstiick flankierenden Alleebdumen.
Die Durchfiihrung der unter Pkt . 1 aufgefihrten Teilmal3hahmen wird zu folgenden
Zeitpunkten fallig:
a) Baumfallung bis zum Baubeginn des Neubauvorhabens Neustadt 51

b) Ersatzpflanzung in der Pflanzperiode nach Baumféallung; falls der Zeitpunkt der
Baumfallung in eine laufende Pflanzperiode fallt, gilt der Rest dieser Pflanzperio-
de als Pflanzperiode nach Baumfallung

¢) BaumschnittmaRnahmen bis zum Beginn des Neubauvorhabens Neustadt 51



Stadtebaulicher Vertrag gemaf § 11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt / Sud- Seite 3

§3
Kostentragung

Der Vorhabentrager tragt die mit der Maf3nahme verbundenen Kosten.

(1)

(1)

()

(1)

)

8§84
Gewahrleistung und Abnahme

Der Vorhabentrager ibernimmt die Gewahr, dass seine Leistung zur Zeit der Abnah-
me durch die Forstbehdrde die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat und nicht
mit Fehlern behaftet ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag
vorausgesetzten Zweck aufheben oder mindern.

§5
Haftungsausschluss

Aus diesem Vertrag entsteht der Stadt keine Verpflichtung zur Aufstellung der Sat-
zung von Bebauungsplanen. Eine Haftung der Stadt fir etwaige Aufwendungen des
Vorhabentragers, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung von Satzungen tatigt, ist
ausgeschlossen.

Fir den Fall, dass sich die Nichtigkeit der Satzung des Bebauungsplanes im Verlauf
eines gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt, kobnnen Anspriiche gegen die Stadt
nur dann geltend gemacht werden, sofern die Stadt die Umstande, die zur Nichtigkeit
der Satzung gefuhrt haben, zu vertreten hat, wobei die Stadt nicht fiir leichte Fahrlas-
sigkeit haftet.

§6
Vertragsanderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Vertragsdnderungen oder Ergdnzungen bedirfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist dreifach ausgefertigt. Die
Stadt Emmerich am Rhein, die Grundstiickeigentiimerin und der Vorhabentrager er-
halten je eine Ausfertigung.

Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berthrt die Wirksamkeit der Gbrigen Re-
gelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame
Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages
rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

8§87
Rechtsnachfolge

Die Grundstickseigentiimerin und der Vorhabentrager verpflichten sich, sdmtliche Verpflich-
tungen und Bestimmungen dieses Vertrages ihren Rechtsnachfolgern aufzuerlegen und die



Stadtebaulicher Vertrag gemaf § 11 BauGB zum Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt / Sud- Seite 4

Rechtsnachfolger fiir die Félle weiterer Rechtsnachfolge zur entsprechenden Weitergabe zu
verpflichten.

88
Wirksamwerden

Der Vertrag wird wirksam fur die Bestimmungen des 8§ 5 Abs. (1) mit Vertragsunterzeich-
nung. Die Gbrigen Bestimmungen dieses Vertrages werden erst dann wirksam, wenn die
Satzung des Bebauungsplanes Nr. EL 16/2 -Neustadt / Sud- in Kraft tritt.

Fir die Stadt Emmerich am Rhein,
Johannes Diks Dr. Stefan Wachs
Birgermeister Erster Beigeordneter

Grundstiickseigentimerin Emmerich am Rhein,

Vorhabentrager Goch,

Michael Henn



AL s Lt —
o PN T 2777 L ~f

A7 / 77 [ oo P B 7/ -5 i
e :
' ANLAGEPLAN
zum stadtebaulichen Vertrag gemal § 11 BauGB fur die Sicherung der MalBnahmen zur Realisierung des Bebauungsplanes EL16/2 -Neustadt/Sud-
hier: Darstellung des zu fallenden Baumes auf dem Grundstick Gemarkung Elten, Flur 16, Flurstiick 254 und Pflanzschema zur Ersatzpflanzung Pt
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FROEXT:  NEUBAU EINES MEHRFAMILIENHAUSES
NEUSTADT 51
IN 46446 EMMERICH-ELTEN
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@ Ebereshie 80 - 120 . ' =N - R : BALHERR:  VOBA WOHNBAU GMBH

& Weibdorn 50 - ' W : G e e - HINTERM ENGEL 18

i Hostlnuss BO 4?5?4 GDEH

5 ndsrose 30

& hpfelroge ZE N

& Gemeiner Stf ARCHITEKT:  DIPL. ING. BENEDIKT ARNTZEN

& Plafienhiitchen NEUSTADT 48 FON: 02828-928373
TH g 46446 EMMERICH-ELTEN FAX: 02828-928372

F1 = 23,73-16,69 = 7.04 x 0,80 = 5,63

F2 = 23,73-16,66 = 7,07 x 08B0 x 0,50 = 2.8 5
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STADT EMMERICH AM RHEIN

Bebauungsplan Nr.

Textliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung

Gemal 8§ 1 Abs. 6 BauNVO wird fur die im Bebauungsplan festgesetzten Allgemei-
nen Wohngebiete (WA) festgesetzt, dass die im Allgemeinen Wohngebiet gemaf § 4
Abs. 3 Nrn. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen (Gartenbaube-
triebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2 Anzahl der Vollgeschosse

Gemal § 31 Abs. 1 BauGB i. V. m. 8 16 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass von
der Zahl der Vollgeschosse im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 Ausnahmen bis zu ei-
nem Vollgeschoss zugelassen werden kdnnen, wenn es sich bei der Uberschreitung
um ein Geschoss unter mehreren geneigten Dachflachen (z.B. Sattel- oder Walm-
dach) oder unter einer geneigten Dachflache (z.B. Pultdach) im Sinne des § 2 Abs. 5
Satz 3 BauO NRW handelt und in den Rdumen in dieser Geschossebene die Dach-
form Uberwiegend ablesbar ist.

3 Uberschreitung der Gebaudehdhenfestsetzungen

GemalR § 9 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die in al-
len WA-Gebieten festgesetzten maximal zulassigen Gebaudehthen ausnahmsweise
durch Schornsteine, Antennenanlagen sowie untergeordnete technische Aufbauten
um bis zu 1,0 m Uberschritten werden kénnen.

4 Uberbaubare Grundstiicksflache

Gemal § 12 Abs. 6 BauNVO und 8§ 23 Abs. 5 BauNVO i. V. m. § 14 Abs. 1 Satz 3
BauGB wird festgesetzt, dass auf den im Plan mit einem Punktraster gekennzeichne-
ten Grundstiicksflachen innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 zwischen
der vorderen Baugrenze und der StraRengrenze Garagen und Uberdachte Stellpléatze
(Carports) sowie bauliche Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO unzulassig
sind.
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Hinweise

Kampfmittelablagerungen

Der Emmericher Stadtbereich war Bombenabwurfgebiet im Zweiten Weltkrieg. Es ist
daher nicht auszuschliel3en, dass sich noch Kampfmittelablagerungen im Boden be-
finden.

Vor Durchfihrung als besonders gefahrdet einzustufender Erdbauarbeiten empfiehlt
der Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD), eine Sicherheitsiberprifung des Baugrun-
des durchzufuhren. Zu diesen Arbeiten gehdren insbesondere

- Rammarbeiten

- Verbauarbeiten

- Pfahlgriindungen

- Rauttel- und hydraulische Einpressarbeiten

- sowie vergleichbare Arbeiten, bei denen erhebliche mechanische Krafte auf den
Boden ausgetibt werden.

Zur Durchfuhrung der Sicherheitstberprifungen ohne konkreten Hinweis auf eine
mdgliche Kampfmittelbelastung sollen dabei vom Eigentimer als Zustandsstorer
Sondierungsbohrungen mit einem Durchmesser von max. 120 mm, die je nach Bo-
denbeschaffenheit mit PVC-Rohren (Innendurchmesser > 60 mm) zu verrohren sind,
nach einem vom KBD empfohlenen Bohrraster eingebracht werden.

Bodendenkmaler

Es ist nicht auszuschlieRen, dass bei Eingriffen in den Boden Bodendenkmaler ent-
deckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Stadt Emmerich am
Rhein oder dem Rheinischen Amt fir Bodendenkmalpflege unverziglich anzuzeigen
(88 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW).

Hochwasserrisiko

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. V 6/1 liegt innerhalb eines potentiel-
len Uberschwemmungsbereiches des Rheins, der durch den technischen Hochwas-
serschutz (Deiche und sonstige Hochwasserschutzanlagen) bis zum festgelegten
Bemessungshochwasser vor Uberschwemmungen geschiitzt ist.

Die vom Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen ins Internet unter
www.flussgebiete.nrw.de eingestellten Hochwassergefahrenkarten und Hochwasser-
risikokarten informieren tber die mégliche Ausdehnung und Tiefe einer Uberflutung in
den drei Szenarien

HQ10 Hochwasser, das mit relativ hoher Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel
alle 10 Jahre




HQ100 Hochwasser, das mit mittlerer Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel alle
100 Jahre

HQextrem Hochwasser, das statistisch wesentlich seltener als alle 100 Jahre
auftritt.

Denkmalbereich und Gestaltungssatzung fir den Denkmalbereich Elten

Das Plangebiet ist teilweise in die Satzung fur den Denkmalbereich Elten der Stadt
Emmerich vom 18.02.1998 einbezogen. Fir die betroffenen Grundstiicke gilt die Ge-
staltungssatzung der Stadt Emmerich am Rhein fiir einen Teilbereich der Denkmalbe-
reichssatzung gemaR Denkmalschutzgesetz fir den Ortsteil Elten vom 20.09.2001.

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Das Gutachten ,Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des Bebauungs-
plans EL 16/2 ,Neustadt/Sud" der Stadt Emmerich am Rhein* des Buros StadtUmBau
Ingenieurgesellschaft mbH, Kevelaer vom 20.05.2014 ist Bestandteil der Begriindung
dieses Bebauungsplanes.

Schalltechnische Untersuchung

Das Gutachten ,Ermittlung und Beurteilung der zu erwartenden Gerduschimmissio-
nen aus dem anlagenbezogenen Verkehr (offene Stellplatze) an der umliegenden
schutzbedurftigen Bebauung nach DIN 18005 / TA Larm* zum Bebauungsplan Nr. EL
16/2 -Neustadt/Sud- des Biros IBK, Alsdorf vom 23.06.2014 ist Bestandteil der Be-
grindung dieses Bebauungsplanes.
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1. Anlass der Planaufstellung

Mit dem Abriss des Wohnhauses Neustadt 51 ist im Bereich der Neustadt eine Baullicke von rd.
60 m Breite entstanden, die absehbar einer baulichen Nutzung entgegen sieht. Die vorherige
Bebauung durch ein zurtick liegendes Holzhaus inmitten einer grof3en Freifliche hob sich von
der Umgebungsbebauung an der Neustadt wesentlich ab und soll nicht mehr als Mal3stab fur
die zukiinftige Bebauung des betroffenen Grundstickes herangezogen werden. Vielmehr treten
nunmehr die Ziele der Denkmalbereichssatzung fir den Ortsteil Elten in Vordergrund, von der
die betroffene Flache erfasst ist.

Fur die betroffene Baullicke wurde eine Bauvoranfrage fir ein die gesamte Grundstiicksbreite
ausnutzendes Mehrfamilienhaus in zweigeschossiger Bauweise zzgl. eines ausgebauten Dach-
geschosses fir rd. 20 Wohneinheiten vorgelegt. Um stadtebaulich eine mit der Umgebungsbe-
bauung vertragliche und mit den Zielen des Denkmalschutzes in Einklang stehende Neubebau-
ung des Grundstiickes zu sichern, wird ein Planungsbedarf gesehen, da sich die Zulassigkeits-
beurteilung einer Bebauung nach § 34 Abs. 1 BauGB den stadtebaulichen gestalterischen As-
pekten entzieht und den Einfligegrundsatz nur auf Art und Mal3 der baulichen Nutzung, die
Bauweise und die Uberbaute Grundstiicksflache, durch die die Eigenart der ndheren Umgebung
gepragt ist, abstellt. Dartber hinaus sind der Durchsetzbarkeit der Gestaltungssatzung gewisse
Grenzen gesetzt.

Daher wurde mit Aufstellungsbeschluss vom 11.09.2012 ein Bebauungsplanaufstellungsverfah-
ren fir den Bereich auf der Sudseite der Neustadt zwischen Wilhelmstraf3e und Dr.-Robbers-
Stralie eingeleitet. In diesem Planverfahren soll die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes (WA) in Anpassung an die umgebenden Bebauungs- und Nutzungsstrukturen erfolgen, um
eine behutsame bauliche Entwicklung des Bereiches zu fordern, eine adaquate Erganzung der
Bebauung vorzubereiten und stadtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden. Das mit der
Denkmalbereichssatzung formulierte stadtebauliche Ziel der Erhaltung der historischen Struktu-
ren in der Neustadt soll durch Gestaltungsfestsetzungen gesichert werden.

2. Ortliche Vorgaben

2.1 Raumlicher Geltungsbereich

Der Verfahrensbereich des Bebauungsplanes ist rd. 10.800 gm grof3 und liegt im Ortsteil Elten
auf der Sudseite der Stral3e Neustadt zwischen Wilhelmstraflte und Dr.-Robbers-Straf3e. Dar-
Uber hinaus sind der betroffenen Abschnitt der Straf3enflache Neustadt sowie die Grundstlicke
Dr.-Robbers-Straf3e 13 und 15 in den Planbereich mit einbezogen.

Das Plangebiet betrifft in der Gemarkung Elten, Flur 16 die Flursticke 70, 71, 114, 115, 163,
254 tlw., 255, 262 bis 274 und 281und wird begrenzt:

- im Norden durch die nordliche Stral3engrenze der Neustadt,

- im Osten durch die westliche Stral3engrenze der Dr.-Robbers-Strale,

- im Suden durch die Studgrenzen und deren jeweiligen Verbindungen der Grundstlicke Dr.-
Robbers-Str. 13, Neustadt 33, 35, 37, 51, 53,55, 57 und 59 sowie Wilhelmstr. 24,

- im Westen durch die 6stliche StralRengrenze der Wilhelmstral3e.

Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der Planunterlage mit einer gestrichelten Linie gekennzeich-
net.
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Abbildung 1: Lage des Plangebiets

2.2 Gegenwartiger Zustand

Das Plangebiet liegt im zentralen Siedlungsbereich des Ortsteiles Elten. Es umfasst zwei zu-
sammenhangende Baubereiche:

e die Grundstiicke Dr. Robbers-Str. 13 u. 15 sowie Neustadt 25 bis 37, auf denen zu Be-
ginn der 2000er Jahre Einfamilienh&duser in Form von Einzel-, Doppel- und Reihenh&u-
sern errichtet wurden,

e die Grundstlicke Neustadt 53 bis 59 sowie Wilhelmstr. 24, deren Wohnhauser bereits al-
teren Datums sind und das Erscheinungsbild in der Neustadt durch eine bis zu zweige-
schossige Bauweise mit kleinteiligem Grundstiickszuschnitt und Gebaudestellung an der
StralRengrenze mitpragen.

Zwischen diesen Baubereichen befindet sich das nach Abbruch eines freistehenden alten Holz-
hauses derzeit freiliegende Grundstiick Neustadt 51. Seine brach liegende Flache gestaltet sich
als Wiese mit randlichem Gehélzsaum zum sudlich angrenzenden waldartigen Blockinnenbe-
reich. Gegen den 6stlich anschlieBenden Baubereich ist es durch eine von der Neustadt in den
Innenbereich fihrende historische Allee mit hohem Baumbestand abgetrennt.

Unmittelbar vor dem Grundstiick Neustadt 51 befindet sich in der Neustadt eine Bushaltestelle
in der Form einer Stral3enausbuchtung. Das dazu gehdrige Wartehduschen steht abseitig in
Verlangerung der Gebaudefront Neustadt 59-53 an der nordwestlichen Ecke des Grundstiickes
Neustadt 51.

Die ndhere Umgebung an der Neustadt ist durch Wohnbebauung gepréagt. Im weiteren Umfeld
(Luftlinie 500 m) befinden sich der zentrale Versorgungsbereich sowie zentrale Gemeinbe-
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darfseinrichtungen (Schule, Kindergarten, Seniorenheim). Die Nahversorgung mit Artikeln des
taglichen Lebens ist hierdurch gesichert.

2.3 Bebauungsplan der Innenentwicklung

Das Planverfahren betrifft einen Gberwiegend bereits bebauten Wohnbereich innerhalb eines
Siedlungszusammenhanges, der im Regionalplan als Allgemeiner Siedlungsbereich dargestellt
ist. Es dient im Wesentlichen der baulichen Nachverdichtung des Ortsteiles Elten. Die Verfah-
rensflache umfasst insgesamt rd. 10.800 gm, so dass die Zuléssigkeitsvoraussetzung nach 8
13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Festsetzung einer Gesamtgrundflache im Sinne des § 19 Abs. 2
BauNVO von weniger als 20.000 gm) eingehalten wird. Durch die Planaufstellung wird keine
Zulassigkeit von Vorhaben begrindet, die einer UVP-Pflicht unterliegen. Daher wird das Verfah-
ren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemaf § 13a BauGB abgewickelt. Das Erforder-
nis zur Erstellung eines Umweltberichtes im Sinne des § 2a BauGB entféllt.

3. Planungsvorgaben

3.1 Gebietsentwicklungsplan

Die Darstellung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung fir das Stadtgebiet Emmerich
am Rhein findet ihre grundlegende Konkretisierung u.a. auf der Ebene des Gebietsentwick-
lungsplanes fur den Regierungsbezirk Dusseldorf (GEP 99).

Der Gebietsentwicklungsplan stellt den Bebauungsplanbereich als Allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB) dar. Damit steht die Planung in Einklang mit den Zielen der Raumordnung und
Landesplanung.

3.2 Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan ist fir das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten
stadtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Be-
durfnissen der Gemeinde in den Grundzligen dargestellt.

Der Flachennutzungsplan stellt den Bebauungsplanbereich derzeit wie folgt dar:

a) westlicher Teilbereich von WilhelmstralRe bis einschlief3lich Grundstiick Neustadt 53 so-
wie die Stral3enflache Neustadt als Wohnbauflache

b) 6stlicher Teilbereich von Dr.-Robbers-Stral3e bis einschlie3lich Grundstiick Neustadt 51
als Grunflache der Zweckbestimmung , Parkanlage"“.

Letztere Darstellung basiert auf den ausgeiibten Nutzungen zum Zeitpunkt der FNP-Aufstellung
im Jahre 1979. Seinerzeit reichte die an die Dr.-Robbers-StralRe angrenzende 6ffentliche Park-
anlage noch bis zur Neustadt. Zwischenzeitlich ist der ndrdliche Teilbereich der Parkanlagenfla-
che auf der Beurteilungsgrundlage des 8§ 34 BauGB einer Wohnbebauung zugefuhrt worden,
ohne dass hislang eine Anpassung des Flachennutzungsplanes stattgefunden hat.

Der Bebauungsplan lasst somit nicht vollstédndig aus den aus den Darstellungen des Flachen-
nutzungsplanes entwickeln. Fir die von den Planungsabsichten abweichenden FNP-
Darstellungen soll unter Anwendung des 8§ 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB eine Anpassung des Fl&-
chennutzungsplanes im Wege der Berichtigung nach Aufstellung des Bebauungsplanes erfol-
gen.
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3.3 Bestehende Bebauungspléne

Fur den gesamten Planbereich EL 16/2 wurde bislang noch kein Bebauungsplan nach § 30
BauGB aufgestellt. Auf der nordlichen Stral3enseite der Neustadt schlief3t sich der Bebauungs-
plan EL R/1 -WasserstralR3e- an, der das Baugebiet zwischen Wasserstral3e, Neustadt, Gustav-
Heinemann-StraRe und Regenbogengasse einfasst. Die hierin festgesetzten Baubereiche sind
als Allgemeine Wohngebiete festgesetzt, soweit sie an die vorgenannten Umgebungsstralien
grenzen, wahrend der innere Planbereich im Wesentlichen Reine Wohngebiete (WR) ausweist.

Der dem Verfahrensbereich EL 16/2 nordlich unmittelbar gegentber liegende Baubereich ist
somit als WA-Bereich festgesetzt. Die dem im Zusammenhang bebauter Ortsteile im Sinne des
§ 34 BauGB zuzurechnenden Bereiche westlich und 6stlich des Plangebietes weisen in ihrer
Bebauungs- und Nutzungsstruktur ebenfalls die Charakteristika Allgemeiner Wohngebiete auf.

3.3 Denkmalbereichssatzung fur den Ortsteil Elten und Gestaltungssatzung flr einen
Teilbereich der Denkmalbereichssatzung

Die Denkmalbereichssatzung fir den Ortsteil Elten dient u.a. dem Schutz des Erscheinungsbil-
des der Bebauung in Proportion, Form und Verdichtung entlang der historischen Stral3enziige.
Hierzu z&hlt auch die Neustadt. Der Bebauungsplanbereich ist bis auf die aus der ehemaligen
nordlichen Teilflache des Dr.-Robbers-Parkes gebildeten Grundstticke Dr.-Robbers-Str. 13 u.
15 sowie Neustadt 25 bis 37 in die Denkmalbereichssatzung einbezogen.

In der Aufteilung der Ortsbildzonen in der fir den Denkmalbereich erlassenen ,Gestaltungssat-
zung der Stadt Emmerich am Rhein fur einen Teilbereich der Denkmalbereichssatzung gemani
Denkmalschutzgesetz fir den Ortsteil Elten” vom 20.01.2001 wird der Bereich fur die Neustadt
wie folgt beschrieben:

Neustadt, WilhelmstraRe, Dr.-Robbers-Strale, Streuffstrale-Nordwest besitzen eine
kompakte StraBenrandbebauung in meist kleineren Formaten, traufstandig, urspringlich
Uberwiegend eingeschossige und dreiachsige Backsteinbauten, die spater z.T. aufgestockt
wurden. In der Regel sind die Dachflachen geschlossen, mittige Zwerchhauser bzw.
nachtraglich kleine Schleppgauben kommen aber vor. Es ist einige Neubebauung anzu-
treffen, vorwiegend aus den 50er + 60er Jahren in niederlandischem Typus, in der Dr.-
Robbers-Strale sogar ausschlieBlich, dort auch keine randstandige Bebauung! Uberwie-
gend herrscht Wohnnutzung vor.

Den Bestimmungen der benannten Gestaltungssatzung zufolge soll sich eine Neubebauung
innerhalb ihres Geltungsbereiches so gestalten, dass u. a.

¢ die in der Umgebung vorhandene kleinteilige Parzellenstruktur in der neuen Architektur
ablesbar bleibt,

o die Baukorperstellung und Geb&udemasse sich in den Umgebungszusammenhang ein-
passen,

e First-, Trauf- und Sockelhéhen dem Durchschnitt der vorhandenen typischen Gebaude-
héhen derselben Stral3enseite in der zugehorigen Ortsbildzone entsprechen.

Diese Gestaltungssatzung gilt fur die der Denkmalbereichssatzung unterliegenden Grundstticke
des Planverfahrens. Die in dem o.a. Baubereich Dr.-Robbers-Str. 13 u. 15 sowie Neustadt 25
bis 37 entstandene neuere Bebauung nimmt das Erscheinungsbild der Umgebungsbebauung in
der Neustadt hingegen nur ansatzweise auf und unterscheidet sich hiervon insbesondere durch
steile Dachneigung und umfangreiche Dachgeschossausbauten.
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4. Landespflegerische Vorgaben
4.1 Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich im zentralen Innenbereich des Ortsteiles Elten. Dartber hinaus

wurde fur den Stadtbereich von Emmerich am Rhein bislang noch kein Landschaftsplan nach
Bundesnaturschutzgesetz aufgestellt. Insofern greifen hier die Grundlagen eines solchen Re-
gelwerkes nicht auf dieses Planverfahren.

4.2 Schutzgebiete

Schutzgebiete oder geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts existieren
im Plangebiet nicht. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europaische Vogel-
schutzgebiete liegen im Plangebiet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraum-
typ nach der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie).

Gemal nachstehender Abbildung betragt der Mindestabstand zu einem naturschutzrechtlichen
Schutzgebiet mehr als 1.100 m. Es handelt sich hierbei um einen Teilbereich des Vogelschutz-
gebietes DE-4203-401 ,Vogelschutzgebiet Unterer Niederrhein* an der Bundesgrenze, welches
an das auf niederlandischer Seite festgesetzte Natura-2000-Gebiet um den Altrhein anschlieft.

Abbildung 2: Lage des Plangebiets in Bezug auf naturschutzrechtliche Schutzgebiete

=t
" | Vogelschutzgebiet

Unterer Niederrhein®

Auswirkungen auf die nachst gelegenen naturschutzrechtlichen Schutzgebiete durch die Pla-
nung sind nicht erkennbar. Durch das Planverfahren werden diesbeziglich keine gré3eren Sto-
rungen als bisher vorbereitet, da es sich bei dem Planbereich um im Wesentlich bereits bebaute
Flachen handelt und sich die zusatzlich geschaffenen baulichen Erweiterungsmdglichkeiten an
die Siedlungsstruktur anpassen und vom Umfang her im Gesamtsiedlungsgeflige als unterge-
ordnet zu erachten sind.
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5. Planungsziele

Der Bebauungsplan dient der Sicherung des in der Denkmalbereichssatzung fur den Ortsteil
Elten formulierten stadtebaulichen Zieles der Erhaltung der historischen Baustrukturen in der
.Neustadt“. Hierzu sollen in Anpassung an die Umgebungsbebauung ein Allgemeines Wohnge-
biet (WA) festgesetzt und eine addquate Ergdnzung der Bebauung fir die LickenschlieRung im
Bereich des Grundstickes Neustadt 51 planungsrechtlich vorbereitet werden.

6. Planungsrechtliche Festsetzungen

6.1  Artder baulichen Nutzung

6.1.1 Gebietsfestsetzungen

Der Bebauungsplan sieht entsprechend den vorgenannten Planungszielen in Anpassung an
den Bestand sowie die Umgebungsbebauung die Festsetzung Allgemeiner Wohngebiete (WA)
in Sinne des § 4 BauNVO vor.

Es erfolgt eine Gliederung in 3 Allgemeine Wohngebiete, wovon sich zwei WA-Flachen auf die
bestehenden zusammenhangenden Baubereiche im westlichen und dstlichen Planbereich be-
ziehen. Das dritte WA-Gebiet betrifft den eigentlichen Entwicklungsbereich des Grundstiickes
Neustadt 51.

6.1.2 Ausschluss von Nutzungen

Die in Allgemeinen Wohngebieten gemanR § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise zu-
lassigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen) werden nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplans, weil diese Nutzungen der Lage innerhalb des Stadtgebiets nicht entsprechen bzw.
diese Nutzungen grol3ere Flachen beanspruchen, die in den festgesetzten Allgemeinen Wohn-
gebieten nicht erflllt werden kénnen. Fir die ausgeschlossenen Nutzungen stehen an anderer
Stelle im Stadtgebiet entsprechende Bauflachen zur Verfugung.

6.1.3 Stellplatze

Ein Stellplatznachweis flr die bestehenden Gebaude kann nachtraglich nicht gefordert werden,
sondern nur im Zusammenhang mit Neubau oder Nutzungsénderung. Die bestehenden Wohn-
hauser verfiigen bereits nahezu vollstandig Gber Stellplatze (Garagen) auf eigenem Grund-
stuck.

Die im Bereich der Grundstiicke Neustadt 31 bis 37 auf einer hinteren Grundstiicksflache errich-
teten und Uber einen Privatweg erschlossenen Gemeinschaftsgaragen werden als Garagenfla-
che planungsrechtlich gesichert.

Fur das neu zu bebauende Grundstick Neustadt 51 bietet der grof3ztigige nicht Gberbaubare
Teilbereich hinter dem neuen Gebéaude die Mdglichkeit der Anordnung von Gemeinschaftsstell-
platzen im bauordnungsrechtlich erforderlichen Umfang. Hierfir setzt der Bebauungsplan eine
entsprechende Flache fir Gemeinschaftsstellplatze mit einer Zufahrt von der Neustadt auf der
Westseite des Grundstiickes fest. Die Lage der Flache und ihrer Zufahrt im westlichen Grund-
stiicksbereich dient u.a. auch der Beriicksichtigung der ¢stlich an den betroffenen WA-Bereich
angrenzenden Allee, deren Erhalt nach den Zielsetzungen in der Denkmalbereichssatzung im
Rahmen dieser Bauleitplanung gesichert werden soll. Dem widersprache die Anlage einer
Stellplatzzufahrt langs der 6stlichen Grundstiicksgrenze, da die Errichtung der Fahrflache mit
Erdeingriffen im Kronenbereich der Baume verbunden ware.
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6.2 Malfd der baulichen Nutzung
6.2.1 Grundflachenzahl

Die nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) fir Allgemeine Wohngebiete vorgesehene
Obergrenze fiir die GRZ von 0,4 wird eingehalten.

6.2.2 Zahl der Vollgeschosse

Die Zahl der Vollgeschosse wird fiir den westlichen an die WilhelmstralRe angrenzenden Baube-
reich WA 1 entsprechend des Bestandes auf zwei Vollgeschosse als Hochstmal3 begrenzt.

Fur den dstlichen, an die Dr.-Robbers-Stral3e angrenzenden Baubereich WA 3 wird die Zahl der
Vollgeschosse entsprechend ihres Bestandes auf ein Vollgeschoss begrenzt. Hier . Um den
Bauherren im Sinne eines sparsamen Umganges mit dem Grund und Boden eine geringfiigig
grofl3ere bauliche Ausnutzbarkeit, z.B. durch Errichtung von Dachaufbauten (Gauben) zu er-
maglichen, wird als Ausnahmeregelung die Errichtung eines zahlenden Vollgeschosses im Sin-
ne des § 2 Abs. 5 Satz 3 BauO NRW (Landesbauordnung) als Dachgeschossausbau tiber dem
Erdgeschoss zugestanden. Dies sichert einerseits den jeweils bereits vorhandenen Dachge-
schossausbau in diesem WA-Bereich ab und raumt den Eigentimern noch gewisse Entwick-
lungsmoglichkeiten ein, die sich an die in der Umgebung vorhandene Zweigeschossigkeit als
Hochstmal’ der baulichen Nutzung anlehnen. Diese Ausnahmeregelung beschrénkt sich allein
auf den WA-Bereich 3, der nicht im der Denkmalbereichssatzung liegt. Fur die anderen Berei-
che stinde sie nicht mit der Gestaltungssatzung fir den Denkmalbereich im Ortsteil Elten fur
die betroffene Ortsbildzone in Einklang.

Im mittleren WA-Bereich, der einer Neubebauung entgegen sieht, wird die Zahl der auf zwei
Vollgeschosse als Hochstmall begrenzt. Diese Festsetzung flgt sich in die Umgebungsbe-
bauung ein und entspricht den Entwicklungszielen der Denkmalbereichssatzung.

6.2.3 Gebaudehothenfestsetzungen

Die stadtebauliche Anpassung der zukiinftigen baulichen Entwicklung im Planbereich soll auch
durch Hohenvorgaben fur die Gebaude gesteuert werden. Zum Nachweis der Einpassung des
Neubauvorhabens nach der Gebaudehdhe in die Umgebungsbebauung erfolgte ein Ausmaf3
der vorhandenen Trauf- und Gebaudehdhen im betroffenen StralRenabschnitt der Neustadt. In
der nachfolgenden Planskizze sind die Gebaudehéhen in m in Bezug auf die Gehweghthe vor
dem jeweiligen Grundstlick dargestellt.

Abbildung 3: Gebaudehdhenentwicklung (H6he im m iber Gehweg vor dem Grundstiick)

<= ——
Ost West
9,3/ Hs. 29-35 9,7 10,8/Hs.50 9,6 / Hs. 59

Rl =

Neubauvorhaben Neustadt 51

Neustadt
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In Verbindung mit den vermessungstechnisch ermittelten Strafen- und Gehweghdhen vor den
jeweiligen Grundstiicken werden hierbei folgende Gebaudehdhenfestsetzungen als Maximalho-
hen (Gebaudeoberkante OK) fir die einzelnen WA-Bereiche festgesetzt:

e 26,4 m NHN fir das westliche WA-Gebiet WA 1
e 26,6 m NHN fir das mittlere WA-Gebiet WA 2
e 26,4 m NHN fir das 6stliche WA-Gebiet WA 3.

Diese Hohenfestsetzungen stehen mit den gestalterischen Zielen der Denkmalbereichssatzung
in Einklang.

6.3 Bauweise
6.3.1 Bauweise

In Anpassung an die Baustruktur in den vorhandenen Baubereichen im Plangebiet wird in den
WA-Gebieten eine offene Bauweise festgesetzt. Dies auch fir den neu zu bebauenden WA-
Bereich des Grundstiickes Neustadt 51, da die angebotene tberbaubare Flache eine Gesamt-
bebauung von deutlich weniger als 50 m Breite ermdglicht.

Die betreffende Festsetzung dient dem Erhalt und der Ergdnzung des Ortsbildes und erdffnet
auf der anderen Seite den Bauherren einen gewissen Handlungsspielraum.

6.3.2 Uberbaubare Flachen

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen in den einzelnen WA-Bereichen werden wie folgt durch
Baugrenzen und Baulinien festgesetzt.

a) Westliches Allgemeines Wohngebiet (WA 1)

Zur Sicherung der historischen Straf3enfront wird die vordere Grenze der Giberbaubaren Flache
langs der StraRengrenze mit Baulinien festgesetzt. Dies betrifft sowohl den Straf3enzug ,Neu-
stadt” als auch die Wilhelmstral3e. Die seitliche und hintere Begrenzung wird durch Baugrenzen
festgesetzt. Im Bereich der Grundstiick Neustadt 53-59 markiert das vorhandene Ende der tiefs-
ten Bebauung die hintere Grenze der Gberbaubaren Flache. Hierdurch werden den betroffenen
Grundstiicken noch bauliche Erweiterungsmdglichkeiten eingeraumt.

Im Bereich der WilhelmstralRe beschrénkt sich die Uberbaubare Flache auf das vorhandene
Gebéaude. Infolge der bauordnungsrechtlichen Abstanderfordernisse zum Nachbargrundstick
Neustadt 59 ergdben sich fur das bestehende Wohnhaus Wilhelmstr. 24 ohnehin nur ganz ein-
geschrankte Erweiterungsmdglichkeiten.

b) Mittleres Allgemeines Wohngebiet (WA 2)

Zur Ermdglichung eines Mehrfamilienhauses wird innerhalb des betreffenden WA-Bereiches ein
Baufenster durch Baugrenzen festgesetzt, welches zur Einhaltung der Bauflucht an der Stra-
Rengrenze positioniert ist. Zur Ermdglichung einer Bebauungsverdichtung in das Grundsttick
hinein wird ein Teil der Bauflache in etwa in der Tiefe der Bauflache im WA 1 festgesetzt. Zum
Erhalt der 6stlich angrenzenden Allee und zum Schutz der dortigen westlichen Baumreihe halt
die Uberbaubare Flache einen Abstand von 5 m zur 6stlichen Grundstiicksgrenze ein. Damit
sollen etwaige Bodeneingriffe in den Wurzelbereich vermieden werden.

Die Bauflache ist so dimensioniert, dass den Bauherren ein ausreichender Handlungsspielraum
zur Verwirklichung ihrer Bauabsichten eingerdumt wird und ein gesicherter Stellplatznachweis
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im westlichen Grundstickbereich ohne Beeintrachtigung der vorgenannten Allee gefuhrt wer-
den kann.

c) Ostliches Allgemeines Wohngebiet (WA 3)

Die bestehenden Gebaude im WA-Bereich WA 3 werden in Gberbaubare Flachen eingefasst.
Bei einer Tiefe von 16 m ab der am weitesten zur StralRe vorgertickten Hausfassade ergeben
sich bei einer solchen Bauflachenfestsetzung fir die betroffenen Gebaude noch gewisse Erwei-
terungsmoglichkeiten, die am ehesten vermutlich durch den Anbau von Wintergarten ausge-
nutzt werden.

6.3.3 Ausschluss von baulichen Anlagen

Um die historische Flucht der Bebauung auf der Stidseite der Neustadt auch bei der Ver-
schwenkung der StralRenbegrenzungslinie fur den Neubau auf dem Grundstiick Neustadt 51
aufzunehmen, wird die Bauflache bis an die Straliengrenze herangelegt. Infolge des bogenfor-
migen Verlaufes der StralBengrenze wird das zukiinftige Gebaude zu beiden AuRRenseiten hin
von der StralRe abriicken. Vorgelagerte bauliche Nebenanlagen an dieser Stelle wirden der
Intention, eine nahezu geschlossenen Gebaudefront in Fortsetzung der bestehenden Nachbar-
bebauung zuwider laufen. Daher sollen auf den Flachen zwischen vorderer Baugrenze und der
Strallenbegrenzungslinie bauliche Anlagen ausgeschlossen werden.

6.4 ErschlieBung
6.4.1 Stralenflache

Um den Bereich bis zur sidlichen Grenze des Bebauungsplanes EL R/1 -WasserstralRe- lU-
ckenlos mit einem Planungsrecht zu belegen, wurde die StralRenflache der Neustadt zwischen
Wilhelmstral3e und Dr.-Robbers-Stral3e in den Planbereich einbezogen und wird als 6ffentliche
Verkehrsflache festgesetzt. Dies dient lediglich einer planungsrechtlichen Sicherung im Be-
stand. Etwaige Gesamtstralienausbaumafinahmen mit der Folge der Beitragerhebung zu Las-
ten der Anlieger sind in absehbarer Zeit nicht geplant.

Im Zuge der friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde die Frage
gestellt, ob die Bushaltestelle vor dem Grundstiick Neustadt 51 nach Realisierung der Planung
unverandert erhalten bleibe. Derzeit ist diese Haltestelle in Form einer Ausbuchtung des Stra-
Renkdrpers ausgestaltet, in die die Busse beim Haltevorgang ausscheren. Da die betreffende
Pflasterflache Mangel aufweist, steht in absehbarer Zeit eine Uberarbeitung dieses Haltepunk-
tes an. Hierbei wird auf die nicht mehr zeitgemaRe Ausbuchtung verzichtet werden zugunsten
eines dem Fahrbahnverlauf folgenden Haltesteiges mit einer erhéhten Aufkantung zur Erleichte-
rung des Ein- und Ausstieges. Auf der bei einer solchen MalZnahme nicht mehr benétigten Fla-
che der Haltebucht ergibt sich der Raum fir einen neuen Standort des Wartehduschens, wel-
ches derzeit an der Stral3engrenze 6stlich des Grundstiickes Neustadt 53 direkt neben der zu-
kinftigen Stellplatzzufahrt des neuen Mehrfamilienhauses angeordnet ist. Ein solcher neuer
Standort wiirde die bisherige abseits gelegene Anordnung des Wartehduschens verbessern
und auch evtl. Sicherheitsbedenken in Bezug auf den zukiinftigen unmittelbar neben dem be-
stehenden Wartehaus entstehenden Fahrverkehr des neuen Mehrfamilienhauses erledigen.

6.4.2 Flache fur ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

Die Privatwegeflache zwischen den Grundsticken Neustadt 35 und 37 dient der Erschliel3ung
der den mittleren Reihenhé&usern in diesem Bereich zugeordneten Garagen. Es erfolgt eine pla-
nungsrechtliche Bestandsicherung fur diesen Privatweg durch die Festsetzung einer Flache fur
eine Geh-, Fahr und Leitungsrecht.
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Erganzung

nach Offenlage

6.5 Grinflache

Die zwischen den Grundstiicken Neustadt 37 und 51 abzweigende Allee stellt eine historische
Verbindung des Grundstiickes Klosterstral3e 26 (Baronie) zur Neustadt dar. Nach den Zielset-
zungen der Denkmalbereichssatzung soll diese Wegeflihrung geschiitzt und die mit Baumen
versehene Grunflache im Blockinnenbereich zwischen Baronie und dem Grundstiick Neustadt
51 unbebaut erhalten bleiben. Dem wird in dieser Bauleitplanung gefolgt, indem die Parzelle mit
der Wegeflache und den randlichen Grinstreifen als Griinflache festgesetzt wird und die dort
aufstehenden GroRbdume als Einzelbaume planungsrechtlich mit einem Erhaltungsgebot be-
legt werden.

7. Von der Planung beriuhrte 6ffentliche Belange

7.1 Ver- und Entsorgung
7.1.1 Gas, Wasser, Strom, Telekommunikation

Die Versorgung des Plangebiets mit Strom, Gas, Wasser und Telekommunikationseinrichtun-
gen ist vorhanden. Gleiches qilt fiir die Léschwasserversorgung.

Um die Stromversorgung des geplanten Mehrfamilienvorhabens Neustadt 51 sicher zu
stellen, wird der Vorsorgungstrager allerdings noch eine neue Stromleitung im 6ffentli-
chen Verkehrsraum auf der sidlichen StraRenseite der Neustadt im Abschnitt Grund-
stick Neustadt 44 bis zur Trafostation Neustadt / Ecke Wilhelmstral3e verlegen.

7.1.2 Schmutzwasser

Das anfallende Schmutzwasser wird in das vorhandene Kanalnetz in den Umgebungsstral3en
eingeleitet.

7.1.3 Regenwasser

Nach § 51a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind im Rahmen der Dachentwésserung samt-
liche anfallenden Abwasser sowie nicht schadlich verunreinigte Abwasser der versiegelten Fla-
chen (Zufahrten, Stellplatze etc.) bei Grundstiicken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals be-
baut, befestigt oder an die 6ffentliche Kanalisation angeschlossen werden, auf dem eigenen
Baugrundstiick nach den anerkannten Regeln der Technik zu versickern, zu verrieseln oder
ortsnah in ein Gewasser einzuleiten.

Diese Regelung greift im vorliegenden Fall nicht auf die Grundstiicke des WA 1-Bereiches, da
diese zum genannten Stichtag bereits bebaut waren. Im Prinzip gilt dies auch fur das zu einer
Neubebauung anstehende Grundstiick Neustadt 51. Hier kann das anfallende Niederschlags-
wasser wie das anfallende hausliche Schmutzwasser der ortlichen Mischwasserkanalisation
zugefiuhrt werden.

Einzelheiten zur Entwésserung werden im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsplanung
festgelegt.

Fur die nach 1996 errichteten Gebaude im WA3-Bereich wurden im Rahmen der seinerzeitigen
Genehmigungen entsprechende Niederschlagsentwasserungsregelungen auf den eigenen
Grundstticken getroffen.
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7.2 Immissionsschutz
7.2.1 Larm

In der Bauphase muss mit voriibergehenden Bel&stigungen durch Bau- und Verkehrslarm so-
wie Staubimmissionen gerechnet werden.

Relevante Gewerbelarmquellen befinden sich in der ndheren Umgebung nicht. Auch unzumut-
bare Beeintrachtigungen aus Sport- oder Freizeitlarm sind in der direkten Umgebung auszu-
schliel3en.

Das Plangebiet befindet sich mitten im zentralen Siedlungsbereich des Ortsteiles Elten, der sich
insbesondere durch eine Uberwiegende Wohnnutzung und vereinzeltes nicht stérendes Gewer-
be auszeichnet. Die in den WA-Bereichen lassigen Nutzungen flgen sich somit aus Immissi-
onsschutzsicht in die Umgebung ein.

Zur Beurteilung, ob eine Uberschreitung der relevanten Orientierungswerte der DIN 18005
»Schallschutz im Stadtebau” bzw. eine Beeintrachtigung der Wohnruhe durch die zukinftigen
Fahrzeugbewegungen auf der Stellplatzflache fir das neue Mehrfamilienhaus Neustadt 51 zu
erwarten ist, wurde eine schallimmissionstechnische Untersuchungl durchgefuihrt. Diese ge-
langt zu der Einschatzung, dass aus den Parkvorgdngen und Fahrzeugbewegungen von und zu
den betroffenen zukiinftigen Stellplatzen aul3erhalb des 6ffentlichen Verkehrsraumes die Richt-
werte zur Tag- und Nachtzeit im Sinne der Vorgaben der TA Larm an keinem der umliegenden
schutzbedtrftigen Gebaude erreicht oder gar Uberschritten werden. Von daher ergibt sich keine
Erforderlichkeit fir die Festsetzung von aktiven oder passiven Schallschutzmafinahmen zur
Gewahrleistung des gesunden Wohnens in der unmittelbaren Nachbarschaft infolge des zu-
kunftigen Stellplatzfahrverkehrs.

7.2.1 Gerlche

In der ndheren Umgebung des Plangebiets befinden sich keine geruchsimmissionsrelevanten
landwirtschaftlichen Betriebe mit Viehhaltung. Eine spezielle Geruchsuntersuchung mit Uber-

prufung der in der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) genannten Immissionswerte ist im Rah-
men dieser vorliegenden Bauleitplanung nicht erforderlich.

7.3 Altlasten und Altablagerungen
7.3.1 Altlasten

Im Nachweis des vom LANUV gem. 8 9 LBodSchG gefiihrten Altlastenkatasters sind fiir das
Plangebiet weder Altlastflachen noch Altstandorte aufgegebener Gewerbebetriebe mit etwai-
gem Ablagerungsverdacht ausgewiesen.

7.3.2 Kampfmittelriickstande

Der Stadtbereich von Emmerich war Kampfgebiet des Zweiten Weltkrieges. Auch wenn bei der
Durchfiihrung der bisherigen Baumafinahmen im Planbereich sowie in der unmittelbaren Nach-
barschaft Kampfmittelfunde nicht bekannt geworden sind, kénnen Einlagerungen von Kampfmit-
teln im Boden nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden. Der staatliche Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst empfiehlt daher insbesondere bei Durchfiihrung von Erdarbeiten mit erheblichen
mechanischen Belastungen wie z. B. Rammarbeiten, Verbauarbeiten, Pfahlgriindungen- Riittel-

1 ,Bebauungsplan Nr. EL 16/2 -Neustadt/Std-, Ermittlung und Beurteilung der zu erwartenden Gerdusch-
immissionen aus dem anlagenbezogenen Verkehr (offene Stellpléatze) an der umliegenden Bebauung
nach DIN 18005 / TA Larm*, IBK Schallimmissionsschutz, Alsdorf, 23.06.2014
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und hydraulischen Einpressarbeiten Sicherheitstiberprifungen durch vorlaufende Sondierungs-
bohrungen durchzufihren.

Die Bauherren werden hierauf durch einen Hinweis im Bebauungsplan informiert.

7.4 Klimaschutz und -anpassung
7.4.1 Klimaschutz

Regionalklimatisch gesehen befindet sich das Plangebiet im Klimabezirk der niederrheinischen
Tiefebene mit martimem Einfluss. Das Wetter ist gepragt durch vorherrschende West- und
Sudwestwinde, relativ milde Winter (Durchschnittstemperatur Januar 1,5 - 2°C) und gemaRigte
Sommer (Durchschnittstemperatur Juli 17 - 18 ° C). Die mittlere Jahrestemperatur betragt zwi-
schen 9 und 10 ° C, die mittlere Niederschlagsmenge 700 bis 750 mm/gm. Eine detaillierte kli-
matische Untersuchung flr das Stadtgebiet existiert nicht.

Entscheidend fir die Schadstofffilterung, die Frischluftbildung und den Luftaustausch des Ge-
bietes sind lokal-klimatische Faktoren wie Lage, Relief und Vegetation. Infolge seiner geringen
FlachengrolRe besitzt das Plangebiet kleinklimatisch gesehen nur eine geringe Bedeutung. Dar-
uber hinaus bereitet die Planung nur eine geringfugige zusatzliche Bebauung vor, wahrend um-
fangliche Bereiche des Plangebietes bereits intensiv baulich genutzt sind. Insofern sind durch
die Planaufstellung keine signifikanten klimatischen Verédnderungen in der unmittelbaren Um-
gebung zu erwarten.

Das Plangebiet ist gepragt durch eine kompakte Innenbereichsbebauung in verdichteter bis zu
2-geschossiger Bauweise und weitgehender Flachenversiegelung. Aufgrund der geringen An-
zahl hinzukommender Bebauung wird sich das Verkehrsaufkommen im Gesamteinzugsbereich
der Neustadt nicht spurbar erhdéhen.

Da mit dem Bebauungsplan keine Neubebauung in einem solchen Umfang vorbereitet wird,
dass sich die bestehenden Siedlungsverhéltnisse in relevanter Weise verandern, werden der
Energieverbrauch und damit einhergehend der CO,-AusstoR? nicht wesentlich ansteigen. Fir die
Neubauten im Plangebiet wird zur Minderung des Energiebedarfes empfohlen, die im Folgen-
den aufgefuhrten planerischen Grundséatze zu bertcksichtigen:

e kompakte Baukdrperausfiihrung, um die Warmeverluste gering zu halten

e Ausrichtung der Gebaude- und Dachflachenhauptseite nach Stden, um die Nut-
zungsmaglichkeiten der Solarenergie zu optimieren

e geeigneter Sonnenschutz an der sudlichen GebaudeauRenseite vor Uberhitzung im
Sommer

e Erzeugung von Warmeenergie Uber regenerative Energietrager.

Aus denkmalpflegerischen Griinden sind Solaranlagen auf den der Neustadt zugeneigten
Schragdachern ausgeschlossen. Die rickwartigen Dachflachen der Wohnhéauser sowie der zu-
kinftigen Bebauung weisen jedoch nach Siden und bieten die Méglichkeit der solarenergeti-
schen Nutzung. Aufgrund der an den Planbereich angrenzenden Grinflachen mit z.T. hohem
waldartigem Baumbewuchs kdnnen sich insbesondere in der Jahreszeit niedrigen Sonnenstan-
des infolge der Schatteneinwirkungen von aufRerhalb Einschrankungen in der Nutzung der So-
larenergie im Plangebiet ergeben.

Fur die Warmeerzeugung bieten sich im Plangebiet gemanR der geothermischen Karte des geo-
logischen Dienstes NRW Potentiale fir Erdwarmesonden von mind. 40 m Tiefe an.
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Ergéanzung
nach Offenlage

7.4.2 Klimaanpassung

Die begonnenen Klimaveranderungen @ufRern sich insbesondere in der zunehmenden Erwér-
mung sowie in vermehrten Starkregen- und Sturmereignissen. Den Folgen der Klimaverénde-
rung kann stadtebaulich insbesondere entgegengewirkt werden durch

e Minimierung von versiegelten Bereichen
e Verzogerung des Spitzenabflusses

¢ Malinahmen zur Verringerung der Warmeabstrahlung (z.B. helle Baumaterialien und
Oberflachengestaltung, Verschattung versiegelter Flachen, Bepflanzung von Da&-
chern)

Infolge der bereits vorhandenen dichten Innenstadtbebauung auf teilweise sehr kleinen Grund-
stiickszuschnitten bieten sich im Plangebiet im Prinzip keine Mdglichkeiten diese Versiegelun-
gen zu minimieren.

Es ist bekannt, dass der Abfluss von Starkregenereignissen im Bereich der Neustadt insbeson-
dere wegen des Zulaufs aus angrenzenden héher gelegenen Siedlungsflachen teilweise prob-
lematisch ist. Zur Entscharfung dieser Situation bedarf es MalRnahmen auf3erhalb des Planbe-
reiches. Zusatzlicher Zulaufmengen infolge der Realisierung des Bebauungsplanes ergeben
sich allenfalls fiir die bestehende Bauliicke. Deren Niederschlagsentwasserung ist Gber die ei-
genen Freiflachen vorgesehen. Insofern ist sind die durch die Planung bewirkten Auswirkungen
auf die heutige Situation bei Starkregenereignissen nur als marginal zu erachten.

7.5 Belange von Natur und Landschaft

Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplénen sind die Belange des Umweltschut-
zes sowie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu berlicksichtigen (8 1 Abs. 5
Nr. 7 BauGB). Die Abwéagung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung
des 8 1 a BauGB konkretisiert.

Das Bebauungsplanaufstellungsverfahren wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
durchgefiuihrt. Da die Voraussetzungen des § 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 erfillt sind (die im Rah-
men der Planung festgesetzte zulassige Grundflache betragt weniger als 20.000 gm) gelten
Eingriffe, die durch die Aufstellung dieses Bebauungsplanes vorbereitet werden, als im Sinne
des 8§ 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig. Eine
Bilanzierung eventueller Eingriffe in Natur und Landschatft ist daher im Rahmen der vorliegen-
den Planung nicht erforderlich.

Eine zusatzliche Bodenversiegelung wird durch die Bauleitplanung nur auf dem Grundsttick
Neustadt 51 vorbereitet. Ansonsten ist das Plangebiet bereits umféanglich bebaut bzw. versie-
gelt. Die durch diese Bauleitplanung fiir eine zusatzliche bauliche Entwicklung vorgesehene
Flache betrifft eine frihere bisherige Hausgartenflache, die mit sich aktuell tberwiegend als
Wiese darstellen.

Nennenswerter Bewuchs mit Gehélzen, die der Baumschutzsatzung unterliegen, innerhalb der
WA-Bereiche, die bei einer Realisierung der Planung geféhrdet waren, ist nicht vorhanden.

Sudlich des Entwicklungsbereiches des Grundstiickes Neustadt 51 erstreckt sich eine waldarti-
ge Grunflache, die mit hohem Baumbewuchs bereits unmittelbar an der Plangrenze beginnt.
Nach Abstimmung mit der Forstbehdrde soll hier ein neuer Waldsaum als Ubergang gestaltet
werden. Um ein Schadensrisiko fir die Bebauung im Bebauungsplanbereich durch ein
Herabfallen von Asten oder Umfallen von Baumen zu minimieren, wird ein groRerer
Baum innerhalb des Waldstickes, dessen Umfallradius in die Uberbaubare Flache des
Grundstickes Neustadt 51 hineinragt, vor Beginn der Baumalnahme geféllt. Als Ersatz
erfolgt eine dreireihige Baum- und Strauchpflanzung auf dem Waldgrundstiick langs der
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Grenze zum Bebauungsplanbereich mit Pflanzenarten, die in ihrer Hohenentwicklung
eine Abstufung des hohen Baumbestandes zum Baubereich sicherstellen. Die Durchfih-
rung der GesamtmafRnahme wird durch stadtebaulichen Vertrag gesichert.

7.6 Artenschutz

Das Verfahrensgebiet befindet sich im Siedlungszusammenhang des Ortseiles Elten und ist
nicht in den Geltungsbereich eines Landschaftsplans einbezogen. Die Planflache beinhaltet
weder Schutzgebiete noch geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts. Im
Plangebiet selbst oder seinem unmittelbaren Umfeld liegen weder Gebiete von gemeinschatftli-
cher Bedeutung noch kommen Europdische Vogelschutzgebiete wie ein Lebensraumtyp nach
der Flora-Fauna-Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie) vor.

Hinsichtlich der Auswirkungen des Bebauungsplanes auf den Schutzanspruch geschutzter pla-
nungsrelevanter Arten wurde eine artenschutzrechtliche Prifung (ASP)2 der Stufe | erstellt.

Fur die insgesamt 30 planungsrelevanten Arten des malfigeblichen Messtischblattes 4102, Elten
bietet das Plangebiet infolge Lage im Siedlungsgebiet und der Habitatstruktur keine essentiellen
Nahrungs- und Fortpflanzungshabitate. Das Plangebiet und die ndhere Umgebung kénnten
allenfalls als mdgliches Randgebiet eines Nahrungshabitats einiger Vogelarten dienen, deren
Nahrungshabitate die Grol3e des Plangebietes um ein Vielfaches Ubersteigen. Ausweichmdg-
lichkeiten sind hierzu vorhanden.

Wahrend der Ortsbesichtigung wurde auf der Planflache eine einzige planungsrelevante Art
angetroffen, bei der es sich um Mehlschwalben handelt. Diese wurden gréRtenteils im Uberflug
gesichtet. Am Haus Neustadt Nr. 59 befinden sich zwei genutzte Mehlschwalbennester. Des
Weiteren wurden Mehlschwalben beim Ein- und Ausflug im Bereich der Hauser Neustadt 27
und 29 gesichtet, ohne jedoch Nester ausfindig machen zu kénnen. Da fiir die betroffenen Hau-
ser -und somit auch fir die Nester- kein Eingriff durch das Planverfahren vorbereitet wird und
der Luftraum nach dem Eingriff weiterhin den Mehlschwalben zur Verfligung steht, liegt eine
Beeintrachtigung dieser Art nicht vor.

Fur geschitzte Amphibien und Reptilien bietet das Plangebiet ebenfalls kein essentielles Habi-
tat. Weder sind hier entsprechende Laichhabitate noch adaquate Landhabitate vorhanden.

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Mogliche Areale zur Nahrungssuche oder Zugstra-
Ren werden durch die Planung nicht entwertet.

Das Gutachten gelangt anhand der Auswertung von Angaben aus dem Fachinformationssys-
tem zum Artenschutz des Landes NRW sowie der ortlichen Sichtung nach Analyse der Tatbe-
standskriterien zu der Einschatzung, dass durch die Realisierung der Planung planungsrelevan-
te Arten nicht verletzt oder getttet werden (8 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- und
Ruhestétten beschadigt oder zerstort werden (8 44 Abs. 5 BNatSchG). Ferner sind keine Sto-
rungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes lokaler Populatio-
nen fuhren koénnten. Die 6kologische Funktion von Fortpflanzungs- oder Ruhestétten einer pla-
nungsrelevanten Art im rdumlichen Zusammenhang wird nicht beeintrachtigt.

7.7 Denkmalpflegerische Belange

7.7.1 Gestaltungssatzung fiir einen Teilbereich der Denkmalbereichssatzung Elten

Den Bestimmungen der Gestaltungssatzung zufolge soll sich eine Neubebauung innerhalb ih-
res Geltungsbereiches so gestalten, dass u. a.

2, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung Bebauungsplans EL 16/2 -Neustadt/Siid- der Stadt Emmerich
am Rhein®, StadtUmBau Ingenieurgesellschaft mbH, Kevelaer vom 20.05.2014
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e die in der Umgebung vorhandene kleinteilige Parzellenstruktur in der neuen Architektur
ablesbar bleibt,

¢ die Baukorperstellung und Gebadudemasse sich in den Umgebungszusammenhang ein-
passen,

e First-, Trauf- und Sockelhéhen dem Durchschnitt der vorhandenen typischen Gebaude-
héhen derselben Stral3enseite in der zugehorigen Ortshildzone entsprechen.

Fir das beabsichtigte Neubauvorhaben Neustadt 51 hat es umfangreiche Abstimmungen der
Positionierung des Baukdrpers und seiner aul3eren Gestaltung mit der Verwaltung und der
Denkmalbehoérde gegeben. Insbesondere der Eindruck einer Aneinanderreihung kleinerer Ein-
zelbaukorper anstelle eines grof3en einheitlich gestalteten Hauses war hierbei ein besonderes
Anliegen. Der Bauentwurf des Investors ist den wesentlichen Forderungen bzgl. der Anpassung
der Gebaudehohe und der Traufhohe an die Gegebenheiten der ndheren Umgebung gefolgt.
Die Kleinteiligkeit der Nachbarbebauung spiegelt sich der Fassadengliederung mit unterschied-
lichen Materialien und in Verspriingen der Dachlandschaft wider. Dieser Zielsetzung dient auch
die Anlage zweier der Hauptfassade vorgesetzter Giber zwei Geschossebenen fiihrender Ne-
benraumtrakte, die ein zusatzliches Gliederungselement in der Gesamtfassade darstellen.

Im Rahmen der Angebotsplanung wird die Positionierung des Baukdrpers an der Straf3e durch
die Festsetzung der Uiberbaubaren Flache gesteuert und die Gebaudehdhenentwicklung durch
Hohenfestsetzungen. Weitere gestalterische Vorgaben bleiben der bestehenden Gestaltungs-
satzung vorbehalten.

7.7.2 Bodendenkmaler

Ein Vorhandensein von Bodendenkmalsubstanz im Plangebiet kann nicht grundsatzlich ausge-
schlossen werden, auch wenn konkrete Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern nicht
vorliegen.

Auf dem Bebauungsplan wird zur Unterrichtung der Bauherren ein Hinweis auf die denkmal-
rechtlichen Bestimmungen angebracht, nach denen entsprechende Funde von Bodendenkmal-
substanz der zustandigen Denkmalbehoérde zu melden sind.

7.8 Hochwasserrisiko

Die vom Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt , Landwirtschaft , Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen im Internet unter www.flussgebiete.nrw.de veréffentlichten
Hochwassergefahrenkarten informieren darliber, dass bis auf die Hochlagen im Ortsteil Elten
nahezu der gesamte Stadtbereich von Emmerich am Rhein potentiell hochwassergefahrdet ist.

Der technische Hochwasserschutz in Form der bestehenden Deiche und sonstiger Hochwas-
serschutzanlagen langs des gesamten Rheinverlaufes verhindert bis zum festgesetzten Be-
messungshochwasser die Uberschwemmung der durch ihn gegen den Rhein abgegrenzten
Bereiche. Ein absoluter Schutz gegen Hochwassereinwirkungen auf die Hinterlandbereiche
kann hierdurch jedoch nicht gewéhrleistet werden.

Das Bebauungsplansgebiet EL 16/2 liegt innerhalb des potentiellen Uberschwemmungsberei-
ches hinter den unmittelbar davor liegenden Hochwasserschutzeinrichtungen. Die topografi-
schen Gelandehohen in der Neustadt von West nach Ost an, so dass je nach Lage im Plange-
biet unterschiedliche Hochwasserrisiken auszumachen sind. Den Hochwassergefahrenkarten
ist zu entnehmen, dass der Siedlungsbereich des Ortsteiles Elten ohne die Hochwasserschutz-
einrichtungen im Fall des haufigen Hochwassers (HQ10 = Hochwasser, das mit relativ hoher
Wahrscheinlichkeit eintritt, im Mittel alle 10 Jahre) nicht tberschwemmt ware. Im Fall des hun-
dertjahrigen Hochwassers (HQ100 = Hochwasser mittlerer Wahrscheinlichkeit, das im Mittel alle
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100 Jahre auftritt) ware in den niedriger liegenden westlichen Teilbereichen des Plangebietes
eine Uberschwemmung in einer Héhe von bis zu 1 m liber dem bestehenden Gelande zu er-
warten. Der Betrachtungsfall des extremen Hochwassers (HQextrem = Hochwasser, das statis-
tisch wesentlich seltener als alle 100 Jahre auftritt) beinhaltet eine Uberflutung der Deiche und
Hochwassereinrichtungen mit Wasserstandshéhen in dem héher gelegenen dstlichen Planteil-
bereich von bis zu 1 m Gber Gelande und im westlichen Planbereich zwischen 1 und 2 m.

Das Hochwasserrisikomanagement sieht fir die Kommunen im Rahmen ihrer FlAchenvorsorge
eine Prufung vor, inwieweit in der Bauleitplanung angepasste Bauweisen und Objektausstat-
tungen zur Schadensvermeidung oder -minimierung festgelegt kdnnen. Das Plangebiet ist be-
reits weitgehend bebaut und zwar auch mit sensiblen Nutzungen im potentiell hochwasserge-
fahrdeten EG-Bereich, so dass sich entsprechende Anderungen im Bestand planungsrechtlich
nicht vorschreiben lassen, ohne den Entschadigungsfall hervorzurufen.

Die Freihaltung potentieller Uberschwemmungsbereiche von hochwassergefahrdeten Nutzun-
gen wird im Rahmen dieser Bauleitplanung nicht thematisiert, da das Verfahren einen bereits
nahezu vollstandig bebauten Bereich einfasst. Fur den Stadtbereich von Emmerich am Rhein
wie auch fur weitgehende andere an den Rhein angrenzende Bereiche des Niederrheins wirde
Letzteres bedeuten, dass dort eine stadtebauliche Entwicklung im Prinzip vollstandig unterbun-
den ware, da der gesamte bestehende Siedlungsraum bereits potentiell hochwassergefahrdet
ist. Da sich die Wasserflihrung des Rheins im Hochwasserfall insbesondere durch Abflisse am
Ober- und Mittelrhein sowie durch die Zuflisse aus den gréReren Nebenflissen ergibt, haben
MaflRnahmen zur Minderung des Wasserabflusses durch ein natirliches Zurtickhalten von Ober-
flachenwasser allein auf Emmericher Stadtgebiet allenfalls einen marginalen Einfluss auf das
Hochwasserrisiko hiesiger Flachen.

Der Bebauungsplan EL 16/2 kann daher nur seiner Informationspflicht an die zukiinftigen Bau-
herren nachkommen, indem er auf das bestehende Risiko einer potentiellen Uberschwem-
mungsmaoglichkeit hinweist. Hierzu wird in den Bebauungsplan ein entsprechender Hinweis
aufgenommen. Jedem Bauherrn obliegt letztlich selbst die Entscheidung, ob er sich diesem
Risiko aussetzen mdchte.

8. Satzungsbeschluss
Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. EL 16/2 -

Neustadt/Sud- mit der Entwurfsbegriindung in seiner Sitzung am ......................... gemal 8 10
Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Emmerich am Rhein,

Der Birgermeister

Johannes Diks
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL 16/2 ,Neustadt/Std", der Stadt Emmerich am Rhein

1 Einleitung

Die Stadt Emmerich plant die Aufstellung des Bebauungsplans EL 16/2 ,Neu-
stadt/Sud".

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Elten, nordlich der Bundesstraf3e 8 und
liegt zwischen den Stralen Wilhelmstral3e, Dr.-Robbers-StraRe und Neustadt.
Das Plangebiet ist ca. 1,08 ha grof3.

Durch den Abriss des Wohnhauses Neustadt 51 ist eine grof3e Freiflache in
einem ansonsten bebauten Gebiet entstanden. Diese Baullcke soll nun mit ei-
nem die gesamte Grundstucksbreite ausnutzenden Mehrfamilienhaus ge-
schlossen werden.

Die StadtUmBau Ingenieurgesellschaft, Kevelaer wurde beauftragt, in einer Ar-
tenschutzrechtlichen Prufung festzustellen, ob durch den geplanten Eingriff pla-
nungsrelevante Arten betroffen sein kdnnten und weitere Prifungen

notwendig werden.

StadtUmBau GmbH
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2 Rechtliche Grundlagen

Im Rahmen dieses Bauvorhabens sind die Belange des Artenschutzes im Sinne
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu berucksichtigen.

Aus den unmittelbar geltenden Regelungen des 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m.
88 44 Abs. 5 und 6 und § 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit der
Durchfiihrung einer Artenschutzprifung (ASP) im Rahmen von Planungsverfah-
ren oder bei der Zulassung von Vorhaben. Damit sind die entsprechenden Ar-
tenschutzbestimmungen der FFH-RL und der V-RL in nationales Recht umge-
setzt worden. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmungen
sind 88 69ff BNatSchG zu beachten.

Der Prifumfang einer Artenschutzprifung beschréankt sich auf die europaisch
geschutzten FFH-Anhang IV-Arten und die europaischen Vogelarten. Die natio-
nal besonders geschitzten Arten sind nach Mal3gabe des § 44 Abs. 5 Satz 5
BNatschG von den artenschutzrechtlichen Verboten freigestellt und werden wie
alle Gbrigen Arten grundsatzlich nur im Rahmen der Eingriffsregelung behan-
delt.

Das Landesamt fur Natur, Umwelt, und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat
fur Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten
getroffen, die bei der Artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-far-Art-
Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind (MURL 2007). Diese Arten werden in
NRW planungsrelevante Arten genannt.

Sofern in einem Untersuchungsraum diese planungsrelevanten Arten vorkom-
men und durch ein genehmigungspflichtiges Vorhaben eine Verletzung der
Schadigungs- bzw. Stérungsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwar-
ten ist oder erfolgt, ist eine Einzelprifung der betroffenen Arten durchzufiihren.
Es ist zu prufen, ob Verbotstatbestande vom geplanten Vorhaben ausgehen
kbnnen.

In Nordrhein-Westfalen unterliegen derzeit 213 Tier- und Pflanzenarten der
Verpflichtung einer artbezogenen Einzelprifung. Die grof3te Artengruppe wird
hierbei mit 134 Arten von den Vdgeln eingenommen, Saugetiere sind mit der-
zeit 23 Arten, die Gruppe der Amphibien und Reptilien ist mit 13 Arten vertreten.
Von den Uber 30.000 wirbellosen Tierarten gelten lediglich 34 Arten als pla-
nungsrelevant; die Anzahl der Farn- und Blitenpflanzen ist im Verhaltnis zu
ihrem Gesamtartenbestand in Nordrhein-Westfalen mit nur 9 planungsrelevan-
ten Arten relativ gering.

StadtUmBau GmbH
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3 Planungsvorgaben

Gebietsentwicklungsplan / Flachennutzungsplan

Im Gebietsentwicklungsplan des Regierungsbezirks Disseldorf ist das Plange-
biet dem Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein sind der westliche Tell
des Geltungsbereichs bis zum Grundstiick Neustadt 53 sowie die Stral3enflache
Neustadt als Wohnbauflache dargestellt. Der dstliche Teilbereich ist als Grin-
flache der Zweckbestimmung ,Parkanlage” dargestellt.

Fur Teile des Plangebiets ist deshalb eine Anderung des FNP erforderlich. Die-
se wird nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB nach Aufstellung des Bebauungsplanes
erfolgen.

Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich. Des Weiteren wurde noch kein
Landschaftsplan fur den Stadtbereich von Emmerich am Rhein aufgestellt.

Vorgaben des Naturschutzrechts

Naturschutzgebiete oder geschitzte Objekte im Sinne des nationalen Natur-
schutzrechts existieren im Plangebiet nicht. Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder Européische Vogelschutzgebiete' liegen im Plangebiet oder
seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-
Flora-Habitatrichtlinie® (FFH-Richtlinie).

1 Vogelschutz-Richtlinie - Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 tber die Erhaltung der wild
lebenden Vogelarten (79/409/EWG). - Amtsblatter der Europaischen Gemeinschaft
Nr. 1103/1 vom 25.04.1979

2 FFH-Richtlinie - Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der na-
turlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen. - Amtsblétter der Eu-
ropdischen Gemeinschaft Nr. L206/7 vom 22.07.1992
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4 Artenschutzrechtliche Prifung

4.1 Beschreibung des Plangebiets und seiner Umgebung

Ein groRer Teil des Plangebietes stellt heute bereits ein bebautes Wohngebiet
dar. Zwischen den Einzel-, Doppel- und Reihenh&usern im Osten sowie den
zweigeschossigen Wohnhéusern im Westen des Plangebietes befindet sich das
freiliegende Grundstiick Neustadt 51. Dieses ist an der sudlichen Grenze von
einem Geholzstreifen gesdumt, der unangetastet bleibt. An der Ostlichen Gren-
ze der Freiflache verlauft eine Linden-Allee mit altem Baumbestand. Der Uber-
wiegende Teil der Flache besteht aus aufgewachsener Wiese, an der sidwest-
lichen Flache stehen drei Nadelbaume.

Die nahere Umgebung ist durch die Wohnbebauung gepragt. Die weitere Um-
gebung ist vom Siedlungsgebiet Elten gepragt.

4.2 Vorprufung der Wirkfaktoren

Nachfolgend werden die Wirkfaktoren aufgefiihrt, die bei der Realisierung des
Bauvorhabens zu einer Beeintrdchtigung von Tier- und Pflanzenarten fuhren
kbnnen.

Zu beachten sind bei der geplanten Eingriffsmal3nahme bau-, anlagen- und be-
triebsbedingte Wirkfaktoren. Es ist zu prufen, ob diese Wirkfaktoren dazu fihren
kénnen, dass Exemplare einer europdaisch geschutzten Art erheblich gestort,
verletzt oder getdtet werden. Dariiber hinaus wird geprift, ob die Wirkfaktoren
so gravierend sind, dass die 6kologische Funktion der Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten nachhaltig beeintrachtigt werden. Zu bericksichtigen ist dabei ne-
ben der eigentlichen Planflache auch deren nahere Umgebung.

Baubedingte Wirkfaktoren

e Wahrend der Baufeldraumung und durch den weiteren Einsatz von Ma-
schinen und Baufahrzeugen kann es zur Totung wild lebender Tiere
kommen.

e Mit der Baumalinahme treten in der Regel temporére Larmemissionen
durch den Baustellenverkehr sowie durch Baugerate auf. Je nach Inten-
sitdt kann diese Larmbelastung zur Vergrdmung einzelner Arten fiihren.
AulRerdem konnen durch Larm- und Lichtimmissionen wild lebende Tiere
bei ihrer Fortpflanzung erheblich gestdrt werden.

e Durch den Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen sowie im Zuge
der Baufeldvorbereitung kann es zur Zerstérung und zum Verlust von
Lebensstatten Boden britender Vogelarten kommen.

e Die Durchfihrung der Baumallnahme hat in der Regel eine verstarkte
menschliche Anwesenheit im Baugebiet zur Folge, was von den meisten
wild lebenden Tieren als Stérung empfunden und zur dauerhaften Ver-
treibung aus dem Gebiet fihren kann.
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Anlagenbedingte Wirkfaktoren

Die Umsetzung baulicher Mal3nahmen hat in der Regel eine Verande-
rung der ehemals vorhandenen Nutzungs- und Biotopstrukturen in einem
Baugebiet zur Folge. Diese Veranderungen kénnen neben der direkten
Zerstorung von Biotopstrukturen zu einer dauerhaften Zerstérung geeig-
neter Lebensraume betroffener Tier- und Pflanzenarten fuhren, die dann
nicht mehr oder nur eingeschrankt genutzt werden kénnen.

Visuelle Stérungen durch das Vorhandensein neuer Vertikalstrukturen
(Gebaude) als Sichthindernisse fur im Offenland britende Vogelarten
kénnen zu einer Entwertung der Bruthabitate fuhren.

Kinstliches Licht wirkt in der Regel durch einen relativ hohen UV-Anteil
im Lichtspektrum auf viele nachtaktive Insekten besonders anziehend.
Hierdurch besteht die Gefahr der direkten Verbrennung an den Leuch-
tenbauteilen oder dem Eindringen in das Leuchtengehduse, was eben-
falls zum Tode der Tiere fuhren kann.

Veranderungen der Gelandemorphologie kdnnen zu Veranderungen des
Grundwasserkorpers und des Abflussverhaltens von Niederschlagswas-
ser (ins Grundwasser, in Oberflachengewasser) fihren.

Betriebsbedingte Wirkfaktoren:

Durch die Bebauung der Planflache kommt es infolge von diversen Vor-
gangen wie z. B. Beleuchtung, Bewegung und Personengerauschen zu
Licht- und Larmimmissionen, die zu Stérungen fuhren konnen.

Auftreten einer Storwirkung durch Nutzung von Freiflachen im Umfeld
neu entstandener Wohngebiete durch Freizeit- und Erholungssuchende
(z.B. Spazierganger, freilaufende Hunde, Radfahrer).

Neu entstandene oder starker frequentierte Stralen kbnnen zu erhdhter
Mortalitat durch Tierkollisionen fuhren.

Mit der Realisierung des Bauprojekts geht der bereits bestehende Kraft-
fahrzeugverkehr weiter, was fur wild lebende Tiere auch weiterhin zu ne-
gativen visuellen und akustischen Effekten fihren wird.

4.3 Methode

Das Plangebiet wurde im Rahmen einer Vogelkartierung begangen und Vdgel
aufgrund von Sichtbeobachtungen und LautdufR3erungen erfasst. Die nahere
Umgebung wurde auf mogliche Neststandorte abgesucht.

Wahrend der Ortsbegehung wurde das gesamte Untersuchungsgebiet per
Sichtkontrolle auf Strukturen abgesucht, die das Vorkommen von Fledermau-
sen und Reptilien wahrscheinlich erscheinen lassen. Gleichzeitig wurde das
Untersuchungsgebiet als Landlebensraum mdglicher Amphibienarten abgegan-

gen.
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4.4 Ortsbesichtigung

Am 16.05.2014 wurde eine Ortsbesichtigung des geplanten Eingriffsgebietes
zur Erfassung der im Plangebiet planungsrelevanten Arten durchgefuhrt.

4.5 Ergebnisse - Vogel

Im Untersuchungsgebiet konnten wéahrend des Beobachtungszeitraumes insge-
samt 10 verschiedene Vogelarten nachgewiesen werden (s. Tabelle 1). Die fur
das Messtischblatt 4102 bislang nachgewiesenen planungsrelevanten Arten
finden im Plangebiet keinen adaquaten Lebensraum.

Tabelle 1: Wahrend der Ortsbesichtigung angetroffene Vogelarten

Wissenschaftlicher Name | Deutscher Name planungs-
relevant

Columba palumbus Ringeltaube Nein
Corvus corone Rabenkréhe Nein
Corvus monedula Dohle Nein
Delichon urbicum Mehlschwalbe ja

Erithacus rubecula Rotkehlchen Nein
Fringilla coelebs Buchfink Nein
Garrulus glandarius Eichelh&aher Nein
Parus major Kohlmeise Nein
Phylloscopus collybita Zilpzalp Nein
Turdus merula Amsel Nein

4.5.1 Planungsrelevante Vogelarten

Wahrend der Ortsbesichtigung wurde auf der Planflache eine planungsrelevan-
te Arte gesichtet.

Die Mehlschwalben wurden groRtenteils im Uberflug gesichtet. Am Haus Neu-
stadt Nr. 59 befinden sich zwei genutzte Mehlschwalbennester. Des Weiteren
wurden Mehlschwalben beim Ein- und Ausflug im Bereich der Hauser Neustadt
27 und 29 gesichtet, ohne jedoch Nester ausfindig machen zu kénnen.

Da diese Hauser — und somit die Nester — nicht vom Eingriff betroffen sind und
der Luftraum nach dem Eingriff weiterhin den Mehlschwalben zur Verfiigung
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steht, ist eine Betroffenheit der Art auszuschliel3en. Eine Einzelbetrachtung ent-
fallt daher.

4.5.2 Nicht planungsrelevante Vogelarten

Die bei der Begehung angetroffenen Vogelarten wie beispielsweise Meisen,
Buchfinken etc. haben fur die Artenschutzrechtliche Prifung keinerlei Relevanz
und finden daher hier keine weitere Beachtung. In NRW weit verbreitete Vogel-
arten (aber auch solche der Vorwarnliste) werden als nicht planungsrelevant
eingestuft. Fir diese gelten zwar auch die artenschutzrechtlichen Verbote, sie
sollen aber nach Empfehlung des LANUV NRW im Rahmen der Artenschutz-
rechtlichen Prifung nicht artspezifisch gesondert betrachtet werden (Kiel 2007).
Sie befinden sich derzeit in NRW in einem gunstigen Erhaltungszustand und
sind im Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevanten Beeintrach-
tigungen bedroht (Kiel 2007). Auch sind grundséatzlich keine Beeintrachtigungen
der O0kologischen Funktion ihrer Lebensumstande zu erwarten (Kiel 2007).

4.6 Auswertung des Fachinformationssystems

Um eine einheitliche Bearbeitung der Artenschutzthematik zu ermdglichen, hat
das Land Nordrhein-Westfalen alle relevanten Informationen zu den geschiitz-
ten Arten im Fachinformationssystem (FIS) ,Geschitzte Arten in NRW* aufbe-
reitet (Kiel 2005a, 2007b, LANUV 2007a).

Die Erfassung der vor Ort angetroffenen Arten wahrend der Ortsbesichtigung
kann nicht vollstandig sein, sondern liefert lediglich eine Momentaufnahme. Ne-
ben der Uber die Ortsbesichtigung erfassten Arten, erfolgte eine Abfrage des
Fachinformationssystems Nordrhein-Westfalens am 14.05.2014 fur die TK25
4102 (Elten). Aus der Abfrage resultiert das in Tabelle 2 dargestellte Artenspek-
trum, reduziert um die Arten, die aufgrund ihrer Lebensweise und der vorkom-
menden Habitatbedingungen im Plangebiet von vornherein auszuschliel3en
sind.

Im Hinblick auf eine Ubersichtliche und systematisierte Prifung mdglicher Ver-
botstatbestande erfolgt eine Betrachtung der einzelnen Arten anhand von Ta-
belle 2. Diese enthélt eine Auflistung aller artenschutzrechtlich relevanten Arten
mit Bemerkungen hinsichtlich ihrer moglichen Betroffenheit durch das Vorha-
ben.

Fur den Planungsraum sind im Fundortkataster fur planungsrelevante Arten des
LANUV (@LINFOS) keine Fundorte verzeichnet.
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Tabelle 2: Planungsrelevante Arten im Messtischblatt 4102 (Elten) sowie Be-
merkungen zum mdglichen Betroffenheit im Eingriffsgebiet

EHZ = Erhaltungszustand G = ginstig
ATL = Atlantische Region U = unzureichend
S = schlecht
EHZ
Wlssenﬁgrr%aeftllcher Deutscher Name Status NIF?W Bemerkung
(ATL)
Saugetiere
Art vorhan- Habitat ungeeignet. Keine
Castor fiber Européischer Biber den G ||Gewasser in der ndheren Um-
gebung vorhanden.
. . Art vorhan-
Eptesicus serotinus Breitfligelfledermaus den G
Myotis daubentonii Art vorhan- G |keine Quartiere vorhanden,
Wasserfledermaus den mogliche Jagdreviere und
N | | Art vorhan- G ZugstralRen bleiben unbeein-
yctalus noctula GroRer Abendsegler  ||den trachtigt
- - Art vorhan-
Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus den G
Vogel
Keine Horste betroffen. Habitat
sicher brii- nicht geeignet, da kein Wech-
Accipiter gentilis Habicht tend G |lsel von Wald oder Waldoffen-
landschaft; Menschliche An-
wesenheit.
Keine Horste betroffen. Habitat
nicht geeignet, da kein Wald
sicher brii- oder Waldoffenlandschaft;
Accipiter nisus Sperber tend G ||Gehdlze im Siedlungsbereich
mit hohem Vogelaufkommen
als Jagdbereich. Menschliche
Anwesenheit.
sicher brii- Habitat ungeeignet. Keine
Alcedo atthis Eisvogel tend G ||Gewasser in der ndheren Um-
gebung vorhanden.
Habitat ungeeignet, keine of-
sicher brii- fene Landschaft mit Feldge-
Asio otus Waldohreule tend G ||holzen oder Waldrand. Keine
Altnester von Elstern, Raben-
krédhen o.&. vorhanden.
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
Wissenschaftlicher in
Name Deutscher Name Status NRW Bemerkung
(ATL)
sicher brii- Habitat ungeeignet, da kein
Athene noctua Steinkauz G |[Hohlenangebot. Menschliche
tend .
Anwesenheit.
sicher brii- Kein Horst betroffen. Habitat
Buteo buteo Mausebussard tend G |lungeeignet. Menschliche An-
wesenheit.
Keine Nester betroffen. Habitat
. N sicher bri- ungeeignet, kein Grunland.
Corvus frugilegus Saatkrahe tend G Allenfalls Randbereiche eines
Nahrungshabitats.
Art vorhanden. Keine Nest-
standorte betroffen. Als Luftja-
. . sicher bri- ger steht Nahrungshabitat
Delichon urbica Mehlschwalbe tend Gl auch nach der EingriffsmaR-
nahme weiterhin zur Verfu-
gung.
Keine Horste betroffen. Habitat
ungeeignet. Bevorzugt werden
Falco subbuteo Baumfalke sicher bri- U Brutplat;g in Waldgrn mit Alt-
tend holzbesténden, Krahennes-
tern. Strukturreiche Kulturland-
schaft mit Feuchtgebieten.
Falco tinnunculus Turmfalke sicher bri- G Kein Brutplatz betroffen. Allen-
tend falls Nahrungsgast.
sicher brii- Kein Neststandort betroffen.
Hirundo rustica Rauchschwalbe G| ||Habitat ungeeignet, keine
tend N .
bauerliche Kulturlandschaft.
Habitat ungeeignet, bevorzugt
sicher brii- werden offene Landschaften
Lanius collurio Neuntoter U |mit Strauchgruppen und He-
tend N
cken, Dornstraucher. Allenfalls
Nahrungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, keine
Locustella naevia Feldschwirl G ||[Feldflur, Heidegebiet oder
tend o
feuchtes Extensivgriinland.
Habitat ungeeignet, da keine
- . sicher bri- Walder oder Feldgehdlze in
Luscinia megarhynchos | Nachtigall tend G Gewassernahe. Allenfalls Nah-
rungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, keine
Luscinia megarhynchos |[Blaukehlchen U |Feuchtgebiete in Flussauen,
tend X
Moor oder Rieselfelder.
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Oriolus oriolus Pirol tend Ul |lausgedehnten Walder vorhan-

den.
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
Wissenschaftlicher in
Name Deutscher Name Status NRW Bemerkung
(ATL)
sicher brii- Habitat ungeeignet da keine
Perdix perdix Rebhuhn U ||Sdume oder Wiesenrander
tend .
vorhanden. Siedlungsraum.
Habitat ungeeignet da keine
Phoenicurus phoeni- sicher Walder oder alten Baumbe-
Gartenrotschwanz ", Ul . o
curus britend stande mit Hohlen vorhanden.
Allenfalls Nahrungsgast.
Habitat ungeeignet, kein Offen-
. . sicher land, keine Griinlandflachen
Saxicola rubicola Schwarzkehlchen briitend ] oder Brache mit Gebiischen
und Saumen.
sicher brii- Keine Nester betroffen, keine
Streptopelia turtur Turteltaube tend Ul ||Walder oder Feldgehdlze, Al-
lenfalls Nahrungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, da keine
Tyto alba Schleiereule G halboffene Landschaft, keine
tend - . .
Nistmadglichkeit.
Amphibien
Art vorhan- Habitat ungeeignet, keine
Bufo calamita Kreuzkrote den U ||Wasserstellen (auch temporér)
oder Gewasser vorhanden.
Rana lessonae Kleiner Wasserfrosch Art vorhan- G Habqgt ungeeignet. Keine
den Gewasser vorhanden.
Triturus cristatus Kammmolch Artvorhan- G HablF.at ungeeignet, da keine
den Gewasser vorhanden.
Reptilien
Habitat ungeeignet, da kein
reich strukturierter, offener
Art vorhan- Lebensraum mit einem klein-
Lacerta agilis Zauneidechse den Gl |[raumigen Mosaik aus vegetati-
onsfreien und grasigen Fl&-
chen, Gehdlzen; keine warme-
speichernden Substrate.
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4.7 Artenschutzrechtliches Fazit —

4.7.1 Végel

Die im Messtischblatt aufgefiihrten Vogelarten tbersteigen um ein Vielfaches
die wahrend der Ortsbegehungen angetroffen Arten. In Tabelle 2 dieses Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages ist unter ,Bemerkung® aufgefuhrt, ob die ent-
sprechende Art unter den vor Ort gefunden Habitatbedingungen im Plangebiet
potenziell vorkommen kénnte. Zur Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs
auf Tier- und Pflanzenarten sind gegebene Vorbelastungen zu beriicksichtigen.

Die Lage im Siedlungsbereich und die Habitatstruktur schlieRen es als essenti-
elles Nahrungs- und/oder Bruthabitat fir die im Messtischblatt 4102 (Elten) auf-
gefuhrten planungsrelevanten Arten aus. Das Plangebiet und die ndhere Um-
gebung konnen allenfalls als mégliches Randgebiet eines Nahrungshabitats
einiger Arten (wie z. B. Greifvogeln) dienen, deren Nahrungshabitate die Grol3e
des Plangebietes um ein Vielfaches Ubersteigen. Ausweichmdglichkeiten sind
vorhanden.

Luftjager, wie die Mehlschwalbe, die das Gelande mdglicherweise zur Nah-
rungssuche Uberfliegen, werden durch die geplante MalRBnahme nicht beein-
trachtigt. Auch nach dem Eingriff steht ihnen der Luftraum weiterhin fur die Nah-
rungssuche zur Verfigung. Die im Plangebiet befindlichen Neststandorte sind
durch die EingriffsmaRnahme nicht betroffen.

Unter Berucksichtigung der artspezifischen Habitatanspriiche und Verhaltens-
weisen der hier betrachteten Arten sind flr keine dieser Arten Verbotstatbe-
stande nach 8 44 in Bezug auf die geplante Baumal3nahme zu sehen. Eine
Ausnahmegenehmigung nach 8§ 45 ist fur keine der Arten zu beantragen.

Die Realisierung der Planung hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen
Population oder einer besonders streng geschitzten Vogelart zur Folge.

4.7.2 Amphibien und Reptilien

Wahrend der Begehung wurden keine Amphibien oder Reptilien gesichtet. Dar-
Uber hinaus sind allerdings auch keine Laichhabitate oder wertvollen Landhabi-
tate direkt von der Eingriffsmalinahme betroffen, so dass negative Auswirkun-
gen auf eine mogliche lokale Amphibienpopulation auszuschlielen sind. Das
gleiche gilt auch fur Reptilien.

4.7.3 Saugetiere

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Mogliche Areale zur Nahrungssu-
che oder ZugstraRen werden durch den Eingriff nicht entwertet. Auch fir Fle-
dermause ergeben sich demzufolge keine negativen Auswirkungen.
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5 Vermeidungsmalnahmen

Generell gilt, dass zum Schutz der Brutvogel die Baufeldvorbereitungen, insbe-
sondere mogliche Baumfallungen und Heckenrodungen, erst nach Beendigung
der Brutzeit durchzufuhren sind. Die Brutzeit der festgestellten Arten beginnt in
dieser Region Mitte Marz und endet Ende August (Mildenberger 1984). Dies gilt
auch fur weitere mogliche Brutvogelarten. Lediglich die Ringeltaube britet auch
im August und September noch (Mildenberger 1984). Zur Vermeidung der To-
tung oder Verletzung von Vogeln oder Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten gemaf 8§ 44 (1) Nr. 1 und 3 BNatSchG ist die Rodung der Gehdlze in
der Zeit vom 01. Oktober bis zum 28. Februar durchzufiihren (8 64 (1) Nr. 2 LG
NRW). Die Anwesenheit britender Vogel kann hier ausgeschlossen werden.

Falls eine Baumfallung bereits im September erfolgen soll, ist zuvor zu kontrol-
lieren, ob sich besetzte Ringeltaubennester in den Baumen befinden. Falls dies
zutrifft, kann die Fallung erst nach dem Fliggewerden der Kiiken erfolgen.
Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem
Verbot der Totung auch alle anderen européischen Vogelarten (8 44 Abs.1
BNatSchG).

Empfehlung:

Als HilfsmalRBnahme fir Gebaudebriter kénnen an den vorhandenen und ge-
planten Gebauden kunstliche Nistmdglichkeiten z.B. fur Mehlschwalben, Mau-
ersegler oder Spatzen angebracht werden.

Des Weiteren konnen als Unterschlupf fur Fledermause an den Gebauden Fle-
dermauskasten, Flachkasten wie auch Raumkasten, angebracht werden.

6 Gesamtbewertung

In Anbetracht der vorliegenden Erkenntnisse ist nicht davon auszugehen, dass
durch die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten verletzt oder geto-
tet werden (8 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten (8
44 Abs. 5 BNatSchG) beschéadigt oder zerstort werden. Desgleichen sind keine
Stérungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes
der lokalen Population fuhren kénnten.

Es gibt keine Hinweise darauf, dass lokale Populationen von den geplanten
Malinahmen negativ betroffen werden konnten. Insbesondere bleibt die nach §
44 Abs. 5 BNatSchG zu schitzende ,06kologische Funktion® der Fortpflanzungs-
und Ruhestéatten (s. 0.) durch die Planungen fur alle planungsrelevanten Arten
erhalten.
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL 16/2 ,Neustadt/Sud”, der Stadt Emmerich am Rhein

8 Bilddokumentation vom 16.05.2014

Foto 1: Blick von Nordwesten auf die Freiflache.

Foto 2: Blick von Osten auf die Freiflache.
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL 16/2 ,Neustadt/Sud”, der Stadt Emmerich am Rhein
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Foto 3: Blick von Norden auf die Linden-Allee.

Foto 4: Blick von Norden auf die drei Nadelbdume auf der Freiflache.
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL 16/2 ,Neustadt/Sud”, der Stadt Emmerich am Rhein

Foto 5: Mehlschwalbennester an Haus Neustadt Nr. 59.

Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde von den Verfassern nach bes-
tem Wissen und Gewissen unter Verwendung der im Text angegebenen Litera-
tur/Links erstellt.

Ingenieurgesellschaft mbH
Stadtentwicklung - Umweltplanung - Bauwesen
Architektur - Stidtebau - Landschaftsplanung

Kevelaer, 20.05.2014

Bearbeitung:
Dipl.-Biol. Lisa-Marie Schutrman
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STADT EMMERICH AM RHEIN T
DER BURGERMEISTER ‘*‘ﬂllﬂﬁ

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16

Verwaltungsvorlage offentlich 0117/2014 09.09.2014
Betreff
OPNV-Konzept; hier: Evaluierung
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Kenntnisnahme(kein Beschluss)

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung (ASE) nimmt den Evaluierungsbericht der NIAG zur
Umsetzung des OPNV-Konzeptes zur Kenntnis.
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Sachdarstellung :

Zum Fahrplanwechsel am 9. Dezember 2012 wurde das neue Buskonzept fur Emmerich
umgesetzt. Ziel war es, die Nutzung des OPNV-Angebotes durch die verschiedenen
Fahrgastgruppen, wie Schiler, Erwerbstétige, nicht Erwerbstatige, Senioren und
mobilitatseingeschrankte Personen, zu verbessern.

Mit der Planung und Umsetzung des neuen Buskonzeptes verpflichtete sich das
Unternehmen, nach ein bis zwei Jahren einen Erfahrungsbericht vorzulegen, um ggfs. noch
erforderliche Kurskorrekturen vornehmen zu kdnnen. Dieser Bericht wird hiermit vorgelegt.

Seinerzeit verfolgte man mit der konzeptionellen Neuordnung des Busverkehrs die Absicht:

¢ Busumlaufe besser und weniger verspatungsanfallig zu gestalten,

e den Bahnhof Emmerich als ,Rendevouz’ - Punkt zu starken,

e unndtige Zentrumsfahrten der ortsteilverbindenden Busse zu vermeiden,

e stattdessen einen nur in Emmerich zirkulierenden Midibus vorzusehen,

e der eine bessere Erreichbarkeit auch der Ful3géangerzone sicherstellen sollte und

e im Schulerverkehr eine bessere Taktung zu Schulanfangs- und — endzeiten
anzubieten.

Folgende Maflihahmen wurden mit dem Konzept umgesetzt:

1. am Nachmittag wurde ein 30-Minuten-Takt eingerichtet, um die Wartezeiten flr die
Schiiler trotz der individuell geregelten Stundenraster und Schulendzeiten auf
héchsten 25 Minuten zu beschranken.

2. die Anschlisse an den Regionalverkehr der DB am Bahnhof in Emmerich wurden
verbessert.

3. die alternative Bedienungsform , TaxiBus" wurde inzwischen verstarkt genutzt

4. kurzere FuRwege durch veranderte Linienfihrungen und Einsatz eines kleineren
Fahrzeugs in Form eines Midibusses.

5. Einsatz von Fahrzeugen mit Niederflurtechnik und Ausbau von Haltestellen.

Nachdem inzwischen genigend Erfahrungen mit der Umstellung gesammelt werden
konnten, kam es in der Folge auch bereits zu Anderungen von Haltestellen-Standorten und
Buslinienverlaufen. In dem Zusammenhang sei die Aufgabe der Linienfihrung der 94 tber
die Verborgstrasse genannt , bzw .Anderungen der Haltestellensituation am Grollschen Weg.

Was die Inanspruchnahme des OPNV-Angebotes durch Schiiler betrifft, so zeigt sich eine
latent rucklaufige Entwicklung. Im Schuljahr 2012/13 fuhren 671 Schiler mit dem Schoko-
ticket, Im folgenden Schuljahr 2013/14 waren es noch 598 Schuler, wahrend es im aktuellen
Schuljahr 2014/15 gerade noch 570 Schiiler sind.
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Zusatzlich nutzen ca. 40 Schiiler das Schokoticket, um zu den Schulstandorten in den Nach-
barstadten zu fahren. Insgesamt ist auRerhalb der Schulzeiten ein geringeres Fahrgastauf —
kommen zu beobachten.

Hier folgt nun eine Betrachtung der einzelnen Linien, jedoch ohne dass die Fahrten der
Schiler zum Unterricht berlcksichtigt worden waren. Die Daten erlauben keinen exakten
Vorher-Nachher-Vergleich, da die Linienfuhrungen und die Haltestellen mit dem Konzept
deutlich verandert wurden.

Linie 88 (Rees — Emmerich am Rhein)

montags-freitags-Schultage:

geringe Fahrgastzunahme, Abrufquote TaxiBus 61%

montags-freitags-Ferientage:

keine Verénderung der Fahrgastnachfrage. Abrufquote TaxiBus 74%

samstags:
keine Veranderung der Fahrgastnachfrage. Abrufquote TaxiBus 75%
sonn- und feiertags:

keine Veranderung der Fahrgastnachfrage. Abrufquote TaxiBus 74%

Auf Grund der hohen Abrufquoten im Taxi-Bus-Verkehr wird hier die Fahrtdurchfiihrung mit
einem Standardbus geprift

Linie 90 (zirkulierender Midibus im Stadtgebiet)

montags-freitags-Schultage:

die Anzahl der Beférderungsfalle pendelt zwischen 2 und 12 Fahrgasten je Fahrt. Zunahme
Uberwiegend durch zusatzliche Fahrten am Nachmittag. Abrufquote TaxiBus 14%

montags-freitags-Ferientage:

die Anzahl der Beférderungsfalle pendelt zwischen 0 und 3 Fahrgéasten je Fahrt. Abrufquote
TaxiBus 7%

samstags:

nahezu alle Fahrten werden nachgefragt bei einer Hochstbesetzung von 4 Fahrgasten,
dennoch ist eine deutliche Steigerung feststellbar. Abrufquote TaxiBus 11%

sonn- und feiertags:

Angebot nur in der Bedienungsform TaxiBus. Abrufquote 7%
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Die Markttage Mittwoch und Samstag zeigen eine etwas hohere Fahrgastauslastung als die
anderen Tage. Auffallig ist die geringe Nachfragequote im TaxiBus. Diese sollte durch
zusatzliche Informationen zur TaxiBus-Bestellung gerade bei den Senioren verbessert
werden. Auch die sehr gute ErschlieBung der Innenstadt muss hier noch einmal hervor-
gehoben werden. Insgesamt entspricht der Einsatz der Kleinbusse dem Fahrgastauf-
kommen.

Linie 91 (Emmerich am Rhein - “s-Heerenberq)

montags-freitags und samstags:

Keine Angebotsveranderung im Konzept. Nahezu alle Fahrten nachgefragt mit
Beforderungsfallen zwischen 2 und 7 Fahrgasten je Fahrt.

Vorschlag: Beibehaltung des Angebotes, auch im Hinblick auf das Ergebnis einer
Projektstudie u.a. durch die Hochschule Rhein-Waal, zur Schaffung einer OPNVVerbindung

Doetinchem — Emmerich — Kleve.

Linie 93 (Emmerich am Rhein — Dornick — Praest)

montags-freitags-Schultage:

Keine nennenswerten Fahrgastzahlen aufRerhalb des Schilerverkehrs.
montags-freitags-Ferientage: Nur sehr geringe Nachfrage.

Samstags: Nur sehr geringe Nachfrage.

«

Das Angebot an Ferientagen sowie samstags kdnnte auf die Bedienungsform , TaxiBus’
umgestellt werden.

Linie 94 (Emmerich am Rhein — Elten)

montags-freitags-Schultage:

geringe Fahrgastzunahme insbesondere am Nachmittag. Abrufquote TaxiBus 69%
montags-freitags-Ferientage:

deutliche Fahrgastzunahme. Abrufquote TaxiBus 85%

Samstags:

Geringe Fahrgastzunahme. Alle Fahrten sind nachgefragt und weisen zwischen 1 und 12
Fahrgasten auf. Abrufquote TaxiBus 73%
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sonn- und feiertags:

Nahezu unveréndertes Fahrgastaufkommen. Es werden jedoch alle Fahrten von 1 bis 9
Fahrgasten nachgefragt. Abrufquote TaxiBus 73%

SB 58 ( Emmerich am Rhein — Kleve)

Unabhangig vom Buskonzept Emmerich weist die Linie einen stetigen Fahrgastzuwachs auf.
Dies ist im Wesentlichen auf den Standort der Hochschule Rhein-Waal und den Anschluss
an die RE 10 zurtickzufuihren. Der ursprunglich fir den Ubergangsstandort der Hochschule
an der ehemaligen Kaserne in Emmerich eingerichtete 30-Minuten-Takt wurde auch nach
Aufgabe des Interimsstandortes beibehalten.

Insgesamt wird das Buskonzept Emmerich von der NIAG als Erfolg gewertet und sollte ohne
Angebotsanderung fortgefuihrt werden.

Um die positive Entwicklung fur die Zukunft zu sichern, hat die NIAG kurzlich die Servicezeit
fur die TaxiBusbestellung und die Erreichbarkeit ihrer Hotline fir Fahrplan und Tarifauskiinfte
deutlich erweitert.

Fur 2015 ist die Einfihrung eines ITCS-Systems (Intermodal Transport Control System) zur
Echtzeitauskunft und Anschlusssicherung vorgesehen.

Damit werden die wichtigsten Voraussetzungen fiir einen erfolgreichen OPNV geschaffen.

Zur Sitzung des Stadtentwicklungsausschusses wird ein Vertreter der NIAG die Inhalte des
Monitorings im Rahmen einer Présentation vortragen.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.1

Johannes Diks
Burgermeister
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Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0110/2014 04.09.2014

Betreff

10. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. EL K/3 - Luitgardisstrae -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fiur Stadtentwicklung beschlieldt gemald § 2 Abs. 1i.V.m. § 1 Abs. 8 BauGB,
den Bebauungsplan Nr. EL K/3 -Luitgardisstral3e- fir das Grundstiick Lindenallee 33,
Gemarkung Elten, Flur 9, Flurstiick 364 dahin gehend zu &ndern, dass

a) die Festsetzung der Uberbaubaren Flache geringfiigig verlagert und ihr Zuschnitt
verandert wird,

b) die Zahl der Vollgeschosse von einem Geschoss auf maximal 2 Geschosse erweitert
wird,

c) die Geschossflachenzahl (GFZ) auf 0,6 erhdht wird,
d) eine maximale Gebaudehdhe von 80,0 m Giber NHN festgesetzt wird,
e) zusatzlich eine Flache fir Garagen festgesetzt wird,

f) langs der StralRengrenze zur Lindenallee bis auf den westlichen Teilabschnitt von
3,0 m Breite ein Verbot von Ein- und Ausfahrt festgesetzt wird.

Das Verfahren wird als vereinfachtes Verfahren nach den Bestimmungen des § 13
Baugesetzbuch durchgefihrt.

Zu 2)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, eine 6ffentliche Auslegung
des Bebauungsplananderungsentwurfes gemani § 3 Abs. 2 BauGB durchzufiihren und die
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB
zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

Das vormals mit einem Doppelhaus bebaute Grundstuick an der Lindenallee, Gemarkung
Elten, Flur 9, Flurstiick 364, welches sich in der Ortslage Hochelten dstlich an den
offentlichen Parkplatz im Bereich Lindenallee / Luitgardisstral3e anschlief3t, liegt im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. EL K/3 -Luitgardisstrale-. Im Zusammenhang
mit dem Erwerb dieses Grundstiickes hat der Kaufer im Jahre 2003 eine Anderung des
Bebauungsplanes (7. vereinfachte Anderung) bewirkt, mit der das seinerzeit geplante
Vorhaben einer Wohnanlage in der Form eines eingeschossigen U-férmigen Ensembles mit
insgesamt vier Wohneinheiten und Tiefgarage planungsrechtlich vorbereitet wurde. Das
betroffene Vorhaben wurde nach der Freirdumung des Grundstiickes durch Abbruch des
Altgebaudes bislang nicht verwirklicht.

Der Bebauungsplan setzt fur das betroffene Grundstiick aktuell ein Allgemeines Wohngebiet
(WA) mit eingeschossiger offener Bauweise, Grundflachenzahl GRZ=0,4 und
Geschossflachenzahl GFZ=0,5 fest. Die Uiberbaubare Flache von etwa 20 x 26 m fasst die
urspriingliche Bebauung ein und ist auf dem stidlichen Grundstiicksteil mit einem Abstand
von minimal 2,7 m zur Straengrenze an der Lindenallee angeordnet. Im Rahmen der 7.
Anderung des Bebauungsplanes wurden bei Erweiterung der tiberbaubaren Flache ein
Ausschluss von Garagen und Carports auf3erhalb der Giberbaubaren Flache erlassen und als
Kompensation des mit der Anderung vorbereiteten Eingriffs in Natur und Landschaft ein
Pflanzgebot fiir einen Baum (Linde) auf dem Grundstiick festgesetzt.

Nachdem sich sein bisher geplantes Vorhaben nicht verwirklichen liel3, hat der Eigentiimer
nunmehr eine geanderte Bebauungskonzeption in Form eines kompakten Wohnhauses mit 2
Wohneinheiten im Erdgeschoss und einer Wohneinheit in einem dartber liegenden
zuriickspringenden Geschoss mit Flachdach entwickelt. Da das Obergeschoss nicht an allen
Gebaudeseiten um mindestens einen Meter von den AufRenwénden des darunter liegenden
Geschosses zurtickspringen soll, gilt es im Sinne der Landesbauordnung als Vollgeschoss,
so dass das Vorhaben von der Festsetzung der eingeschossigen Bauweise abweicht.

Bei der Grundsttickstiefe von im Mittel 44 m soll der Baukdrper mittig auf dem Grundstick
positioniert werden, um bei der vorhandenen Nordsuld-Ausrichtung der Flache die
Moglichkeit der Einrichtung eines Gartenbereiches in Sudlage zu schaffen. Hierdurch wird
eine geringfligige Uberschreitung der tiberbaubaren Flache bewirkt. Darliber hinaus ist
anstelle der vormals vorgesehenen Tiefgarage eine separate Dreifachgarage im nérdlichen
Grundstuicksbereich geplant, die in Bezug auf den bisher festgesetzten Ausschluss von
Garagen und Carports auRerhalb der tiberbaubaren Grundsticksflache eine dritte
Abweichung vom Bebauungsplan bedeutet.

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Realisierung seines Vorhabens zu
schaffen, stellt der Eigentiimer den Antrag auf entsprechende Anderung des
Bebauungsplanes. Angesichts der restriktiven Siedlungsflachenentwicklung auf dem
Eltenberg durch die bestehende Bauleitplanung, die auf einen Erhalt, nicht jedoch auf eine
Verdichtung und Erweiterung der bestehenden Bebauung abzielt, stellt die in Rede stehende
Flache eines der letzten bebauungsfahigen Grundstiicke im Siedlungsbereich von Hochelten
dar. Das geplante Wohnhaus entspricht von seiner Ausgestaltung her und seiner
Dimensionierung auf dem 1.266 gm grof3en Grundstick einer gehobenen Wohnqualitat und
fugt sich in die aufgelockerte Bauweise der bevorzugten Wohnlage auf dem Eltenberg ein.
Das Gebot der Riicksichtnahme in Bezug auf die Schutzanspriiche der benachbarten
Wohnbebauung wird gewahrt, da das Vorhaben im Vergleich zur den
Bebauungsmadglichkeiten hach dem bestehenden Planungsrecht nur geringfiigig an diese
heranriickt und ein Mindestabstand zum nachsten Wohnhaus von tber 17 m eingehalten

05-16 0110/2014 Seite 2 von 5



wird. Dariiber hinaus soll der Terrassenbereich des Obergeschosses im stidlichen und
westlichen Gebaudeteil angeordnet werden, von wo aus eine Einsichtnahme in die bebauten
Nachbargrundstiicke nicht mdglich ist. Die Gebaudehthenentwicklung wird durch die
Staffelgeschossausbildung mit Flachdach die vorhandenen Gebaudehdhen der
eingeschossigen Wohnbebauung in der unmittelbaren Nachbarschaft nicht Gberschreiten.

Da sich somit keine stadtebaulichen Bedenken gegen das Vorhaben ergeben und der
bestehende planungsrechtliche Rahmen nur geringfugig Uberschritten wird, wird das
Vorhaben verwaltungsseitig gestttzt. Dies betrifft auch die vom Eigentimer gewlinschte
Einrdumung eines Zufahrtsrechtes Uber den 6ffentlichen Parkplatzbereich zu den geplanten
Garagen, fir die ein Gestattungsvertrag mit der Regelung erforderlicher Umbaumalnahmen
im zukUnftigen Einfahrtbereich geschlossen werden soll.

Zur Erméglichung des Vorhabens soll der Bebauungsplan daher in der folgenden Form
geandert werden:

a) Anpassung der tberbaubaren Flache an den geplanten Baukorper

Hierbei soll eine Gberbaubare Flache von 22 m Tiefe in einem mittleren Abstand zur
Strallengrenze von ca. 10 m sowie im bauordnungsrechtlich erforderlichen Mindestabstand
von je 3,0 m zur den seitlichen Grundstiicksgrenzen festgesetzt werden.

b) Erweiterung der zuldssigen Zahl der Vollgeschosse auf 2 Vollgeschosse

Zur Ermoéglichung der geplanten zweiten Geschossebene als Staffelgeschoss, welches
entsprechend seiner Ausgestaltung im Sinne der Landesbauordnung als zweites
Vollgeschoss zu beurteilen ist, soll eine zweigeschossige Bauweise als Obermal festgesetzt
werden.

c) Erweiterung der zulassigen Grundflachenzahl auf 0,6

Die Anderung des Bebauungsplanes bewirkt eine Umstellung der planungsrechtlichen
Beurteilungsgrundlage auf die aktuelle BauNVO. Danach ermittelt sich die Geschossflache
nach den AufRenmal3en der Geb&ude in allen Vollgeschossen. Bei einer
Komplettliberbauung der tberbaubaren Flache in beiden Geschossebenen ergébe sich eine
erhebliche Massivitat des Baukdrpers, die ein Sicheinfligen in die Baustruktur der
Wohngebaude in der Umgebung in Fragen stellen wiirde. Daher soll diese Form der
baulichen Verdichtung im Plan ausgeschlossen werden, indem die Geschossflachenzahl nur
mit 0,6 anstelle der bei einer Zweigeschossigkeit ansonsten bis zu 0,8 betragenden GFZ
festgesetzt wird. Damit wird die bauliche Ausnutzbarkeit zwar eingeschrankt, bei der
bestehenden GrundstiickgroR3e ergibt sich damit jedoch ein Geschossflachenpotential von
immerhin 760 gm, was dem Bauherrn einen ausreichenden Spielraum zur Verwirklichung
seines Vorhabens einraumt und den vorliegenden Bauentwurf erméglicht.

d) Beschrénkung der Gebaudehbhe

Um bei der Festsetzung einer Zweigeschossigkeit fiir die Erméglichung des geplanten
zuriickspringenden oberen Vollgeschosses nicht noch die Option einer weiteren
Geschossebene in einem dartiber liegenden schrégen Dachraum einzurdumen, soll die
Gebaudehohenentwicklung im Anderungsbereich auf ein MaximalmaR von ca. 8 m uiber dem
vorhandenen Geladnde eingeschrankt werden.

e) Festsetzung einer Flache fiir Garagen

Zur Erfullung des notwendigen Stellplatznachweises auf eigenem Grundsttick plant der
Eigentimer anstelle der vormaligen Tiefgarage die Errichtung einer Dreifachgarage im
nordlichen Grundstiicksbereich. Da der bestehende Bebauungsplan die Errichtung einer
solchen Anlage aul3erhalb der Uberbaubaren Grundsticksflache zur Gewahrleistung einer
aufgelockerten Bebauung mit einem grof3zugigen Freiflachenanteil auf den
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Hausgrundstiicken in Hochelten ausdriicklich ausschlief3t, soll eine entsprechende
Festsetzung einer Garagenflache erfolgen. Hiermit wird gegeniber dem bestehenden
Planungsrecht ein Eingriff in Natur und Landschaft durch Mehrversiegelung vorbereitet,
welcher auszugleichen sein wird. Da im Rahmen der 7. vereinfachten
Bebauungsplananderung bereits ein Pflanzgebot fir eine Linde erlassen wurde und sich auf
dem Grundstiick auch wegen der auf den Nachbarflachen grenznah aufstehenden Baume im
Prinzip keine weitere Flache zur Pflanzung eines Grol3geholzes anbietet, soll im Rahmen
eines stadtebaulichen Vertrages eine externe Ausgleichsmalinahme zur Kompensation des
Ausgleichsdefizites durch Anrechnung auf ein stadtisches Okokontoguthaben gegen
Kostenerstattung durch den Antragsteller vereinbart werden.

Bei der Realisierung der Garagenanlage kénnte der Bestand grenznaher nach
Baumschutzsatzung geschiitzter Gehdlze auf der nérdlich angrenzenden stadtischen
Grunflache, die mit ihnrem Kronenbereich zum Teil in die Antragsflache hineinragen,
gefahrdet sein. Uber etwaig erforderliche Baumfallungen und deren ErsatzmafRnahmen wird
im Rahmen der Genehmigungsplanung zu entscheiden sein.

f) Eestsetzung eines Verbotes von Ein- und Ausfahrt

Mit der EinrAumung einer Grundsttickszufahrt tber den Parkplatz wird der Stellplatznachweis
einem Bereich mit tiw. hohem Verkehrsaufkommen zugeordnet. Um die dstlich
angrenzenden bebauten Grundstucke vor Stdrungen von Fahrzeugbewegungen, die im Falle
einer Zuwegung zu den Garagen langs der 6stlichen Grundstiicksgrenze auftreten wirden,
freizuhalten, wird an der StraRengrenze zur Lindenallee ein Ausschluss von Ein- und
Ausfahrten festgesetzt. Hiervon ausgenommen ist der westliche Abschnitt der
Stral3engrenze in einer Breite von 3,0 m. Hiermit bleibt die planungsrechtliche Erschliel3ung
des Grundstiickes gewabhrleistet, da die Garagenzufahrt auch auf eigenem Grundstiick tber
einen Weg langs der Westgrenze genommen werden kdnnte.

Uber die vorgenannten Regelungen hinaus soll die Plananderung auch noch der Bereinigung
eines Zeichenfehlers im Bebauungsplan fir den Bereich des Antragsgrundstiickes dienen.
Hier ist der Verlauf der nordlichen Grundstlicksgrenze des aktuellen Flurstlickes 364
fehlerhaft dargestellt, indem sie zeichnerisch von der nordwestlichen Grundstiicksecke auf
einen rd. 1 m sudlich des norddstlichen Eckpunktes gelegenen Vermessungspunkt gezogen
wurde. Die auf dem angrenzenden stadtischen Grundstiick festgesetzte 6ffentliche
Grunflache der Zweckbestimmung ,Parkanlage“ hat von der Planungsabsicht her jedoch nie
das Privatgrundstiick Lindenallee 31-33 betroffen. Die Einbeziehung der betroffenen
Teilflache in die WA-Gebietsfestsetzung fir den gesamten Anderungsbereich schafft hierzu
Klarheit und ersetzt spatestens mit Rechtskraft der 10. vereinfachten Anderung die benannte
fehlerhafte Darstellung.

Zu 2)

Durch die beabsichtigten Anderungen der Festsetzungen des Bebauungsplanes EL K/3
werden die Grundziige der Planung nicht beriihrt. Daher kann das Anderungsverfahren nach
den Bestimmungen des 8§ 13 BauGB (Vereinfachtes Verfahren) durchgefiihrt werden. Von
der Durchfuhrung einer Umweltpriifung nach 8 2 Abs. 4 BauGB und der Anfertigung eines
Umweltberichts nach § 2a BauGB kann in diesem Verfahren abgesehen werden.

Da sich der Grad einer moglichen Betroffenheit der an dem Anderungsverfahren zu
beteiligenden Offentlichkeit nicht mit Bestimmtheit eingrenzen lasst, soll eine Beteiligung der
Offentlichkeit gemaR § 13 Nr. 2 BauGB in der Form einer 6ffentlichen Auslegung nach § 3
Abs. 2 BauGB durchgefiuhrt werden.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.1

Johannes Diks
Birgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0110 Vorhabenlageplan

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0110 Uebersichtsplan

Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0110 Luftbild

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0110 Aktuelle Bebauungsplanfestsetzungen
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0110 Aenderungsentwurf

Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0110 Textliche Festsetzungen_Hinweise
Anlage 7 zu Vorlage 05-16 0110 Entwurfsbegruendung

Anlage 8 zu Vorlage 05-16 0110 Artenschutzpruefung
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STADT EMMERICH AM RHEIN

Bebauungsplan Nr.

Textliche Festsetzungen

3.2

Uberbaubare Grundstiicksflache

Gemal § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Uiberdachte Stellplatze (Carports)
und Garagen auf den nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen nicht zulassig sind.

Beschrénkung der Zahl der Wohneinheiten

Gemal 8§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB wird festgesetzt, dass fur die Wohngebaude im
Bereich des Allgemeinen Wohngebietes (WA) dieses Bebauungsplanes insgesamt
maximal 4 Wohneinheiten zuléssig sind.

Gebaudehdhenfestsetzungen

GemanR § 9 Abs. 3 BauGB i. V. mit 8 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird die maximal
zulassige Gebaudehohe (oberster Dachabschluss) festgesetzt mit 80,0 m NHN (tber
Normalhdhennull)

Gemal § 31 Abs. 1 BauGB wird festgesetzt, dass die maximal zuléassige
Gebaudehthe gemal textlicher Festsetzung Nr. 3.1 durch Schornsteine und
Empfangsanlagen um bis 1,50 m tberschritten werden kann.

AusgleichsmalRnahme

Gemal 8§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wird festgesetzt, dass innerhalb des
Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes eine Linde (Stammumfang 20/25 cm)
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten ist.

Hinweise

Bei Bodeneingriffen kénnen Bodendenkmaler entdeckt werden. Die Entdeckung von
Bodendenkmalern ist der Stadt Emmerich am Rhein oder dem Rheinischen Amt fur
Bodendenkmalpflege unverziglich anzuzeigen ( 88 15, 16 Denkmalschutzgesetz
NRW).

Bei Durchflhrung von Erdarbeiten konnen ggf. Kampfmittelfunde auftreten. Der
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) bei der Bezirksregierung Dusseldorf empfiehlt
daher eine geophysikalische Untersuchung der Grundstiicksflachen, auf denen ein
Eingriff in den Boden stattfinden soll.




Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten,
Pfahlgrindungen etc., ist grundsatzlich eine Sicherheitsdetektion geman ,Merkblatt
fur das Einbringen von Sondierungsbohrungen® des KBD durchzufiihren.

Das Gutachten ,Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung des
Bebauungsplanes EL K/3 -LuitgardisstraBe- 10. Anderung” der StadtUmBau
Ingenieurgesellschaft mbH, Kevelaer vom 22.08.2014 ist Bestandteil der Begriindung
dieses Bebauungsplanes.
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Der Burgermeister
Fachbereich 5 - Stadtentwicklung

10. vereinfachte Anderung des
Bebauungsplans EL K/3
,Luitgardisstral3e*

Entwurfsbegrindung

Planverfasser:

StadtUmBau
Ingenieurgesellschaft mbH

Stadtentwicklung - Umweliplanung - Bouwesen
Architektur - Stadtebau - Landschaftsplanung

29. August 2014
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 — 10. vereinfachte Anderung

1 Erforderlichkeit der Planung / Planungsabsichten

Die Stadt Emmerich am Rhein plant flir den Bereich des ehemals bebauten Grundstiickes Lindenallee
33, welches in der Ortslage Hochelten 6stlich an den offentlichen Parkplatz Lindenallee / Luitgar-
disstraBe angrenzt, die 10. Anderung des Bebauungsplans EL K/3 ,LuitgardisstraRe* im vereinfachten
Verfahren gem. § 13 BauGB.

Der rechtskréaftige Bebauungsplan EL K/3 enthalt fur das betreffende Grundstlck zwar eine tiberbau-
bare Grundstiicksflache. Diese ist aber deutlich zur angrenzenden Lindenallee im Siiden des Grund-
stuicks hin orientiert, so dass sich das Bauvorhaben des Grundstiickseigentiimers nicht realisieren
lasst. Es ist geplant, das Gebdude in der Mitte des Grundstiicks zu positionieren. Deshalb wird im Zu-
ge der vorliegenden Anderungsplanung die iiberbaubare Grundstiicksflache geéndert.

Dies ermdglicht eine stadtebaulich wiinschenswerte bauliche Erganzung und damit eine Nachverdich-
tung innerhalb eines bestehenden Wohngebietes.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die zukiinftige bauliche Entwicklung der Flache so ge-
lenkt werden, dass eine stadtebaulich und gestalterisch harmonische Fortentwicklung der bestehenden
Bebauungsstruktur gewahrleistet wird.

Die Grundziige der Planung werden durch die vorliegende Anderung nicht beriihrt. Aus diesem Grund
wird das vereinfachte Verfahren gem. § 13 BauGB angewandt. Die in Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen (kein UVP- pflichtiges Vorhaben, keine Beeintrachtigung von Gebieten von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder Vogelschutzgebieten) werden durch die vorgesehene Anderung erfiillt.

Das Plangebiet stellt einen Teilbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans EL K/3 dar. Mit der
Rechtskraft der Anderungsplanung verlieren die bisherigen Festsetzungen dieser Teilfldche des be-
stehenden Bebauungsplans ihre Gliltigkeit. Auf der Planurkunde des Bebauungsplans wird ein ent-
sprechender Vermerk platziert, der fir die betreffende Teilflache auf den Anderungsbebauungsplan
verweist.

Anderungen von Bebauungsplanen, die im vereinfachten Verfahren durchgefiihrt werden, sind geman
§ 13 Abs. 3 BauGB von der Pflicht zur Durchfiinrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und
zur Anfertigung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB ausgenommen.
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 - 10. vereinfachte Anderung

2 Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Anderungsplanung umfasst einen Teilbereich des rechtskraftigen Bebau-
ungsplans EL K/3 im Bereich des Grundstiicks Lindenallee 33, Gemarkung Elten, Flur 9, Flurstiick
364. Das Flurstiick und damit der Anderungsbereich ist 1.266 m2 groR.

Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines raumlichen Geltungshereichs entsprechend der Plan-
zeichnung eindeutig fest.

Abbildung: Lage des Plangebiets
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 — 10. vereinfachte Anderung

3 Gegenwartiger Zustand

Die Planflache liegt in Hoch-Elten, stidgstlich des Eltener Siedlungsbereichs. Es handelt sich um ein
seit dem Abriss des vormaligen Doppelhauses seit dem Jahre 2003 unbebautes, von einer Hecke
eingefasstes Gartengrundstlick. Ein Teil des Grundstiickes wurde planiert, der Gbrige Teil ist mit einer
dichten Hochstaudenflur bewachsen. B&ume existieren im Plangebiet nicht. Westlich des Plangebiets
befindet sich ein offentlicher Parkplatz. Die auf dem Eltener Berg gelegene, als Landmarke weithin
sichtbare St. Vitus-Kirche befindet sich rund 100 m sudlich.

Die néhere Umgebung ist durch lockere Einfamilienhausbebauung sowie die um den Eltener Berg
gelegenen Waldflachen gepragt.

4 Planungsvorgaben

Gebietsentwicklungsplan / Flachennutzungsplan

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Diisseldorf ist das Plangebiet dem Allgemeinen Feiraum und
Agrarbereich zugeordnet und gleichzeitig mit der Darstellung als Bereich fur den Schutz der Land-
schaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) belegt. Die Planung dient der Eigenentwicklung des
Siedlungsansatzes auf dem Eltener Berg und umfasst nur einen geringen Umfang. Sie steht insofern
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung nicht entgegen.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein ist der Geltungsbereich als Wohnbauflache
dargestellt. Eine Anderung des FNP ist nicht erforderlich.

Insofern kann durch das gewahlte Planverfahren dem Entwicklungsgebot des Baugesetzbuchs ent-
sprochen werden.

Landschatftsplan
Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbereich eines Landschafts-

plans.

Schutzgebiete oder geschitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts existieren im
Plangebiet nicht.

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Européische Vogelschutzgebiete liegen im Plange-
biet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-Flora-
Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie).

5 Ziele des Bebauungsplans

Ziel der Anderungsplanung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisie-
rung eines auf dem Grundstiick beantragten Bauvorhabens durch Anderung der tiberbaubaren
Grundstiicksflache, der zuldssigen Zahl der Vollgeschosse, der zuldassigen Gebaudehohe sowie der
Zulassigkeit von Garagen aufRerhalb der Gberbaubaren Grundstucksflachen.

StadtUmBau 3



Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 — 10. vereinfachte Anderung

6 Planungsrechtliche Festsetzungen

6.1  Artder baulichen Nutzung

Das Plangebiet wird entsprechend der vorgesehenen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet festge-
setzt.

6.2  MaR der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die Grundflachenzahl
(GRZ), die Geschossflachenzahl (GFZ), die Zahl der Vollgeschosse und die maximale Gebdudehdhe
bestimmt. Durch die festgesetzten Werte 0,4 (GRZ) und 0,6 (GFZ) werden die durch § 17 der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) vorgegebenen Obergrenzen eingehalten bzw. unterschritten.

Geschossflachenzahl

Die bisher zul&ssige Geschossflachenzahl von 0,5 wird durch das beantragte Vorhaben geringfiigig
uberschritten.

Die Bebauung auf dem Eltenberg ist im Wesentlichen als aufgelockerte eingeschossige Bebauung
geringerer Bebauungsdichte mit groRen Grundstiickzuschnitten und geringen Grundflachenzahlen zu
kennzeichnen. In diesem Zusammenhang wirde die Ausnutzung der Baumdglichkeiten auf dem An-
tragsgrundstiick nach der Festsetzung der tberbaubaren Flache (iber beide zuldssigen Vollgeschosse
im Vergleich zu der bestehenden Wohnbebauung zu einer erheblichen Massivitat des Baukorpers
fihren.

Das Dachgeschoss soll bei nahezu vollstandiger Ausnutzung der berbaubaren Flache im Erdge-
schoss daher einen geringeren Zuschnitt als das EG einnehmen kénnen. Hierzu wird eine Geschoss-
flachenzahl von 0,6 festgesetzt.

Zahl der Vollgeschosse

Die Festsetzung der maximal zuldssigen Eingeschossigkeit wird (iberschritten, da es sich bei dem
geplanten Obergeschoss infolge der zum Erdgeschoss biindigen AufRenwénde an der nordlichen und
ostlichen Hausfassade nicht um ein Staffelgeschoss, sondern im Sinne der Landesbauordnung NRW
um ein zweites Vollgeschoss handelt. Deshalb ist eine entsprechende Anderung der Festsetzung
erforderlich.

Maximale Geb&dudehdhe

Durch die Festsetzung einer maximalen Gebaudehdhe soll die Errichtung einer weiteren Geschoss-
ebene Uber dem geplanten Dachgeschoss ausgeschlossen werden, damit die Bebauungsmadglichkeit
den Rahmen der Bebauungsstruktur der eingeschossigen Nachbarbebauung mit jeweils ausgebautem
Dachgeschoss unterhalb der Vollgeschossigkeit nicht wesentlich berschreitet.

6.3  Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die uberbaubare Grundstiicksflache wird durch eine Baugrenze festgesetzt. Diese gewahrleistet auf
der einen Seite die Einhaltung eines stadtischen Ordnungsrahmens und bel&sst dabei dem Bauherrn
einen individuellen Spielraum zur Verwirklichung seines Bauvorhabens.
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 — 10. vereinfachte Anderung

Die Grol3e der zukiinftigen Uiberbaubaren Flache entspricht der bestehenden Grél3e von ca. 500 gm.

6.4  Garagen und Carports

Garagen und Carports sollen auBer der Bauflache sowie der Flache fur Garagen weiterhin ausge-
schlossen bleiben, um das Mal? der baulichen Nutzung der vorhandenen geringeren Baudichte der
aufgelockerten Bebauung in der Nachbarschaft anzupassen. Deshalb wird im Zuge der Anderungs-
planung nérdlich angrenzend an die Baugrenze eine Flache fiir Garagen festgesetzt.

6.5 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Das Vorhaben sieht die Errichtung von Garagen nordlich des geplanten Baukdrpers vor. Diese sollen
uber den westlichen angrenzenden stédtischen Parkplatz angefahren werden. Hierzu bedarf es im
Rahmen der Genehmigungsplanung einer entsprechenden Vereinbarung (Gestattungsvertrag 0.4.) mit
der Stadt Emmerich am Rhein.

Damit wird der erforderliche Stellplatznachweis von der Lage her dem o&ffentlichen Parkplatz mit sei-
nem tlw. hohen Verkehrsaufkommen zugeordnet. Um die 6stlich angrenzenden bebauten Grundsti-
cke von Stérungen durch Fahrzeugbewegungen auf dem Antragsgrundstiick, die im Falle der Errich-
tung einer Garagenzufahrt langs der dstlichen Grundstlicksgrenze auftreten wirden, freizuhalten, soll
eine Zufahrtsmdglichkeit von der sidlich angrenzenden Lindenallee auf den westlichen Grund-
stiicksteil beschrankt werden. Hierzu wird an der StraRengrenze zur Lindenallee bis auf den westli-
chen Abschnitt von 3,0 m Lange ein Ausschluss von Ein- und Ausfahrten erlassen.

7 ErschlieBung

Die ErschlieBung des Grundstiicks erfolgt von Siiden Uber die Lindenallee bzw. tiber den westlich
angrenzenden Parkplatz. Innerhalb des Anderungsbereichs befindet sich keine ErschlieRungsstrafe.
Signifikante Auswirkungen auf die zu erwartende Verkehrshelastung hat die Anderungsplanung nicht,
da sie sich auf lediglich ein Baugrundstiick bezieht. Das hierflir bestehende Baurecht erfahrt keine
wesentliche Anderung sondern nur eine geringfiigige Modifizierung, die die Anzahl zukiinftiger weiterer
Bewohner auf dem Grundstuck nicht erhoht.

8 Ver-und Entsorgung

Die technische Ver- und Entsorgung wird im Zusammenhang mit der Bebauung des Plangebiets be-
reitgestellt. Das Plangebiet kann durch Erweiterung und Erganzung der vorhandenen Versorgungsnet-
ze wie Gas, Wasser und Strom durch die zusténdigen Versorgungstréger erschlossen werden. Die
erforderlichen Abstimmungen mit den zusténdigen Trégern offentlicher Belange werden im Verlauf des
Bauleitplanverfahrens bzw. der nachfolgenden ErschlieBungsplanung durchgefiihrt.

Entwésserung

Nach § 51a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind im Rahmen der Dachentwésserung samtliche
anfallenden Abwésser sowie nicht schédlich verunreinigte Abwéasser der versiegelten Flachen (Zufahr-
ten, Stellplatze etc.) bei Grundstiicken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder
an die offentliche Kanalisation angeschlossen werden, auf dem eigenen Baugrundstiick nach den
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan EL K/3 — 10. vereinfachte Anderung

anerkannten Regeln der Technik zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewasser einzulei-
ten.

Diese Regelung greift im vorliegenden Fall nicht, da das Grundstiick zum genannten Stichtag bereits
bebaut war.

Das anfallende Niederschlagswasser wird wie das anfallende h&usliche Schmutzwasser der 6rtlichen
Kanalisation zugefhrt. Einzelheiten zur Entwésserung werden im Rahmen der nachfolgenden Ge-
nehmigungsplanung festgelegt.

9 Belange von Natur und Landschaft

Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplinen sind die Belange des Umweltschutzes so-
wie die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu berticksichtigen (8 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB).
Die Abwégung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung des § 1 a BauGB kon-
kretisiert.

Der aus der Verwirklichung des Bebauungsplans EL K/3 - 10. vereinfachte Anderung resultierende
Eingriff wird auf Grundlage der ,Numerischen Bewertung von Biotoptypen fir die Bauleitplanung in
NRW* (Landesamt fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen, Recklinghausen
2008) bewertet. Mit diesem Verfahren kann der Wert von Flachen fir den Arten- und Biotopschutz
abgeschatzt und der entsprechende Umfang der Kompensationsmalihahmen ermittelt werden.

Als Ausgangszustand wird der Zustand gemalR der bisherigen flir das Plangebiet glltigen Festsetzun-
gen angesetzt, nicht die tatsachlich vorgefundene Bestandssituation. Deshalb wird auch der als Aus-
gleichsmafnahme im Rahmen der 7. vereinfachten Anderung des Bebauungsplans festgesetzte, aber
bisher nicht angepflanzte Laubbaum (Linde) in die Bilanzierung eingestellt. Die Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung ist den beiden nachfolgenden Tabellen zu entnehmen.
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Tabelle 1: Ausgangszustand des Untersuchungsgebietes

Flache . u Korrektur- Einzel-
Nr Code Biotoptyp Flache Grundwert faktor Gesamtwert flachenwert
m?2 Spalte 5x6 Spalte 4 x 7
1 2 3 4 5 6 7 8
versiegelte Flache
1 1.1 (GRZ 0,4) 507 0,0 1,0 0,0 0
2 4.3 Ziergarten 731 2,0 1,0 2,0 1.462
3 7.4 Einzelbaum 30 5,0 1,0 5,0 150
Summe (Gesamtflachenwert A) 1.268 1.612
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Tabelle 2: Kompensationsberechnung gemaR den Festsetzungen im Bebauungsplan

Flache . N Korrektur- Einzel-
NI Code Biotoptyp Flache Grundwert faktor Gesamtwert flachenwert
m?2 Spalte 5x6 Spalte 4 x7
1 2 3 4 5 6 7 8
versiegelte Flache (GRzZ
! 11 0,4 plus Garagenflache) 596 0.0 1.0 0.0 0
2 4.3  Ziergarten 642 2,0 1,0 2,0 1.284
3 7.4 Einzelbaum 30 5,0 1,0 5,0 150
Summe (Gesamtflachenwert B) 1.268 1.434
Gesamtbilanz (Gesamtflachenwert B - Gesamtflachenwert A) -178

Aus den Tabellen geht hervor, dass der Geltungsbereich nach dem bisher giiltigen Planungsstand
1.612 und gemaR den Festsetzungen im Rahmen der Anderungsplanung 1.434 Werteinheiten auf-
weist. Somit verbleibt eine negative Gesamtbilanz von 178 Wertpunkten.

Diese Defizit wird (iber eine Anrechnung auf das in Vorbereitung befindliche Okokonto der Stadt Em-
merich am Rhein, welches durch eine Extensivierungs- und Heckenpflanzmalinahme auf der zu die-
sem Zweck erworbenen Ackerflache in Klein-Netterden, Flur 9, Flursticke 88 und 89 kurzfristig ent-
stehen wird, ausgeglichen. Der Eingriffsverursacher leistet im Gegenzug einen Kostenbeitrag an die
Stadt Emmerich am Rhein. Diese Regelung wird durch einen stadtebaulichen Vertrag zum Satzungs-
beschluss gesichert.
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10 Artenschutz

Im Rahmen des § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG ist eine artenschutzrechtliche Priifung fiir Planungs- und
Zulassungsverfahren vorgeschrieben. Dabei stehen der Erhalt der Population einer Art sowie die Si-
cherung der okologischen Funktion der Lebensstétten im Vordergrund. Insgesamt konzentriert sich
das Artenschutzregime bei Planungs- und Zulassungsverfahren auf die europdisch geschitzten FFH-
Anhang-IV-Arten und die europdischen Vogelarten.

Das Planungshiiro StadtUmBau GmbH wurde beauftragt, in einer Vorpriifung! festzustellen, ob durch
die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten betroffen sein konnten.

Dazu wurde in einem ersten Schritt das relevante Artenspekirum dber das nordrhein-westfélische
Artenschutzfachinformationssystem ausgewertet.

Auf dieser Grundlage wurde am 22.August 2014 eine Ortsbesichtigung durchgefiihrt.

Von den planungsrelevanten Arten flir das Messtischblatt 41031 finden die allermeisten Arten im Ein-
griffsgebiet keinen adaquaten Lebensraum.

Wahrend der Ortsbesichtigung wurden im Plangebiet sowie der naheren Umgebung 5 Vogelarten
Arten angetroffen. Planungsrelevante Arten waren nicht darunter.

Bei den angetroffenen Vogelarten handelte es sich um in NRW weit verbreitete Vogelarten und solche
der Vorwarnliste, so dass sie fir die Artenschutzrechtliche Vorprifung keine Relevanz haben.

Die Realisierung des Bebauungsplans hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen Population oder
einer besonders streng geschiitzten Vogelart zur Folge.

Laichhabitate oder wertvolle Landhabitate von Amphibien und Reptilien sind nicht betroffen, so dass
negative Auswirkungen auszuschlie3en sind.

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Innerhalb des Plangebiets sind keine Strukturen vorge-
funden worden, die das Vorkommen von Fledermdusen wahrscheinlich erscheinen lassen.

Mégliche Areale zur Nahrungssuche oder ZugstralRen werden durch den Eingriff nicht entwertet. Auch
fir Flederméause ergeben sich demzufolge keine negativen Auswirkungen.

Die Gutachterin kommt abschlieRend zu der Einschatzung, dass es keine Hinweise darauf gibt, dass
lokale Populationen von den geplanten MalRnahmen negativ betroffen werden kénnten. Insbesondere
bleibt die nach § 44 Abs. 5 BNatSchG zu schiitzende ,6kologische Funktion® der Fortpflanzungs- und
Ruhestatten (s. 0.) durch die Planungen fiir alle planungsrelevanten Arten erhalten.

Um das Brutgeschéft innerhalb des Plangebietes und seiner direkten Umgebung zu sichern, sind aber
als VermeidungsmafRnahme die Erschlielungsarbeiten auBerhalb der Fortpflanzungszeit durchzufiih-
ren.

11 Immissionsschutz

Geruch

In der ndheren Umgebung des Plangebiets befinden sich keine geruchsimmissionsrelevanten land-
wirtschaftlichen Betriebe mit Viehhaltung. Eine spezielle Geruchsuntersuchung mit Uberpriifung der in
der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) genannten Immissionswerte ist im Rahmen der vorliegenden
Bauleitplanung nicht erforderlich.

1 StadtUmBau GmbH: Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan EL/K3 ,Luitgardisstrae” , der Stadt Emmerich, Kevelaer,
22.08.2014
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Larm
In der ErschlieSungs- und Bauphase muss mit voriibergehenden Beléstigungen durch Bau- und Ver-
kehrslarm gerechnet werden.

Das Plangebiet befindet sich im besiedelten Innenbereich des Ortsteils Hoch-Elten. Die zusétzliche
Wohnbebauung anstelle der derzeitigen Gartennutzung fiigt sich somit auch aus Immissionsschutz-
sicht in die Umgebung ein. Eine Uberschreitung der relevanten Orientierungswerte der DIN 18005
,Schallschutz im Stadtebau* bzw. eine Beeintrachtigung der Wohnruhe durch den Verkehrslarm ist
nicht zu erwarten. Auf der anderen Seite ist eine erhebliche Larmbel&stigung der umgebenden Wohn-
gebiete durch den zusétzlich entstehenden Verkehr aus dem Plangebiet auszuschlieRen.

Relevante Gewerbeldrmquellen befinden sich in der nédheren Umgebung nicht. Auch unzumutbare
Beeintrachtigungen aus Sport- oder Freizeitlarm ist in der direkten Umgebung auszuschlief3en.

Die Festsetzung von aktiven oder passiven Schallschutzmal3nahmen ist nicht erforderlich.

Insgesamt ist aufgrund der Lage und GréRe des Plangebiets sowie der zuldssigen Nutzung davon
auszugehen, dass der Realisierung der Bebauungsplananderung keine schallschutzfachlichen Belan-
ge entgegenstehen.

12 Denkmal- und Bodendenkmalpflege

Belange des Denkmalschutzes sind nicht betroffen. Auch tber das Vorhandensein von Bodendenk-
mélern ist nichts bekannt.

Mit der Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den Bebauungsplan werden die Eigentimer auf
die Anzeigepflicht nach 88 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW im Falle des Auffindens von Bo-
dendenkmalsubstanz hingewiesen.

13 Altlasten und Altablagerungen

Belastete Bereiche (Altlasten) und mdglicherweise belastete Bereiche (Verdachtsflachen) sind im
Bebauungsplangebiet nicht bekannt.

Der Stadtbereich von Emmerich am Rhein war Kampfgebiet des Zweiten Weltkrieges.

Einlagerungen von Kampfmitteln im Boden kdnnen nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden. Die
Bauherren werden durch Hinweis im Bebauungsplan lber diese Umsténde sowie iber Verhaltens-
maliregeln bei Auffinden von Kampfmitteln oder bei der Durchfiihrung von Erdarbeiten mit erheblichen
mechanischen Belastungen informiert.

14 Bodenordnende Mallnhahmen

Bodenordnende MaRnahmen sind im Rahmen der Anderung des Bebauungsplans nicht erforderlich.

15 Kosten

Herstellungskosten fr die Errichtung baulicher Anlagen fallen fiir die Stadt Emmerich am Rhein nicht
an. Samtliche anfallenden Planungs-, Erschliefungs- und Baukosten werden vom Bauherrn Gber-
nommen.
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Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL K3 ,LuitgardisstraBe”, der Stadt Emmerich am Rhein

1 Einleitung

Die Stadt Emmerich plant die Aufstellung des Bebauungsplans EL K3 ,Luitgar-
disstraBe*.

Das Plangebiet befindet sich im Ortsteil Hochelten, nérdlich der BundesstraBe 8
und liegt zwischen den StraBen Lindenallee und Van-der-Renne-Allee. Das
Plangebiet ist 1.268 m2 groB.

Die StadtUmBau Ingenieurgesellschaft, Kevelaer wurde beauftragt, in einer Ar-
tenschutzrechtlichen Prifung festzustellen, ob durch den geplanten Eingriff pla-
nungsrelevante Arten betroffen sein kdnnten und weitere Prifungen

notwendig werden.

O X ¥ o
Abbildung 1: Lage der Planflache (rot markiert)
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des Bebauungsplans EL K3 ,LuitgardisstraBBe”, der Stadt Emmerich am Rhein

2 Rechtliche Grundlagen

Im Rahmen dieses Bauvorhabens sind die Belange des Artenschutzes im Sinne
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu berticksichtigen.

Aus den unmittelbar geltenden Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m.
§§ 44 Abs. 5 und 6 und § 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit der
Durchfuhrung einer Artenschutzprifung (ASP) im Rahmen von Planungsverfah-
ren oder bei der Zulassung von Vorhaben. Damit sind die entsprechenden Ar-
tenschutzbestimmungen der FFH-RL und der V-RL in nationales Recht umge-
setzt worden. Bei Zuwiderhandlungen gegen die Artenschutzbestimmungen
sind §§ 69ff BNatSchG zu beachten.

Der Prifumfang einer Artenschutzprifung beschrankt sich auf die europaisch
geschitzten FFH-Anhang IV-Arten und die europaischen Vogelarten. Die natio-
nal besonders geschitzten Arten sind nach MaBgabe des § 44 Abs. 5 Satz 5
BNatschG von den artenschutzrechtlichen Verboten freigestellt und werden wie
alle Gbrigen Arten grundsatzlich nur im Rahmen der Eingriffsregelung behan-
delt.

Das Landesamt flr Natur, Umwelt, und Verbraucherschutz NRW (LANUV) hat
fir Nordrhein-Westfalen eine naturschutzfachliche Auswahl derjenigen Arten
getroffen, die bei der Artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-fir-Art-
Betrachtung einzeln zu bearbeiten sind (MURL 2007). Diese Arten werden in
NRW planungsrelevante Arten genannt.

Sofern in einem Untersuchungsraum diese planungsrelevanten Arten vorkom-
men und durch ein genehmigungspflichtiges Vorhaben eine Verletzung der
Schadigungs- bzw. Stérungsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwar-
ten ist oder erfolgt, ist eine Einzelprifung der betroffenen Arten durchzufihren.
Es ist zu prifen, ob Verbotstatbestande vom geplanten Vorhaben ausgehen
kénnen.

In Nordrhein-Westfalen unterliegen derzeit 213 Tier- und Pflanzenarten der
Verpflichtung einer artbezogenen Einzelprifung. Die gréBte Artengruppe wird
hierbei mit 134 Arten von den Végeln eingenommen, Saugetiere sind mit der-
zeit 23 Arten, die Gruppe der Amphibien und Reptilien ist mit 13 Arten vertreten.
Von den Uber 30.000 wirbellosen Tierarten gelten lediglich 34 Arten als pla-
nungsrelevant; die Anzahl der Farn- und Blitenpflanzen ist im Verhaltnis zu
ihrem Gesamtartenbestand in Nordrhein-Westfalen mit nur 9 planungsrelevan-
ten Arten relativ gering.
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3 Planungsvorgaben

Gebietsentwicklungsplan / FlAchennutzungsplan

Im Regionalplan des Regierungsbezirks DlUsseldorf ist das Plangebiet dem All-
gemeinen Siedlungsbereich (ASB) zugeordnet. Die Planung befindet sich in
Ubereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich ist der Geltungsbereich als
Wohnbauflache dargestellt. Eine Anderung des FNP ist nicht erforderlich.

Landschaftsplan

Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbe-
reich eines Landschaftsplans.

Vorgaben des Naturschutzrechts

Naturschutzgebiete oder geschutzte Objekte im Sinne des nationalen Natur-
schutzrechts existieren im Plangebiet nicht. Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder Européische Vogelschutzgebiete' liegen im Plangebiet oder
seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-
Flora-Habitatrichtlinie? (FFH-Richtlinie).

1 Vogelschutz-Richtlinie - Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 Uber die Erhaltung der wild
lebenden Vogelarten (79/409/EWG). - Amtsblatter der Européischen Gemeinschaft
Nr. 1103/1 vom 25.04.1979

2  FFH-Richtlinie - Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der na-
turlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen. - Amtsbléatter der Eu-
ropaischen Gemeinschaft Nr. L206/7 vom 22.07.1992
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4 Artenschutzrechtliche Prifung

4.1 Beschreibung des Plangebiets und seiner Umgebung

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein mit einer Hecke eingefriedetes un-
bebautes Grundstiick im Siedlungsbereich von Hoch-Elten. Ein Teil des Grund-
stiickes wurde planiert, der Gbrige Teil ist mit einer dichten Hochstaudenflur
bewachsen. Baume existieren im Plangebiet nicht.

Westlich an das Plangebiet grenzt ein 6ffentlicher Parkplatz an. Die weitere di-
rekte Umgebung ist von lockerer Einfamilienhausbebauung und den um den
Eltener Berg gelegenen Waldflachen gepragt.

4.2 Vorprifung der Wirkfaktoren

Nachfolgend werden die Wirkfaktoren aufgeflihrt, die bei der Realisierung des
Bauvorhabens zu einer Beeintrachtigung von Tier- und Pflanzenarten flhren
kénnen.

Zu beachten sind bei der geplanten EingriffsmaBnahme bau-, anlagen- und be-
triebsbedingte Wirkfaktoren. Es ist zu prifen, ob diese Wirkfaktoren dazu flihren
kénnen, dass Exemplare einer europaisch geschitzten Art erheblich gestort,
verletzt oder getdtet werden. Darlber hinaus wird geprift, ob die Wirkfaktoren
so gravierend sind, dass die 6kologische Funktion der Fortpflanzungs- oder
Ruhestéatten nachhaltig beeintrachtigt werden. Zu berlcksichtigen ist dabei auf-
grund der Habitatauspragung des Plangebietes sowie der ndheren Umgebung
nur die eigentliche Planflache.

Baubedingte Wirkfaktoren

e Wahrend der Baufeldraumung und durch den weiteren Einsatz von Ma-
schinen und Baufahrzeugen kann es zur Tétung wild lebender Tiere
kommen.

e Mit der BaumaBnahme treten in der Regel temporéare Larmemissionen
durch den Baustellenverkehr sowie durch Baugerate auf. Je nach Inten-
sitat kann diese Larmbelastung zur Vergramung einzelner Arten flhren.
AuBerdem kénnen durch Larm- und Lichtimmissionen wild lebende Tiere
bei ihrer Fortpflanzung erheblich gestért werden.

e Durch den Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen sowie im Zuge
der Baufeldvorbereitung kann es zur Zerstérung und zum Verlust von
Lebensstatten Boden brutender Vogelarten kommen.

e Die Durchfiihrung der BaumaBnahme hat in der Regel eine verstarkte
menschliche Anwesenheit im Baugebiet zur Folge, was von den meisten
wild lebenden Tieren als Stérung empfunden und zur dauerhaften Ver-
treibung aus dem Gebiet fihren kann.
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Anlagenbedingte Wirkfaktoren

Die Umsetzung baulicher MaBnahmen hat in der Regel eine Verande-
rung der ehemals vorhandenen Nutzungs- und Biotopstrukturen in einem
Baugebiet zur Folge. Diese Veranderungen kdénnen neben der direkten
Zerstérung von Biotopstrukturen zu einer dauerhaften Zerstérung geeig-
neter Lebensraume betroffener Tier- und Pflanzenarten flhren, die dann
nicht mehr oder nur eingeschrankt genutzt werden kénnen.

Visuelle Stérungen durch das Vorhandensein neuer Vertikalstrukturen
(Gebaude) als Sichthindernisse fir im Offenland britende Vogelarten
kénnen zu einer Entwertung der Bruthabitate fihren.

Klnstliches Licht wirkt in der Regel durch einen relativ hohen UV-Anteil
im Lichtspektrum auf viele nachtaktive Insekten besonders anziehend.
Hierdurch besteht die Gefahr der direkten Verbrennung an den Leuch-
tenbauteilen oder dem Eindringen in das Leuchtengehduse, was eben-
falls zum Tode der Tiere fihren kann.

Veranderungen der Gelandemorphologie kénnen zu Veranderungen des
Grundwasserkdrpers und des Abflussverhaltens von Niederschlagswas-
ser (ins Grundwasser, in Oberflachengewasser) flhren.

Betriebsbedingte Wirkfaktoren:

Durch die Bebauung der Planflache kommt es infolge von diversen Vor-
gangen wie z. B. Beleuchtung, Bewegung und Personengerduschen zu
Licht- und Larmimmissionen, die zu Stérungen fiihren kénnen.

Auftreten einer Stérwirkung durch Nutzung von Freiflachen im Umfeld
neu entstandener Wohngebiete durch Freizeit- und Erholungssuchende
(z.B. Spazierganger, freilaufende Hunde, Radfahrer).

Neu entstandene oder starker frequentierte StraBen kénnen zu erhdhter
Mortalitat durch Tierkollisionen flhren.

Mit der Realisierung des Bauprojekts geht der bereits bestehende Kraft-
fahrzeugverkehr weiter, was fur wild lebende Tiere auch weiterhin zu ne-
gativen visuellen und akustischen Effekten fihren wird.

4.3 Methode

Das Plangebiet wurde im Rahmen einer Vogelkartierung begangen und Végel
aufgrund von Sichtbeobachtungen und LautduBerungen erfasst. Die ndhere
Umgebung wurde auf mégliche Neststandorte abgesucht.

Wahrend der Ortsbegehung wurde das gesamte Untersuchungsgebiet per
Sichtkontrolle auf Strukturen abgesucht, die das Vorkommen von Fledermau-
sen und Reptilien wahrscheinlich erscheinen lassen. Gleichzeitig wurde das
Untersuchungsgebiet als Landlebensraum mdglicher Amphibienarten abgegan-

gen.
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4.4 Ortsbesichtigung

Am 22.08.2014 wurde eine Ortsbesichtigung des geplanten Eingriffsgebietes
zur Erfassung der im Plangebiet planungsrelevanten Arten durchgefihrt.

4.5 Ergebnisse - Vogel

Im Untersuchungsgebiet konnten wahrend des Beobachtungszeitraumes insge-
samt 5 verschiedene Vogelarten nachgewiesen werden (s. Tabelle 1). Die fur
das Messtischblatt 41031 (Emmerich) bislang nachgewiesenen planungsrele-
vanten Arten finden im Plangebiet keinen adaquaten Lebensraum.

Tabelle 1:  Wahrend der Ortsbesichtigung angetroffene Vogelarten

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name planungs-
relevant
Columba palumbus Ringeltaube nein
Corvus corone Rabenkrahe nein
Parus caerulus Blaumeise nein
Parus major Kohlmeise nein
Turdus merula Amsel nein

4.5.1 Planungsrelevante Vogelarten

Wahrend der Ortsbesichtigung wurde auf der Planflache keine planungsrele-
vante Arte gesichtet.

4.5.2 Nicht planungsrelevante Vogelarten

Die bei der Begehung angetroffenen Vogelarten wie beispielsweise Meisen,
Amsel etc. haben fir die Artenschutzrechtliche Prifung keinerlei Relevanz und
finden daher hier keine weitere Beachtung. In NRW weit verbreitete Vogelarten
(aber auch solche der Vorwarnliste) werden als nicht planungsrelevant einge-
stuft. FUr diese gelten zwar auch die artenschutzrechtlichen Verbote, sie sollen
aber nach Empfehlung des LANUV NRW im Rahmen der Artenschutzrechtli-
chen Prifung nicht artspezifisch gesondert betrachtet werden (Kiel 2007). Sie
befinden sich derzeit in NRW in einem glnstigen Erhaltungszustand und sind
im Regelfall bei Planverfahren nicht von populationsrelevanten Beeintrachti-
gungen bedroht (Kiel 2007). Auch sind grundsatzlich keine Beeintrachtigungen
der 6kologischen Funktion ihrer Lebensumstande zu erwarten (Kiel 2007).

StadtUmBau GmbH



Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zur Aufstellung
des Bebauungsplans EL K3 ,LuitgardisstraBBe”, der Stadt Emmerich am Rhein

4.6 Auswertung des Fachinformationssystems

Um eine einheitliche Bearbeitung der Artenschutzthematik zu erméglichen, hat
das Land Nordrhein-Westfalen alle relevanten Informationen zu den geschiitz-
ten Arten im Fachinformationssystem (FIS) ,Geschltzte Arten in NRW* aufbe-
reitet (Kiel 2005a, 2007b, LANUV 2007a).

Die Erfassung der vor Ort angetroffenen Arten wahrend der Ortsbesichtigung
kann nicht vollstéandig sein, sondern liefert lediglich eine Momentaufnahme. Ne-
ben der Uber die Ortsbesichtigung erfassten Arten, erfolgte eine Abfrage des
Fachinformationssystems Nordrhein-Westfalens am 21.08.2014 fur die TK25
41031 (Emmerich). Aus der Abfrage resultiert das in Tabelle 2 dargestellte Ar-
tenspektrum, reduziert um die Arten, die aufgrund ihrer Lebensweise und der
vorkommenden Habitatbedingungen im Plangebiet von vornherein auszu-
schlieBBen sind.

Im Hinblick auf eine Ubersichtliche und systematisierte Prifung méglicher Ver-
botstatbestéande erfolgt eine Betrachtung der einzelnen Arten anhand von Ta-
belle 2. Diese enthalt eine Auflistung aller artenschutzrechtlich relevanten Arten
mit Bemerkungen hinsichtlich ihrer méglichen Betroffenheit durch das Vorha-
ben.

Flr den Planungsraum sind im Fundortkataster fir planungsrelevante Arten des
LANUV (@LINFOS) keine Fundorte verzeichnet.
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Tabelle 2: Planungsrelevante Arten im Messtischblatt 41031 (Emmerich) so-
wie Bemerkungen zum mdglichen Betroffenheit im Eingriffsgebiet

EHZ = Erhaltungszustand G = gunstig
ATL = Atlantische Region U = unzureichend
S = schlecht
. . EHZ
Wlssen'\?ac;aeftllcher Deutscher Name Status [in NRW Bemerkung
(ATL)
Saugetiere
keine Quartiere vorhanden,
- - Art vorhan- mégliche Jagdreviere und
Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus den G ZugstraBen bleiben unbeein-
trachtigt
Végel
Keine Horste betroffen. Habi-
- . . sicher bri- tat nicht geeignet. Menschli-
Accipiter gentilis Habicht tend Gl che Anwesenheit. Allenfalls
Nahrungsgast.
Keine Horste betroffen. Allen-
Accipiter nisus Sperber sicher bri- G falls Randbereich eines Nah-
P P tend rungshabitats. Menschliche
Anwesenheit.
Habitat ungeeignet. Keine
. . sicher bri- Gewasser in der ndheren Um-
Alcedo atthis Eisvogel tend G gebung vorhanden. Allenfalls
Nahrungsgast
sicher brii- Habitat ungeeignet, menschli-
Anthus trivialis Baumpieper U che Anwesenheit. Allenfalls
tend
Nahrungsgast.
Habitat ungeeignet, keine
sicher brii- offene Landschaft mit Feldge-
Asio otus Waldohreule U hélzen oder Waldrand. Keine
tend
Altnester von Elstern, Raben-
krahen 0.a. vorhanden.
Habitat ungeeignet, da kein
: sicher brQ- Héhlenangebot. Menschliche
Athene noctua Steinkauz tend Gl Anwesenheit. Allenfalls Nah-
rungsgast.
Kein Horst betroffen. Habitat
" sicher bri- ungeeignet. Menschliche An-
Buteo buteo Mausebussard tend G wesenheit. Allenfalls Nah-
rungsgast.
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Fortsetzung Tabelle 2

EHZ
Wissenschaftlicher in
Name Deutscher Name Status NRW Bemerkung
(ATL)
sicher brii- Habitat nicht geeignet, kein
Cuculus canorus Kuckuck U| |Habitat fir geeignete Wirtar-
tend
ten. Allenfalls Nahrungsgast.
Keine Neststandorte betroffen.
sicher brii- Als Luftjager steht Nahrungs-
Delichon urbica Mehlschwalbe U |lhabitat auch nach der Ein-
tend : o
griffsmaBnahme weiterhin zur
Verflgung.
sicher brii- Habitat ungeeignet, keine Alt-
Dryobates minor Kleinspecht U ||holzbestédnde vorhanden. Al-
tend
lenfalls Nahrungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, keine Alt-
Dryocopus martius Schwarzspecht tend G ||holzbestdnde vorhanden. Al-
lenfalls Nahrungsgast.
Falco tinnunculus Turmfalke sicher br0- G Kein Brutplatz betroffen. Allen-
tend falls Nahrungsgast.
sicher brii- Kein Neststandort betroffen.
Hirundo rustica Rauchschwalbe U |[Habitat ungeeignet, keine bau-
tend )
erliche Kulturlandschaft.
sicher brii- Habitat ungeeignet, keine
Passer montanus Feldsperling tend U |Brutméglichkeit. Allenfalls Nah-
rungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, kein alter
Pernis apivorus Wespenbussard tend U ||Baumbestand. Allenfalls Nah-
rungsgast.
Habitat ungeeignet da keine
Phoenicurus phoeni- Gartenrotschwanz sicher bri- U Walder oder alten Baumbe-
curus tend stédnde mit Héhlen vorhanden.
Allenfalls Nahrungsgast.
sicher brii- Habitat ungeeignet, kein H6h-
Strix aluco Waldkauz tend G |/lenangebot. Allenfalls Nah-
rungsgast.
Habitat ungeeignet, da keine
. sicher br0- halboffene Landschaft, keine
Tyto alba Schieiereule tend G INistmaglichkeit. Allenfalls Nah-
rungsgast.
StadtUmBau GmbH 9
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4.7 Artenschutzrechtliches Fazit —

4.7.1 Végel

Die im Messtischblatt aufgeflihrten Vogelarten Gbersteigen um ein Vielfaches
die wahrend der Ortsbegehungen angetroffen Arten. In Tabelle 2 dieses Arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrages ist unter ,Bemerkung“ aufgefihrt, ob die ent-
sprechende Art unter den vor Ort gefunden Habitatbedingungen im Plangebiet
potenziell vorkommen kénnte. Zur Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs
auf Tier- und Pflanzenarten sind gegebene Vorbelastungen zu bericksichtigen.

Die Lage im Siedlungsbereich und die Habitatstruktur schlieBen es als essenti-
elles Nahrungs- und/oder Bruthabitat fir die im Messtischblatt 41031 (Em-
merich) aufgeflhrten planungsrelevanten Arten aus. Das Plangebiet und die
nahere Umgebung kdnnen allenfalls als mdgliches Randgebiet eines Nah-
rungshabitats einiger Arten (wie z. B. Greifvégeln) dienen, deren Nahrungshabi-
tate die Gr6Be des Plangebietes um ein Vielfaches Ubersteigen. Ausweichmdg-
lichkeiten sind vorhanden.

Luftjager, wie die Mehlschwalbe, die das Gelande mdglicherweise zur Nah-
rungssuche Uberfliegen, werden durch die geplante MaBnahme nicht beein-
trachtigt. Auch nach dem Eingriff steht innen der Luftraum weiterhin fir die Nah-
rungssuche zur Verfligung.

Unter Berlcksichtigung der artspezifischen Habitatanspriiche und Verhaltens-
weisen der hier betrachteten Arten sind fUr keine dieser Arten Verbotstatbe-
stdnde nach § 44 in Bezug auf die geplante BaumaBnahme zu sehen. Eine
Ausnahmegenehmigung nach § 45 ist fUr keine der Arten zu beantragen.

Die Realisierung der Planung hat somit keine Beeintrachtigung einer lokalen
Population oder einer besonders streng geschitzten Vogelart zur Folge.

4.7.2 Amphibien und Reptilien

Waéhrend der Begehung wurden keine Amphibien oder Reptilien gesichtet. Dar-
Uber hinaus sind allerdings auch keine Laichhabitate oder wertvollen Landhabi-
tate direkt von der EingriffsmaBnahme betroffen, so dass negative Auswirkun-
gen auf eine mdgliche lokale Amphibienpopulation auszuschlieBen sind. Das
gleiche qilt auch fur Reptilien.

4.7.3 Saugetiere

Fledermausquartiere wurden nicht entdeckt. Mégliche Areale zur Nahrungssu-
che oder ZugstraBen werden durch den Eingriff nicht entwertet. Auch fur Fle-
dermause ergeben sich demzufolge keine negativen Auswirkungen.

StadtUmBau GmbH
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5 VermeidungsmaBnahmen

Generell gilt, dass zum Schutz der Brutvégel die Baufeldvorbereitungen, insbe-
sondere mogliche Baumfallungen und Heckenrodungen, erst nach Beendigung
der Brutzeit durchzufiihren sind. Die Brutzeit der festgestellten Arten beginnt in
dieser Region Mitte Marz und endet Ende August (Mildenberger 1984). Dies gilt
auch fur weitere mégliche Brutvogelarten. Lediglich die Ringeltaube britet auch
im August und September noch (Mildenberger 1984). Zur Vermeidung der T6-
tung oder Verletzung von Végeln oder Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestatten geman § 44 (1) Nr. 1 und 3 BNatSchG ist die Rodung der Gehdlze in
der Zeit vom 01. Oktober bis zum 28. Februar durchzuflhren (§ 64 (1) Nr. 2 LG
NRW). Die Anwesenheit britender Végel kann hier ausgeschlossen werden.

Falls eine Baumfallung bereits im September erfolgen soll, ist zuvor zu kontrol-
lieren, ob sich besetzte Ringeltaubennester in den Baumen befinden. Falls dies
zutrifft, kann die Féllung erst nach dem Fliggewerden der Kiken erfolgen.
Selbst wenn Brutvorkommen nicht wahrscheinlich sein sollten, unterliegen dem
Verbot der Tétung auch alle anderen europaischen Vogelarten (§ 44 Abs.1
BNatSchG).

Empfehlung:

Als HilfsmaBnahme fir Gebaudebriter kdnnen an den vorhandenen und ge-
planten Geb&uden kinstliche Nistmdglichkeiten z.B. flir Mehlschwalben, Mau-
ersegler oder Spatzen angebracht werden.

Des Weiteren kdnnen als Unterschlupf fir Fledermause an den Gebauden Fle-
dermauskasten, Flachkasten wie auch Raumkasten, angebracht werden.

Sowohl fiir Végel als auch fir Flederméause gibt es so genannte Niststeine, die
in das Mauerwerk bzw. die Fassade integriert werden kénnen.

6 Gesamtbewertung

In Anbetracht der vorliegenden Erkenntnisse ist nicht davon auszugehen, dass
durch die Realisierung der Planung planungsrelevante Arten verletzt oder geto-
tet werden (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) bzw. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten (§
44 Abs. 5 BNatSchQG) beschadigt oder zerstdrt werden. Desgleichen sind keine
Stérungen zu erwarten, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes
der lokalen Population fihren kénnten.

Es gibt keine Hinweise darauf, dass lokale Populationen von den geplanten
MaBnahmen negativ betroffen werden kénnten. Insbesondere bleibt die nach §
44 Abs. 5 BNatSchG zu schitzende ,6kologische Funktion“ der Fortpflanzungs-
und Ruhestéatten (s. 0.) durch die Planungen flr alle planungsrelevanten Arten
erhalten.
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8 Bilddokumentation vom 22.08.2014

Foto 1:  Blick von Siidwesten auf das Plangebiet.

Foto 2:  Blick von Norden Uber das Plangebiet.
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Foto 3:  Blick von Siidosten auf die siidliche Grenze des Plangebietes

Foto 4:  Blick von Westen auf den geplanten Einfahrtsbereich im Norden des Plan-
gebietes
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Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde von den Verfassern nach bes-
tem Wissen und Gewissen unter Verwendung der im Text angegebenen Litera-
tur/Links erstellt.

Ingenieurgesellschaft mbH
Stadtentwicklung - Umweltplanung - Bauwesen
Architektur - Stadtebau - Landschaftsplanung

Kevelaer, 22.08.2014
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DER BURGERMEISTER

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0111/2014 04.09.2014

Betreff

Bebauungsplanverfahren E 18/9 - neu - Rheinpromenade/Steinstrale -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t gemafl § 2 Abs. 1 BauGB fiir den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. E 18/9 -Rheinpromenade / Steinstral3e- zwischen
Rheinpromenade, Fahrstralle, Steinstral3e und Alter Markt unter Hinzuziehung der
angrenzenden StralRenflachen der SteinstralRe, der Fahrstral3e sowie einer Teilflache des
Platzbereiches Alter Markt einen neuen Bebauungsplan aufzustellen. Das
Bebauungsplanverfahren erhélt die Bezeichnung E 18/9 -neu -Rheinpromenade /
SteinstralRe- und wird unter Anwendung der Bestimmungen des § 13a Baugesetzbuch als
Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt.

Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der Planunterlage mit einer gestrichelten Linie
gekennzeichnet.

Zu 2)

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, eine
Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 1 BauGB zur Vorstellung des vorliegenden
Bebauungskonzeptes in der Form der besonderen Birgerbeteiligung nach Punkt 3.2 der
stadtischen Richtlinien zur Birgerbeteiligung durchzufiihren sowie eine Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

a) Materieller Mangel des bestehenden Bebauungsplanes E 18/9

Der im Jahre 2003 fir den in der Emmericher Innenstadt gelegenen Bereich zwischen
Steinstral3e und Rheinpromenade im Abschnitt Krantor bis Fahrstralle aufgestellte
Bebauungsplan Nr. E 18/9 -Rheinpromenade / Steinstral3e- enthalt materielle Mangel, die
seine Unwirksamkeit herbeiftihren. Da der Verwaltung keine Verwerfungskompetenz fur eine
Bebauungsplansatzung zusteht, ist die Bauaufsichtsbehdrde im Prinzip dazu verpflichtet,
auch einen als unwirksam erkannten Bebauungsplan im Rahmen der planungsrechtlichen
Zulassigkeitsprufung ihrer Genehmigungsvorgéange anzuwenden. Hieraus ergibt sich ein
Spannungsfeld bis hin zum amtspflichtwidrigen Handeln. In dieser Situation ist vor dem
Hintergrund vorliegender Antrage, u. a. zur Nutzungsanderung eines Ladenlokals in der
Steinstral3e in eine Vergnigungsstatte (Wettbliro) eine Bereinigung der planungsrechtlichen
Grundlagen herbeizufihren.

Der seinerzeitige Planungsanlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. E 18/9 ergab
sich insbesondere aus der Notwendigkeit der Steuerung der baulichen Entwicklung der
Rheinpromenade. Hier hat seit den 1990er Jahren eine einschneidende Umgestaltung durch
Abriss in der Nachkriegszeit wieder aufgebauter Hauser und Errichtung neuer Wohn- und
Geschéftshauser eingesetzt. Entsprechend der bevorzugten Wohnlage mit unverbaubarem
Blick auf die Flusslandschaft tendierte jede Neubebauung zu einer héheren baulichen
Nutzung mit gré3eren Gebaudehothen als zuvor. Um diese Entwicklung stadtebaulich
steuern zu kénnen, wurde eine konkrete Bauleitplanung fur den gesamten Baubereich an der
Rheinpromenade einschliellich der hinterliegenden Flachen in Gang gesetzt. Von den
betroffenen drei Planungsabschnitten wurde letztlich nur der westliche Bebauungsplan Nr. E
18/9 zum Abschluss gebracht.

Der Bebauungsplan E 18/9 setzt als Art der baulichen Nutzung auf der Grundlage der FNP-
Darstellung einer ,Gemischten Bauflache® sowie unter Berticksichtigung historisch
gewachsener verdichteter Innenstadtbebauungsstrukturen fir alle Baugebietsbereiche ein
Kerngebiet (MK) fest. Der Umstand, dass der Bebauungsplan in den festgesetzten
Kerngebieten an der Rheinpromenade in allen Geschossebenen und in den Kerngebieten an
der SteinstralRe in den Geschossen oberhalb des Erdgeschosses sowie im Erdgeschoss in
den von der StrafRe abgewandten Gebaudeteilen Wohnnutzungen zulasst, stellt einen
materiellen Mangel dar, der zur Unwirksamkeit des Bebauungsplanes fihrt. Das OVG NW
hat zuletzt noch in einem Urteil vom 26.06.2014 (7 D 68/12.NE) zu einem Bebauungsplan
mit praktisch identischen Festsetzungen festgestellt, dass Gebiete, in denen allgemein und
nahezu uberall gewohnt werden kann, keine Kerngebiete (MK) im Sinne von § 7 BauNVO
mehr sind. Nach dieser Auffassung gibt es bei der vorhandenen Nutzungsstruktur des
gesamten Innenstadtbereiches, die auch in den Hauptgeschéftsstralfen sowie an der
Rheinpromenade tberwiegende Wohnflachenanteile in den Gebauden aufweist, in
Emmerich im Prinzip kein Kerngebiet.

b) Handlungsmadglichkeiten der Gemeinde

Da die Gemeinde nicht befugt ist, die Nichtigkeit eines Bebauungsplanes in einem Beschluss
festzustellen, der mit Allgemeinverbindlichkeit die Nichtanwendung des Bebauungsplanes
bestimmt, muss entweder ein formelles Aufhebungsverfahren fur die Satzung des mit nicht
behebbaren Méangeln behafteten Bebauungsplanes durchgefiihrt werden oder ein neuer
qualifizierter Bebauungsplan aufgestellt werden, um den bisherigen Bebauungsplan zu
Uberplanen.
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Im vorliegenden Fall des Bebauungsplanes Nr. E 18/9 wurde die alleinige Aufhebung des
Bebauungsplanes darauf hinauslaufen, dass die zukinftige Entwicklung auf der Grundlage
des § 34 BauGB als ausreichend erachtet wird. Da aber nicht zuletzt mit der
planungsrechtlichen Sicherung einer stadtebaulichen Torwirkung fur den Eckbereich
Rheinpromenade / Fahrstral3e durch Festsetzung einer sich von der Umgebungsbebauung
abhebenden turmférmigen Bebauungsform im Bebauungsplan E 18/9 besondere
stadtebauliche Ziele verfolgt wurden, die fur den Fall einer Beurteilung nach 8§ 34 BauGB die
Eigenart der ndheren Umgebung mitbestimmen wiirden, jedoch nicht allgemein auf das
Ubrige Plangebiet Ubertragbar sein sollen, besteht mindestens fur den sidlichen Planbereich
an der Rheinpromenade ein weitergehender stadtebaulicher Steuerungsbedarf. Vor dem
Hintergrund des Erfordernisses der Behebung bzw. Reduzierung von Defiziten innerhalb der
bestehenden Bebauungsstrukturen im Bereich der Steinstrafl3e ergibt sich auch fir den
ndrdlichen Planteilbereich an der Steinstral3e ein weitergehender stadtebaulicher
Steuerungsbedarf. Von daher soll die Neuaufstellung eines qualifizierten Bebauungsplanes
zustande kommen, mit dem der bisherige Bebauungsplan E 18/9 Uberplant wird und bei
dessen Inkraftsetzung das bisherige Planungsrecht ohne férmliche Aufhebung des Altplanes
ersetzt wird.

c) Planungserfordernis und Planungsziel

Da die bisherige Kerngebietsfestsetzung die vorhandene Nutzungsstruktur im Plangebiet

E 18/9 mit ihrer umfangreichen Wohnnutzung nicht zutreffend abbildet und eine
flachendeckende Nutzungsanderung in kerngebietstypische Nutzungen nicht absehbar ist,
ergibt sich ein Planungserfordernis. Das Planungsziel bei der Aufstellung des neuen
Bebauungsplanes E 18/9 -neu besteht darin, das Plangebiet entsprechend der vorhandenen
Nutzungsstruktur zu Gberplanen und dabei sowohl die vorhandene Wohnnutzung als auch
die Uberwiegend nur in den Erdgeschossebenen anzutreffenden gewerblichen Nutzungen
abzusichern. Hierzu kdmen Baugebietsfestsetzungen als ,Mischgebiet* (§ 6 BauNVO) oder
als ,Gebiete zur Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung (Besondere Wohngebiete)* (§
4a BauNVO) in Betracht. Infolge des Giberwiegenden mit Wohnnutzung belegten
Geschossflachenanteils im Plangebiet sollen Festsetzungen von Besonderen Wohngebieten
im Sinne des § 4a BauNVO getroffen werden.

d) Verfahrensgebietsfestsetzung

Das Plangebiet des Altplanes E 18/9 umfasst neben den bebauten Grundstiicken des
einbezogenen Baublockes auch vor den jeweiligen Hausfassaden liegende
StralRenteilflachen. Hierbei sollten die Bereiche, die durch in den Obergeschossen
auskragende untergeordnete Bauteile mit einer Tiefe von bis zu 1,5 m tUberdeckt werden
koénnen, im Plangebiet abgebildet werden. Da die geometrische Eindeutigkeit der
Begrenzungslinie des Bebauungsplangeltungsbereiches in der Planzeichnung zumindest im
Bereich der Steinstraf3e nicht auf Anhieb erkennbar ist, sollen in den Verfahrensbereich des
neuen Bebauungsplanes E 18/9 -neu die gesamten Verkehrsflachen der FahrstralRe und der
Steinstral3e sowie eine bisher nicht in einen Bebauungsplan einbezogene Teilflache des
Platzbereiches Alter Markt einbezogen werden. Insofern soll zum bestehenden
Bebauungsplan E 18/9 keine Deckungsgleichheit des Geltungsbereiches hergestellt werden.

e) Vorgesehene Planfestsetzungen

Die im Bebauungsplan E 18/9 getroffenen Festsetzungen zum Malf3 der baulichen Nutzung
und zur Gliederung in Baugebietsbereiche unterschiedlicher Geschossigkeiten und
Gebaudehohenfestsetzungen orientieren sich am Bestand und sollen fiir die vorgesehenen
Besonderen Wohngebiete weitgehend tibernommen werden. Dabei werden infolge der
historisch gewachsenen innerstadtischen Bebauungsstruktur einer durchgangig
geschlossenen verdichteten Bebauung mit bis zu vollstandiger Grundstlickstiberbauung die
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in 8 17 Abs. 1 BauNVO festgesetzten Obergrenzen des Mafles der baulichen Nutzung fur
Besondere Wohngebiete Uberschritten. Da der § 17 Abs. 2 BauNVO jedoch bei Vorliegen
entsprechender stadtebaulicher Griinde eine Uberschreitung der Obergrenzen des Abs. 1
erlaubt und solche Grinde mit der vorhandenen verdichteten Bebauung anzuerkennen sind,
soll von dieser Bestimmung Gebrauch gemacht werden.

Auch die nach Landesbauordnung in Wohngebieten erforderlichen Geb&udeabstandflachen
werden bei den beengten Grundstucksverhaltnissen bereits im Bestand grof3tenteils nicht
eingehalten. Hier ergibt sich aus der Bestimmung des § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB die
Mdglichkeit der Festsetzung vom Bauordnungsrecht abweichender Mal3e der Tiefe der
Abstandflachen.

In der Steinstral3e sind bauliche Mangel von Einzelgebéduden und Leerstéande von
Ladenlokalen zu verzeichnen, die negative Auswirkungen auf das Erscheinungsbild des
StraRenzuges und auf die Attraktivitat als Handels- und Wohnstandort eingeleitet haben. Um
den Hauptgeschaftsstralencharakter der Steinstrafl3e als Eingangsbereich in die Innenstadt
zu stutzen, hat sich die Stadt Emmerich am Rhein deshalb in jingerer Vergangenheit mit
diversen Malinahmen um eine Aufwertung des betroffenen Bereiches bemiiht. So wurde im
Jahre 2009 eine Neugestaltung des 6ffentlichen Raumes durch eine
StralRenausbaumalinahme mit neuem Belag sowie modernen Beleuchtungs- und
Maoblierungselementen vorgenommen. Darliber hinaus erfolgte kirzlich eine
Voruntersuchung hinsichtlich der Mdglichkeiten einer stadtebaulichen Sanierungsmaf3nahme
nach den 88 136 ff BauGB. Hierin wurde eine solche MalRBnahme zwar nicht als geeignetes
Instrument dargestellt, es wurden aber Handlungsempfehlungen benannt, die in das in
Aufstellung begriffene integrierte stadtebauliche Handlungskonzept fir die Stadt Emmerich
am Rhein einflie3en sollen. Ferner zeichnet sich mit dem Erwerb des Grundstlickes einer vor
einigen Jahren durch Brandfall entstandenen Ruine durch eine Stiftung offentlichen Rechts
und deren konkret vorliegende Bauabsichten eine positive Entwicklung ab, die insgesamt
auch einen Aufschwung fir die Ubrigen Bereiche der SteinstralRe in Gang setzen kdnnte.

Vor diesem Hintergrund soll insbesondere mit Hinblick auf die anzutreffenden Leerstande
etwaigen weiteren Attraktivitatsverlusten in der SteinstraBe entgegen gewirkt werden, indem
Vergnlgungsstatten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfanges
nur in Kerngebieten allgemein zuléssig sind, im Besonderen Wohngebiet als Ausnahme
zulassig sein konnen, ausgeschlossen werden. Dieser Ausschluss soll sich auch auf den
Planbereich an der Rheinpromenade erstrecken, da Vergnigungsstatten insbesondere bei
der hier bestehenden bevorzugten Wohnlage einen Abwertungseffekt hervorrufen kénnen.

GleichermalRRen soll im gesamten Planbereich fiir die im Besonderen Wohngebiet allgemein
zulassigen Gewerbebetriebe, soweit es sich um Bordelle und bordellahnliche Betriebe
handelt, ein Ausschluss festgesetzt werden. Auch hiermit soll ein Attraktivitatsverlust fur die
bevorzugte Wohnlage in den Besonderen Wohngebieten an der Rheinpromenade sowie eine
zusatzliche Abwertung der Bereiche an der Steinstral3e, die mit solchen Betrieben
einhergehen kénnen, vermieden werden.

Der im bestehenden Bebauungsplan festgesetzte Ausschluss von Wohnnutzungen im
Erdgeschossbereich der Steinstral3e zugunsten von gewerblichen Nutzungen soll in der
Neuplanung fortbestehen, um bisherigen Charakter als Innenstadtgeschéftsstral3e zu
wahren. Auch wenn sich die bestehenden Ladenlokale aufgrund ihrer Zuschnitte und der
geringen GrolR3e zukinftig weniger fur Einzelhandelsnutzungen anbieten sollten, kénnen sich
dort Dienstleistungsnutzungen ansiedeln, wie es im Rahmen von Nutzungsanderungen in
jungerer Vergangenheit auch bereits erkennbar ist.
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f) Bebauungsplan der Innenentwicklung

Das Plangebiet betrifft einen innerstadtischen bebauten Bereich. Die Planung dient im
Wesentlichen der Steuerung von Nachnutzungen durch Neubauten oder Umnutzungen, die
als MalRnahmen der Innenentwicklung zu betrachten sind. Das Verfahrengebiet umfasst
insgesamt ca. 7.200 gm. Eine Festsetzung so dass die Schwellengrdfe fur die Zulassigkeit
der Aufstellung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung nach § 13a Abs. 1 Nr. 1
BauGB von 20.000 gm Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO wesentlich
unterschritten wird. Da der Bebauungsplan zudem keine Zulassigkeit von Vorhaben
begrinden soll, die einer Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach
UVPG unterliegen, und auch keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in 8§ 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchstabe b BauGB aufgefiihrten Schitzgiter bestehen, liegen die Voraussetzungen
fur die Durchfihrung eines Bebauungsplanes nach den Bestimmungen des beschleunigten
Verfahrens nach § 13 a Abs. 2 BauGB vor.

Die geplante Festsetzung von Besonderen Wohngebieten nach § 4a BauNVO entwickelt
sich nicht aus der aktuellen Darstellung im Flachennutzungsplan als ,Gemischte Bauflache®
(M). Unter Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB soll eine Anpassung des FNP nach
Bebauungsplanaufstellung im Wege der Berichtigung erfolgen. Hierbei erfolgt eine
Umwandlung in eine Wohnbauflachendarstellung.

Zu 2)

Zur Unterrichtung der Offentlichkeit Giber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die
wesentlichen Auswirkungen der Planung soll eine frihzeitige Unterrichtung und Erdrterung
im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB stattfinden. Da die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung auf das Plangebiet als erheblich einzuschéatzen sind, soll die friihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung als ,besondere Birgerbeteiligung“ nach Pkt. 3.2 der stadtischen
Richtlinien zur Birgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren in Form einer Blrgerversammiung
durchfuhrt werden.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.1.

Johannes Diks
Burgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0111 Uebersichtskarte

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0111 Verfahrensgebietsabgrenzung
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0111 Luftbild

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0111 Bestehender Bebauungsplan
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0111 Bebauungsplanvorentwurf
Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0111 FNP-Berichtigung
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Anlage zu Vorlage 05-16 0111/2014

Bebauungsplanverfahren E 18/9 -neu -Rheinpromenade / Steinstral3e-;

hier: Verfahrensgebietsabgrenzung zum Aufstellungsbeschluss
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hier: Luftbild
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Bebauungsplanverfahren E 18/9 -neu -Rheinpromenade / Steinstral3e-;
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Anlage zu Vorlage 05-16 0111/2014

Bebauungsplanverfahren E 18/9 -neu -Rheinpromenade / Steinstral3e-;

hier: Bebauungsplanvorentwurf
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Bisherige Darstellung des Flachennutzungsplanes Berichtigte Darstellung des Flachennutzungsplanes
nach Bebauungsplanaufstellung

Anlage zu Vorlage 05-16 0111/2014 Bebauungsplanverfahren E 18/9 -neu -Rheinpromenade / SteinstraRe-;
hier: Flachennutzungsplananpassung nach Aufstellung des Bebauungsplanes

Gemischte Bauflache

Wohnbauflache

GF Einzehan delsfléchen _ GF Einzelhan tdelsflachen
GF Wohnungen 1000 gm el CF Wohnungen 1000 g
CF Steliplatze 8500 gm GF Steliplatze 8500 gm

GF Gastromomie, Kino,

' GF Gastromomie, Kino.
Dlesnstleistungen u. Sonstiges 3400 gm

Diesns[leistungen u. Sonstiges 3400 gm
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Vorlagen-Nr. Datum

05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0112/2014 04.09.2014
Betreff

Bebauungsplanverfahren "Vergnigungsstattenausschluss Steinstraf3e";
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fiur Stadtentwicklung beschliel3t gemaf § 2 Abs. 1 in Verbindung mit 8 9 Abs.
2b BauGB einen einfachen Bebauungsplan zur Steuerung von Vergnigungsstatten fir den
Bereich der an die Nordseite der Steinstral’e angrenzenden Grundstlicke aufzustellen. Der
Bebauungsplan erhélt die Bezeichnung ,,Vergniigungsstattenausschluss SteinstraRe“
und wird unter Anwendung der Bestimmungen des § 13a Baugesetzbuch als Bebauungsplan
der Innenentwicklung aufgestellt.

Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der Planunterlage mit einer gestrichelten Linie
gekennzeichnet.

Zu 2)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, eine
Offentlichkeitsbeteiligung geman § 3 Abs. 1 BauGB zur Vorstellung des vorliegenden
Bebauungskonzeptes in der Form der besonderen Birgerbeteiligung nach Punkt 3.2 der
stadtischen Richtlinien zur Birgerbeteiligung durchzuflihren sowie eine Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

a) Absichten der Stadt Emmerich am Rhein zur Steuerung von
Vergnlgungsstatten und Rotlichtbetrieben

Nachdem Ende der 1980er Jahren anlasslich der damaligen vermehrten Anfrage zur
Ansiedlung von Spielhallen im Innenstadtbereich ein Ausschluss von Spielhallen in den
Hauptgeschaftsstral3en durch einen einfachen Bebauungsplan fur die unbeplanten Bereiche
des 8§ 34 BauGB und durch entsprechende Ergénzung von Ausschlussfestsetzungen fiir die
betroffenen Bebauungsplane erlassen worden ist, wurde im Jahre 2010 anlasslich einer
weiteren Anfragewelle fur Spielhallenstandorte auf3erhalb des Zentralbereiches eine
Bauleitplanung zur Steuerung von kerngebietstypischen Spielhallen fiir das gesamte
Stadtgebiet in Gang gesetzt. Diese Planung wurde wegen der Bestimmungen des
zwischenzeitlich in Kraft getretenen neuen Glickspielstaatsvertrages, der eine
Neuansiedlung solcher Spielhallen derzeit im Prinzip unterbindet, zunachst ausgesetzt, die
seinerzeit geplante Erstellung eines Spielhallensteuerungskonzeptes ist bislang nicht erfolgt.

In der jiingeren Vergangenheit sind nun vermehrt Anfragen und Antrage zu
Nutzungsénderungen bestehender Ladenlokale in Wettbiros bei der Bauaufsichtsbehérde
der Stadt Emmerich am Rhein eingegangen. Auch wenn derzeit entsprechende konkrete
Antrage infolge fehlender Konzessionierung auf der Grundlage des benannten
Gliicksspielstaatsvertrages und des hieraus resultierenden fehlenden
Sachbescheidungsinteresses aus Grinden der Nichtausnutzbarkeit verworfen werden, ist
absehbar, dass irgendwann Lizenzvergaben stattfinden werden. Dann kann es an
geeigneten Stellen des Stadtbereiches, insbesondere in der Innenstadt zu einer gehauften
Ansiedlung dieses Typs der Vergnigungsstatten kommen. Hierdurch sind negative
Auswirkungen, die stadtebauliche Spannungen ausldsen, zu befiirchten.

Ein ahnliches Ansiedlungsinteresse war in den letzten Jahren auch in Bezug auf
Rotlichtbetriebe zu verzeichnen, die auf ihre Umgebung einen abwertenden Trading-Down-
Effekt auslosen konnen. Daher ist beabsichtigt, eine stadtebauliche Steuerung sowohl von
Vergniugungsstatten und als auch von Rotlichtbetrieben nunmehr konkret anzugehen. Hierftr
soll im nachsten Jahr ein das Gesamtstadtgebiet untersuchendes Steuerungskonzept fur
Vergnigungsstatten und Rotlichtbetriebe aufgestellt werden, in welchem neben der
Darlegung stadtebaulich ungeeigneter Flachen auch Positivzuweisungen von Standorten fur
solche Einrichtungen zu benennen sein werden. Eine entsprechende Anmeldung von Mitteln
im Haushalt 2015 ist verwaltungsseitig bereits erfolgt.

Die Sicherung der stadtebaulichen Steuerung soll anschlielend planungsrechtlich durch eine
entsprechende Bauleitplanung erfolgen.

b) Anlass zur Planung

Derzeit liegt eine Bauvoranfrage auf Nutzungsénderung eines leer stehenden Ladenlokals im
Gebaude Steinstral3e 1 vor, mit der die planungsrechtliche Zulassigkeit eines Wettburos
abgefragt wird. Das Antragsgrundstiick liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.

E 18/9 -Rheinpromenade / Steinstral3e-. Auch wenn als Folge dieser Bauvoranfrage derzeit
kein konkreter Nutzungsanderungsantrag wegen des oben benannten fehlenden
Sachbescheidungsinteresses aufgrund fehlender Konzessionierung beschieden werden
wird, wirde eine auf der Grundlage des geltenden Bebauungsplanes zu erlassende positive
Entscheidung eine Offnung der SteinstraRe fur eine solche Art der Vergniigungsstatten
vorpragen.
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Allerdings ist der betroffene Bebauungsplan E 18/9 mit einem materiellen Mangel behaftet,
der ihn als unwirksam betrachten lasst. Der Antragsvorgang der benannten Bauvoranfrage
ist daher neben anderen Erwagungen Anlass fir die Einleitung eines Verfahrens zur
Aufstellung des neuen Bebauungsplanes E 18/9 -neu fur den Bereich des Altplanes E 18/9.
Hierin soll insbesondere der materielle Mangel einer sich nicht mit der vorhandenen
Baugebietsstruktur deckenden Gebietsausweisung ausgeraumt werden und anstelle der
bisherigen Kerngebietsfestsetzung die Festsetzung als Besondere Wohngebiete (WB) im
Sinne des § 4a BauGB erfolgen. In den Verfahrensbereich einbezogen ist die Studseite der
Steinstral3e zwischen Alter Markt und Féhrstral3e.

In der gesamten Steinstral3e sind bauliche Mangel von Einzelgebauden und Leerstande von
Ladenlokalen zu verzeichnen, die negative Auswirkungen auf das Erscheinungsbild des
Strallenzuges und auf die Attraktivitat als Handels- und Wohnstandort eingeleitet haben. Um
den Hauptgeschéftsstrallencharakter der Steinstral3e mit gleichzeitiger Funktion als
Haupteingangsbereich in die Innenstadt zu stiitzen, hat sich die Stadt Emmerich am Rhein
deshalb in jingerer Vergangenheit mit diversen Mal3hahmen um eine Aufwertung des
betroffenen Bereiches bemiht. So wurde im Jahre 2009 eine Neugestaltung des offentlichen
Raumes durch eine Stralenausbaumaflnahme mit neuem Belag sowie modernen
Beleuchtungs- und Moéblierungselementen vorgenommen. Darlber hinaus erfolgte kirzlich
eine Voruntersuchung hinsichtlich der Mdglichkeiten einer stadtebaulichen
Sanierungsmaflnahme nach den 88 136 ff BauGB. Hierin wurde eine solche Mal3nahme
zwar nicht als geeignetes Instrument dargestellt, es wurden aber Handlungsempfehlungen
benannt, die in das in Aufstellung begriffene integrierte stadtebauliche Handlungskonzept fur
die Stadt Emmerich am Rhein einflieRen sollen. Ferner zeichnet sich mit dem Erwerb des
Grundstiickes einer vor einigen Jahren durch Brandfall entstandenen Ruine durch eine
Stiftung 6ffentlichen Rechts und deren konkret vorliegende Bauabsichten eine positive
Entwicklung ab, die insgesamt auch einen Aufschwung fur die tbrigen Bereiche der
Steinstral3e in Gang setzen konnte.

Vor diesem Hintergrund soll insbesondere mit Hinblick auf die anzutreffenden Leerstande
etwaigen weiteren Attraktivitatsverlusten in der Steinstral3e entgegen gewirkt werden. Im
neuen Bebauungsplan Nr. E 18/9 -neu fiir den Bereich des Altplanes E 18/9 sollen hierzu
Vergnlgungsstatten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfanges
nur in Kerngebieten allgemein zuléssig sind und im Besonderen Wohngebiet als Ausnahme
zulassig sein konnen, ausgeschlossen werden. Ein gleicher Planungsansatz wird fir den
derzeit ebenfalls in Aufstellung begriffenen Bebauungsplan E 23/2 -FahrstralRe / Hinter dem
Hirsch- verfolgt. Dieser Plan zieht den Bereich auf der Slidseite der SteinstralRe im Abschnitt
Fahrstral3e bis Geistmarkt in seinen Geltungsbereich ein.

Die Nordseite der SteinstralRe ist hingegen dem im Zusammenhang bebauten Ortsteil im
Sinne des § 34 BauGB zuzuordnen. Ein Planungsbedarf zur Steuerung der stadtebaulichen
Entwicklung dieses Gebietes ist derzeit nicht konkret absehbar, es sei denn, dass damit
auch hier Vorkehrungen gegen weitere Attraktivitatsverluste infolge der Ansiedlung von
Vergnugungsstatten in den leer stehenden Ladenlokalen ergriffen werden sollen. Um die
Planungsziele der benannten Bebauungspléne E 18/9 -neu und E 23/2 in Bezug auf den dort
vorgesehen Vergniigungsstéattenausschluss nicht zu konterkarieren, soll daher zur Sicherung
der stadtebaulich herausragenden Funktion der SteinstralRe als Hauptgeschaftsstralie und
Eingang in den Innenstadtbereich auch fir die Grundstiicke an der Nordseite der Steinstral3e
ein Ausschluss von Vergnigungsstatten erlassen werden, um die hiermit einhergehenden
Probleme wie Trading-Down-Effekte, Nutzungsverdrangungen oder Larmbelastungen zu
vermeiden.

C) Vergnigungsstattenbebauungsplan nach § 9 Abs. 2b BauGB

Mit Einfihrung des § 9 Abs. 2a BauGB durch die BauGB-Novelle 2013 ergibt sich flr
Bereiche im Zusammenhang bebauter Ortsteile nach § 34 BauGB die Mdglichkeit der
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Steuerung von Vergnugungsstatten durch Aufstellung eines einfachen Text-
Bebauungsplanes. Hierin kann u. a. festgesetzt werden, dass Vergniigungsstéatten oder
bestimmte Arten von Vergnigungsstatten zulassig oder nicht zulassig sind, um

1. eine Beeintrachtigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedurftigen Anlagen
wie Kirchen, Schulen und Kindertagesstatten oder

2. eine Beeintrachtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung ergebenden
stadtebaulichen Funktion des Gebietes, insbesondere durch eine stadtebaulich
nachteilige Haufung von Vergnugungsstatten,

zu verhindern.

Unter Vergnugungsstatten werden Gewerbebetriebe verstanden, bei denen die kommerzielle
Unterhaltung der Kunden und Besucher im Vordergrund steht und die als Amisierbetrieb
oder durch gewinnbringende Freizeitgestaltung zu charakterisieren sind. Hierzu zahlen z.B.
Diskotheken, Spielhallen und Spielcasinos, Nachtlokale, Sex-Shops mit Videokabinen,
Swingerclubs, Kinos und Wettburos. Dabei ist zwischen kerngebietstypischen und nicht
kerngebietstypischen Vergnlgungsstatten zu differenzieren, wobei die Kerngebietstypik an
der besonderen Zweckbestimmung der Einrichtung oder ihrem Umfang festzumachen ist. In
der Rechtsprechung wurde ein Schwellenwert von 100 gm Betriebsflache bestimmt, ab dem
eine Vergnlugungsstatte als kerngebietstypisch einzuordnen ist.

Nachdem die im Bebauungsplan E 18/9 fir den Baubereich auf der Sudseite der Steinstral3e
urspriinglich getroffene Festsetzung als Kerngebiet nach eingéngiger Rechtsprechung als
fehlerhaft anzuerkennen ist und sich die Bebauungs- und Nutzungsstruktur auf der Nordseite
der Steinstral3e mit gewerblicher Nutzung im EG und tberwiegender Wohnnutzung in den
daruiber liegenden Geschossen hiervon im Prinzip nicht unterscheidet, entspricht der
Gebietscharakter des Bereiches an der Nordseite der Steinstral3e ebenfalls dem eines
Besonderen Wohngebietes im Sinne des 8§ 4a BauGB. Kerngebietstypische
Vergniigungsstatten waren in diesem Bereich ohnehin nicht allgemein zul&ssig, wie auch die
kleinteilige Bebauungsstruktur hierfiir im Prinzip keinen ausreichenden Raum bietet. Die
leerstehenden Ladenlokale wiirden von ihrem Zuschnitt her aber die Moglichkeit fur die
Ansiedlung nicht kerngebietstypischer Vergniigungsstatten, hierunter insbesondere flr
Wettbiiros bieten. Auch unter Einhaltung des vorgeschriebenen Mindestabstandes von 200
m zu Vergnlgungsstatten gleicher Unterart waren in der SteinstralRe 2 bis 3 Standorte jeder
Art denkbar, so dass in der Summe negative stadtebauliche Auswirkungen aus solchen
Einrichtungen auf den Bereich der Steinstral3e nicht ausgeschossen werden kénnen.

Daher soll fur den betroffenen unbeplanten Bereich an der Nordseite der Steinstral3e ein
Bebauungsplan zur Vergniigungsstéattensteuerung nach § 9 Abs. 2b BauGB aufgestellt
werden. Die stadtebaulichen Griinde nach § 9 Abs. 2b Nr. 2 als Voraussetzung fir die
Aufstellung eines solchen Bebauungsplanes liegen fir den betroffenen exponierten Teil der
Innenstadt vor. Eine Notwendigkeit zur vorlaufenden Erstellung einer informellen Planung in
Form eines Vergniigungsstéattenkonzeptes, wie es in Kirze aufgestellt werden soll, wird von
der Kommentierung nicht in allen Fallen fir die Steuerung von Vergnigungsstatten fir
erforderlich gehalten. Im vorliegenden Fall wird ein solches Konzept voraussichtlich zeitnah
erstellt werden, um auch als Abwagungsmaterial dieses Bebauungsplanes dienen zu
koénnen.

d) Planungsziel

Mit dem Bebauungsplan gemal § 9 Abs. 2b BauGB soll die Zulassigkeit aller
Vergnugungsstatten innerhalb seines durch die an die nordliche Straliengrenze der
Steinstral3e angrenzenden Grundstiicke gebildeten Geltungsbereich ausgeschlossen
werden, um die stadtebauliche Funktion der Steinstral3e als Eingangsstral3e in den
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Emmericher Innenstadtbereich sowie als eine der Hauptgeschéaftsstral3en und
Hauptverkehrsader in angemessener Weise zu erhalten.

e) Bestandsschutz fir vorhandene Vergniugungsstatte

Im Plangebiet liegt das Gebaude Steinstral3e 28/ Hinter dem Engel 17, in welchem ein
bauordnungsrechtlich genehmigter Swinger-Club betrieben wird. Auf der Grundlage dieser
Genehmigung geniel3t dieser Betrieb Bestandsschutz, der auch durch die Aufstellung des
Bebauungsplanes nach 8§ 9 Abs. 2b nicht angetastet wird.

f) Bebauungsplan der Innenentwicklung

Das Plangebiet betrifft einen innerstadtischen bebauten Bereich. Die Planung dient der
Steuerung der Ansiedlung von Vergnigungsstéatten, was als MaRnahme der
Innenentwicklung zu betrachten ist. Das Verfahrengebiet umfasst insgesamt ca. 14.500 gm,
so dass unabhangig davon, dass ohnehin kein MaR3 der baulichen Nutzung festgesetzt
werden soll, die SchwellengroRRe fiir die Zulassigkeit der Aufstellung eines Bebauungsplanes
der Innenentwicklung nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB von 20.000 gm Grundflache im Sinne
des § 19 Abs. 2 BauNVO nicht erreicht werden kann. Da der Bebauungsplan zudem keine
Zulassigkeit von Vorhaben begriinden soll, die einer Pflicht zur Durchflihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nach UVPG unterliegen, und auch keine Anhaltspunkte far
eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB aufgefiihrten Schitzguter
bestehen, liegen die Voraussetzungen fur die Durchfiihrung eines Bebauungsplanes nach
den Bestimmungen des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a Abs. 2 BauGB vor.

Zu 2)

Das Verfahren dieses Bebauungsplanes lauft zeitlich parallel zur Aufstellung des
Bebauungsplanes E 18/9 -neu. Da die Thematik des Vergniigungsstattenausschlusses auch
hierin abgearbeitet werden soll, soll tiber die Planungsabsichten der Stadt Emmerich am
Rhein in diesen beiden Verfahren in einer gemeinsamen Veranstaltung unterrichtet werden.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Malinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.1.

Johannes Diks
Burgermeister

Anlage/n:
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0112 Verfahrensgebietsabgrenzung
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STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0113/2014 04.09.2014

Betreff

Bebauungsplanverfahren H 14/5 - Heuweg - ;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t gemaf § 2 Abs. 1 BauGB fir den stdlichen
Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. H/1 -Straatmannshof- einen neuen Bebauungsplan
aufzustellen. Das Bebauungsplanverfahren erhélt die Bezeichnung H 14/5 -Heuweg- und
wird unter Anwendung der Bestimmungen des § 13a Baugesetzbuch als Bebauungsplan der
Innenentwicklung aufgestellt.

Das Verfahrensgebiet ist gelegen zwischen Eltener Stral3e (B 8), Weidenstral3e, Flurstralle
und den westlichen Grenzen der Grundstticke Leege Weide 27 und 29 sowie Heuweg 21
und 29 und umfasst die Grundstiicke Gemarkung Huthum, Flur 14, Flurstiicke 29 bis 31, 71,
72,99 bis 101, 602, 603, 653, 654, 712 und 713. Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der
Planunterlage mit einer gestrichelten Linie gekennzeichnet.

Zu 2)

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, die Offentlichkeitsbeteiligung
geman § 3 Abs. 1 BauGB zur Vorstellung des vorliegenden Bebauungskonzeptes in der
Form der einfachen Burgerbeteiligung nach Punkt 3.1 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung durchzufiihren sowie die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)
a) Planungsanlass

Im Zusammenhang mit der stadtischerseits unterstitzten Umwandlung einer nicht mehr
benotigten Erweiterungsflache des Huthumer Friedhofes im Bereich Obere Laak in Bauland
hat die seinerzeitige Kath. Kirchengemeinde St. Georg Ende der 1990er Jahre einen Antrag
auf Anderung des Bebauungsplanes Huthiim Nr. 1 -Straatmannshof- (im Weiteren ,H/1*
genannt) gestellt. Bezweckt wurde dabei die Schaffung einer Bebauungsmaoglichkeit der
Hinterlandflachen der Hausgrundstiicke Eltener Straf3e 400 und 402 mit Wohnh&usern.
Deren ErschlieBung sollte tiber eine Verlangerung des hieran grenzenden nordwestlichen
Stichweges des Heuweges gesichert werden.

Da der sudliche Teilbereich des Altbebauungsplans H/1 materielle Mangel aufweist, wurde
seinerzeit eine Bebauungsplananderung verworfen und stattdessen mit
Aufstellungsbeschluss vom 23.02.1999 ein Verfahren zur Neuaufstellung eines
Bebauungsplanes fur den die Antragsflachen umschlie3enden Gesamtbereich zwischen
Eltener Stral3e, Weidenstral3e, Flurstrae und Heuweg eingeleitet.

Als einziger Verfahrensschritt erfolgte bislang eine Blrgerunterrichtung als frihzeitige
Offentlichkeitsbeteiligung, um die Akzeptanz der baulichen Verdichtung im Innenbereich
abzufragen. Tatsachlich gingen hierzu seitens unmittelbarer Nachbarn Bedenken ein.
Daruiber hinaus konnte zwischen den von einer Neubebauung betroffenen 5 Eigentimern
kein Einvernehmen Uber ein Bebauungskonzept oder eine privatrechtliche Bodenordnung
erzielt werden.

Mittlerweile haben sich die Eigentumsverhéltnisse dahin gehend verandert, dass bei der in
Rede stehenden Freiflache im Blockinnenbereich nur noch zwei Eigentiimer betroffen sind.
Neben einem Privateigentimer ist die Volksbank Emmerich-Rees durch Erwerb der
urspriinglichen Kirchenflache involviert. Grundsétzlich erscheint damit eine privatrechtliche
Regelung zur spateren Realisierung einer neuen Bauleitplanung fur den betroffenen
Innenbereich sowie zur Sicherung der ErschlieBung durch ErschlielBungsvertrag moglich.

Angesichts der damaligen Zusage der Stadt Emmerich am Rhein gegeniber der Kirche, eine
solche Bauleitplanung mitzutragen, hat sich der Privateigentiimer an die Verwaltung gewandt
mit der Bitte, das Planverfahren wieder aufleben zu lassen. Diesem Ansinnen soll gefolgt
werden. Aus Rechtssicherheitsgrinden wird infolge des seit dem seinerzeitigen
Aufstellungsbeschluss verstrichenen Zeitraumes und der mittlerweile durch mehrere
Novellierungen des Baugesetzbuches eingetretenen geanderten gesetzlichen
Bestimmungen ein formeller Neustart des Verfahrens durch erneuten Aufstellungsbeschluss
vorgenommen.

Mit Inkrafttreten des neuen Bebauungsplanes H 14/5 wird der durch ihn Gberplante, mit
Planungsmangeln behaftete Teil des Bebauungsplanes H/1 ersetzt, ohne dass es hierfir
einer formellen Aufhebung bediirfte.

b) Planungsziel

Die Antragsflache tragt dem stadtebaulichen Grundsatz ,Innenentwicklung vor
AuBenentwicklung“ Rechnung, demzufolge einer Nachverdichtung bereits erschlossener
Siedlungsbereiche gegenuber deren Ausdehnung in den AulRenbereich der Vorzug zu geben
ist. Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes soll die bauliche Nutzung des betroffenen
unbebauten Bereiches unter Nutzung vorhandener Infrastruktur ermdglicht werden und dabei
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die zukinftige bauliche Entwicklung im Sinne einer stadtebaulich und gestalterisch
harmonischen Fortentwicklung der bestehenden Bebauungsstruktur gesteuert werden.

Gleichzeitig sollen auch die angrenzenden bebauten Grundstucke in das Verfahren
einbezogen werden, um hierflr planungsrechtliche Festsetzungen in Anpassung an den
Bestand vorzusehen und die fur den betroffenen Bereich zu attestierende Unwirksamkeit des
Altplanes zu bereinigen.

c) Geplante planungsrechtliche Festsetzungen

Entsprechend der bisherigen Festsetzung im Altbebauungsplan H/1 und nach der
vorhandenen Nutzungsstruktur sollen als Art der baulichen Nutzung ,Allgemeine
Wohngebiete* (WA) im Sinne des § 4 BauNVO festgesetzt werden. Dabei erfolgt eine
Gliederung in Anpassung an die bestehende Bebauungsdichte. Fur die zweigeschossige
Bebauung in Gberwiegender Mehrfamilienhausbauweise an der Eltener Strafl3e sowie im
sudlichen Abschnitt der WeidenstralRe wird eine zweigeschossige Bauweise festgesetzt,
wahrend die Gbrigen Bereiche mit der vorhandenen Einfamilienhausbebauung an der
WeidenstralRe und der Flurstral3e sowie der geplante Neubaubereich in Verlangerung des
Heuweges auf eine eingeschossigen Bauweise beschrankt werden sollen.

Eine Beschrankung der Gebaudehthenentwicklung im Planinnenbereich wird wegen der
beengten Grundstlicksverhéltnisse und zur Vermeidung einer Beeintrachtigung der
angrenzenden Bebauung angedacht. Auf diese Weise sollen sich die Neubauvorhaben in
den stadtebaulichen Kontext der nachst gelegenen Bebauungsstruktur einfigen. Diesem
Planungsansatz folgend soll hier auch eine Beschrankung auf max. 2 Wohneinheiten pro
Gebaude erlassen werden.

Die ErschlieBung des neuen Baubereiches im Plangebietsinneren soll Uber die Festsetzung
einer offentlichen Verkehrsflache in Verlangerung des bis zur Plangebietsgrenze
ausgebauten Heuweges gesichert werden. Da neben den beiden vorhandenen Hausern an
diesem nur 4,5 m breiten Stichweg nur bis zu 4 weitere Hauser errichtet werden kénnen, ist
im Rahmen der Verkehrsflachenfestsetzung eine Wendeeinrichtung lediglich im
Minimalzuschnitt vorgesehen. Da der Stral3enzuschnitt dann nicht fiir ein Befahren und
Wenden mit Mullfahrzeugen ausreicht, muss hinsichtlich der Mullentsorgung Vorsorge fur
einen Sammelplatz fur Millbehalter auRerhalb des Planbereiches getragen werden. Hier
bietet sich eine stadtische Restflache im Einmiindungsbereich des Heuweges in die Leege
Weide in etwa 50 m Entfernung zum Plangebiet an.

Im Rahmen der Planaufstellung sind die artenschutzrechtlichen Belange zu prifen. Es wird
erwartet, dass hierbei infolge der Lage innerhalb einer geschlossenen Ortschaft keine
Verbotstatbestdnde aufgedeckt werden oder durch ErsatzmalRnahmen zu berwinden sind.

Der neu zu bebauende Innenbereich liegt rd. 160 m von der Bahnlinie entfernt und wird
durch vorgelagerte Bebauung hiervon abgeschottet. Fir die Abarbeitung der Larmthematik
aus dem Bahnbetrieb werden insofern keine wesentlichen Hindernisse erwartet. Andere
immissionsschutzrechtliche Belange wie Gewerbeldrm und Geruchsimmissionen aus
Landwirtschaftsnutzung sind im Rahmen der Planung nicht betroffen.

d) Ausgleichsbedarf

Im derzeitigen Freibereich des Antragsgrundstiickes befindet sich neben Uberwiegender
Rasen- und Wiesennutzung auch eine flachenhafte Grunstruktur mit Strauchwerk und
Baumen, die nicht der Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am Rhein unterliegen.
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Die einbezogenen bebauten Wohnhausgrundstiicke sind bereits so dicht bebaut, dass
wesentliche bauliche Erweiterungen nicht méglich sind und die vorhandenen Freiflachen in
Form von Hausgarten keiner Umwandlung entgegen sehen. Dem tragt auch die geplante
Festsetzung der GRZ in der vom 8§ 17 BauNVO vorgesehenen Obergrenze fir WA-Bereiche
Rechnung.

Gemal den Vorschriften des § 13a BauGB gilt ein Eingriff in Natur und Landschaft im
Rahmen des Planverfahrens als bereits ausgeglichen.

e) Erfallung der Voraussetzungen fur einen Bebauungsplan der Innenentwicklung

Bei der Planbereichsflache von rd. 8.000 gm wird eine zulassige Gesamtgrundflache im
Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 gm festgesetzt werden. Die Planung
bereitet keine Zulassigkeit von Vorhaben vor, die einer UVP-Pflicht unterliegen, und eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgdter ist nicht
zu erwarten. Die Voraussetzungen der Durchfihrung eines
Bebauungsplanaufstellungsverfahrens nach den Bestimmungen des 8 13 a BauGB
(Bebauungsplane der Innenentwicklung) liegen vor. Daher soll von den
verfahrenserleichternden Vorschriften des § 13a BauGB Gebrauch gemacht werden.

Die geplante Festsetzung von Allgemeinen Wohngebieten nach § 4 BauNVO entwickelt sich
aus der aktuellen Darstellung im Flachennutzungsplan als ,WWohnbauflache®.

Zu 2)

Zur Unterrichtung der Offentlichkeit Giber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die
wesentlichen Auswirkungen der Planung soll eine friihzeitige Unterrichtung und Erdrterung
im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB stattfinden. Da die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung auf das Plangebiet und die Umgebung als nicht erheblich einzuschatzen sind und
daruber hinaus bereits zu einem friheren Zeitpunkt eine Birgerunterrichtung zu im Prinzip
gleichen Planungsabsichten stattgefunden hat, soll die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung
als ,einfache Blrgerbeteiligung“ nach Pkt. 3.1 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren in Form einer Auslegung des Vorentwurfes
durchfuhrt werden. Neben der 6ffentlichen Bekanntmachung im Emmericher Amtsblatt
werden die Eigentimer der Grundstiicke im Planbereich sowie die von der Planung
bertihrten Nachbarn durch personliches Anschreiben auf die erste Beteiligungsstufe
hingewiesen.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Burgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0113 Uebersichtsplan

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0113 Verfahrensgebietsabgrenzung
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0113 Luftbild

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0113 Bestehende Bebauungsplaene
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0113 Bebauungsplanvorentwurf
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Vorlagen-Nr. Datum

05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0128/2014 16.09.2014
Betreff

Bebauungsplanverfahren EL 11/1 - Bergstral3e / Stidost -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur friihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (1) BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t gemaR § 2 Abs. 1 BauGB fir einen an der
Bergstral3e gelegenen Teilbereich des Schulgeldndes der Luitgardis-Grundschule Elten,
SeminarstraRe 21einen Bebauungsplan aufzustellen. Das Bebauungsplanverfahren erhalt
die Bezeichnung EL 11/1 -BergstralRe / Sudost- und wird unter Anwendung der
Bestimmungen des § 13a Baugesetzbuch als Bebauungsplan der Innenentwicklung
aufgestellt.

Das Verfahrensgebiet umfasst die Grundstiicke Gemarkung Elten, Flur 11, Flurstiick 162
und einen Teil des Flurstlicks 163. Die Verfahrensgebietsgrenze ist in der Planunterlage mit
einer gestrichelten Linie gekennzeichnet.

Zu 2)

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, die Offentlichkeitsbeteiligung
gemal § 3 Abs. 1 BauGB zur Vorstellung des vorliegenden Bebauungskonzeptes in der
Form der besonderen Birgerbeteiligung nach Punkt 3.2 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung durchzufiihren sowie die Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager
Offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zu veranlassen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)
a) Planungsanlass

Ein privater Bauherr plant die Errichtung eines Wohn- und Arztehauses an der Bergstrale
suddostlich des zentralen Ortsbereiches von Elten. Er ist mit diesem Vorhaben an die Stadt
Emmerich herangetreten, die noch Eigentimerin der betroffenen Flache ist. Es handelt sich
um eine Teilflache des stadtischen Schulgelandes der Luitgardis-Grundschule an der
Seminarstral3e.

Das betroffene Grundstick liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und ist
einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des § 34 BauGB zuzurechnen. Die
planungsrechtliche Zulassigkeit des Vorhabens beurteilt sich somit aktuell nach § 34 Abs. 1
BauGB, so dass der Grundsatz des Sicheinfligens nach Art und MaR der baulichen Nutzung
in die Eigenart der ndheren Umgebung eingehalten werden muss. Da die Art der baulichen
Nutzung des Vorhabens von der Eigenart der naheren Umgebung abweicht und u. a. die in
der Nachbarschaft bisher pragende Bautiefe durch das Vorhaben tberschritten wiirde, kann
es nach § 34 BauGB nicht als zulassig erachtet werden. Zu seiner Ermdglichung besteht
somit ein Planungsbedarf mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes, wozu ein
entsprechender Antrag des Bauherrn gestellt wird.

b) Planungsziel

Die Antragsflache tragt dem stadtebaulichen Grundsatz ,Innenentwicklung vor
AuRenentwicklung“ Rechnung, demzufolge einer Nachverdichtung bereits erschlossener
Siedlungsbereiche gegeniiber deren Ausdehnung in den Auf3enbereich der Vorzug zu geben
ist. Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes soll die bauliche Nutzung des betroffenen
unbebauten Bereiches unter Nutzung vorhandener Infrastruktur ermoglicht werden und dabei
die zukunftige bauliche Entwicklung im Sinne einer stéadtebaulich und gestalterisch
harmonischen Fortentwicklung der bestehenden Bebauungsstruktur gesteuert werden.

Gleichzeitig soll die Nachnutzung eines zukunftig nicht mehr fir schulische Zwecke
benotigten Nebengebaudes auf einer hinterliegenden Teilflache des Schulgelandes
planungsrechtlich vorbereitet und dessen ErschlieBung gesichert werden. Ferner soll eine
planungsrechtliche Sicherung des Stellplatzbereiches fir die Schule sowie fiir den Betrieb
des angrenzenden Schwimmbades vorgesehen werden.

c) Zustand des Gelandes

Teile der unbebauten Vorhabenflache sind derzeit als Parkplatz und Rasenflache genutzt.
An der unmittelbar an die Bergstralie grenzenden Teilflache ist eine Fahrradunterstellanlage
eingerichtet, die Uber einen Fuliweg von der Bergstralde aus erreichbar ist. Besagter Weg
setzt sich auf den anschlieRenden Gelénde fort bis etwa zur Turnhalle. Im Nordwesten der
Vorhabenflache befindet sich eine tberwiegend geschotterte Freifliche, die bislang als
Sportflache genutzt wurde. Uber das Gelande verteilt befinden sich mehrere Einzelbdume
und langs der StralRengrenze zur BergstralRe steht eine Grinstruktur mit Baum- und
Strauchbewuchs.

Am Ful3e des Eltenberges gelegen zeichnet sich das ndrdliche Freigelande des
Schulbereiches durch ein gewisses Gefélle in Ost-West-Richtung aus. Ab einem Abstand
von ca. 5 m parallel zur Bergstral3e halt das Gelande durch Anfillung in etwa das hdher
liegende Niveau des Parkplatzes ein und senkt sich in siidwestlicher Richtung um ca. 1 m
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ab. An der ndrdlichen Grundstiicksecke ist zur Stralengrenze der Bergstral3e ein deutlicher
Gelandeabfall zu verzeichnen.

Westlich angrenzend an das Schulgelénde befindet sich der Bereich eines Kindergartens,
der sich mit einem Hintereingang zum Schulgelénde 6ffnet. Infolge der ungenliigenden
verkehrlichen Situation im Bereich des Haupteinganges zum Kindergarten an der
Emmericher Strafl3e wird der Schulparkplatz mit Duldung der Stadt regelméfR3ig auch von
Eltern genutzt, die ihre Kinder auf einem Ful3weg Uber das Schulgelande zum Kindergarten
bringen und von dort abholen.

An der Sudwestseite des Sportplatzbereiches steht ein eingeschossiges Nebengebdude
eines Grundrisses von etwa 18 x 18 m auf.

d) Verfahrenshbereich

Da im Rahmen der Planung Uber die Vorhabenflache auch die Erschlie3ung des
hinterliegenden Gebaudes auf dem Schulgelande, welches zukiinftig einer nichtschulischen
Nutzung zugefihrt werden soll, sowie der Zugang zum Kindergarten und die Zufahrt zu
Garage und Carport auf dem Grundstiick SeminarstraRe 35 zu sichern sind, wird neben der
Vorhabenflache auch das benannte Wohnhausgrundstiick des ehemaligen
Schulhausmeisterhauses sowie der gesamte nordwestliche Teilbereich des Schulgeléandes in
den Bebauungsplan einbezogen.

Das Verfahrensgebiet umfasst ca. 6.700 gm und schlief3t den sich nordéstlich und
nordwestlich der Schulgebaude erstreckenden Teilbereich des Grundstiickes Gemarkung
Elten, Flur 11, Flurstiick 163 einschliel3lich des freistehenden Nebengebaudes sowie das
Wohnhausflurstiick 162 ein.

e) Geplante planungsrechtliche Festsetzungen

Die bisherige Vorhabenplanung betrifft die Errichtung des Wohn- und Arztehauses im
Norden des Plangebiets. Das Vorhaben sieht eine Gemeinschaftspraxis mit 695 m2
Grundflache im Erdgeschossbereich sowie Seniorenwohnungen in der oberen
Geschossebene vor. Der Bereich des Arztehauses soll neben der klassischen Arztpraxis
auch Massage-, Gymnastik-, Kosmetik- und Ful3pflegeangebote unterbringen.

Die Hohenentwicklung des geplanten Neubaus ist gestaffelt, wobei fiir den parallel zur
Bergstrale positionierten Hauptgebaudeteil eine durchgehende Firsthbhe vorgesehen ist.
Entsprechend des Gelandeverlaufes soll der Gelandeversprung im nérdlichen
Grundstlicksbereich an der BergstralRe zur Bildung einer aus dem Erdreich tretenden 3.
Geschossebene genutzt werden, wahrend die tUbrigen Gebaudeabschnitte in Bezug auf das
vorhandene héher liegende Gelandeniveau bis zu zweigeschossig geplant sind.

Entlang der Bergstral3e sowie siiddstlich des Baukorpers ist der Bau der fur das Vorhaben
erforderlichen Stellplatze vorgesehen. Insgesamt sind derzeit ca. 55 Stellplatze geplant,
wobei im sudlichen Stellplatzbereich auch eine Umgestaltung der bisherigen 24 Stellplatze
fur die Besucher des Schwimmbades und der Turnhalle vorgesehen ist. Diese bleiben in
ihrer Anzahl und in ihrem Nutzungszweck erhalten und kénnen voraussichtlich noch um eine
Anzahl von 6 zuséatzlichen Stellplatzen aufgestockt werden.

Die ErschlieBung des Vorhabengrundstiicks erfolgt von Osten tber zwei Zufahrten von der
Bergstraf3e. Fur den Umbau und die Erweiterung des bestehenden Stellplatzbereiches ist
eine Verbreiterung der bestehenden Zufahrt auf eine flir einen Begegnungsverkehr
ausgelegte Fahrbahnbreite durchzufthren.
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An der nordlichen Grenze des Plangebiets ist ein 3 m breiter Weg von der Bergstral3e zum
hinterliegenden Teil des Schulgelandes vorgesehen. Hiertiber kann die vom Kindergarten
gewinschte fu3laufige Verbindung von der westlichen BergstralRe aus ermdglicht werden. Im
Rahmen des Verfahren ist angesichts der Gelandeverhaltnisse zu prifen, ob mit einem
solchen Weg auch eine ausreichende Erschliel3ung der Hinterlandflache mit dem
umzunutzenden Schulnebengebaude gesichert werden kann. Andernfalls misste eine
ErschlieBung tber den Parkplatz und eine Wegeverbindung langs der Nordostfassade der
Schulgebaude planungsrechtlich gesichert werden, die so zu dimensionieren und
auszugestalten ware, dass sie mindestens den Anforderungen des Rettungseinsatzes durch
Rettungsfahrzeug und Feuerwehr genigt. Fur die bestehende Fahrradunterstellanlage soll
zudem ein verlagerter Standort vorgesehen werden.

Im Bebauungsplan sollen an das Vorhaben sowie die vorgenannten
ErschlieBungserfordernisse angepasste Festsetzungen getroffen werden. Da die Grol3e der
geplanten Gemeinschaftspraxis die im Allgemeinen Wohngebiet zulassige GrolRe
Uberschreiten misste und deren ausschlie3liche Gebietsversorgung in Frage zu stellen ist,
soll eine Festsetzung des Baugebietes als Mischgebiet (MI) vorgenommen werden. Die
Wohnnutzung im Gebaude an der Seminarstral3e steht hiermit in Einklang. Fir die
Nachnutzung des Schulnebengebaudes wird aufgrund der vorhandenen
Gebaudeverhaltnisse voraussichtlich keine Wohnnutzung, jedoch einem im Mischgebiet
zulassige sonstige Nutzung vorgesehen.

Das geplante Neubauvorhaben fligt sich im Vergleich zum bestehenden Bauvolumen in den
stadtebaulichen Kontext der Umgebung. Zweigeschossige Bauformen sind auch in
unmittelbarer Nachbarschaft anzutreffen, so dass sich die geplanten Gebaudehdhen in das
Umfeld einfligen werden. Von daher ist das Vorhaben stadtebaulich zu beftrworten und soll
zur Abdeckung weiteren Bedarfes an barrierefreien Wohnungen sowie zur Realisierung einer
modernen Gemeinschaftspraxis inkl. ergdnzender ,Wellness“-Angebote mit der Schaffung
eines Planungsrechtes durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes gestitzt werden.

f) Ausgleichsbedarf

Im derzeitigen Freibereich des Antragsgrundstiickes befinden sind einige flichenhafte
Grunstrukturen sowie Einzelgehdlze. Gemal den Vorschriften des § 13a BauGB gilt ein
Eingriff in Natur und Landschaft im Rahmen des Planverfahrens als bereits ausgeglichen.

Allerdings handelt es sich bei den aufstehenden Gehdlzen teilweise um der
Baumschutzsatzung der Stadt Emmerich am Rhein unterliegende Baume. Diese weisen
keine Uberragende Erhaltungsqualitat als gut gewachsene Solitdrgehdlze auf und kénnen als
abgangig betrachtet werden. Ein Ersatz fir die entfallenden geschiitzten Baume nach den
Bestimmungen der Baumschutzsatzung ist im Rahmen des nachfolgenden
Baugenehmigungverfahrens zu regeln.

Von den vorhandenen Alleebaumen (Linden) an der Bergstral3e wird durch die Planung
voraussichtlich nur ein Baumstandort berthrt und zwar infolge der Erweiterung der
Parkplatzzufahrt. Hiertiber ist im Rahmen der Ausbauplanung eine ndhere Untersuchung
anzustellen. Im Ubrigen weisen die Linden an der Lindenallee teilweise Schadigungen auf,
aufgrund deren im Zusammenhang mit den Empfehlungen des Masterplans Hochelten eine
Austauschmalinahme innerhalb eines Giber mehrere Jahre gestreckten Zeitraumes erfolgen
soll.
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g) Erfallung der Voraussetzungen fir einen Bebauungsplan der Innenentwicklung

Bei der Planbereichsflache von rd. 6.700 gm wird eine zulassige Gesamtgrundflache im
Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 gm festgesetzt werden. Die Planung
bereitet keine Zulassigkeit von Vorhaben vor, die einer UVP-Pflicht unterliegen, und eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgiter ist nicht
zu erwarten. Die Voraussetzungen der Durchfihrung eines
Bebauungsplanaufstellungsverfahrens nach den Bestimmungen des § 13 a BauGB
(Bebauungsplane der Innenentwicklung) liegen vor. Daher soll von den
verfahrenserleichternden Vorschriften des § 13a BauGB Gebrauch gemacht werden.

Die geplante Festsetzung von Mischgebieten nach 8 6 BauNVO entwickelt sich nicht aus der
aktuellen Darstellung im Flachennutzungsplan als ,Flache fir Gemeinbedarf* der
zweckbestimmung ,Schule®. Unter Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB soll eine
Anpassung des FNP nach Bebauungsplanaufstellung im Wege der Berichtigung erfolgen.
Hierbei erfolgt eine Umwandlung in die Darstellung einer ,Gemischten Bauflache®.

Zu 2)

Zur Unterrichtung der Offentlichkeit tiber die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die
wesentlichen Auswirkungen der Planung soll eine friihzeitige Unterrichtung und Erdrterung
im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB stattfinden. Da die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung auf das Plangebiet und die Umgebung als erheblich einzuschatzen sind, soll die
frihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung als ,besondere Biirgerbeteiligung” nach Pkt. 3.2 der
stadtischen Richtlinien zur Birgerbeteiligung in Bauleitplanverfahren in Form einer
Burgerversammlung durchfihrt werden.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbhildes Kapitell1.2.

Johannes Diks
Birgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0128 Uebersichtsplan

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0128 Verfahrensgebietsabgrenzung
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0128 Luftbild

Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0128 Vorhabenlageplan

Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0128 Vorhabenansicht

Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0128 Bebauungsplanvorentwurf
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Bebauungsplanverfahren EL 11/1 -BergstralRe / Sudost-;

Anlage zu Vorlage 05-16 0128/2014
hier: Verfahrensgebietsabgrenzung zum Aufstellungsbeschluss
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Bebauungsplanverfahren EL 11/1 -BergstralRe / Sudost-;

Anlage zu Vorlage 05-16 0128/2014
hier: Luftbild
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Betreff

8. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes Nr. P 3/1 - RaiffeisenstraRe / Nord -;
hier: 1) Aufstellungsbeschluss
2) Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und der
Behdrden gemal § 4 Abs. 2 BauGB

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Zu 1)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschliel3t gemal 8 2 Abs. 1i. V. m. 8 1 Abs. 8 BauGB
den Bebauungsplan Nr. P 3/1 -Raiffeisenstral3e / Nord- im Wege eines vereinfachten
Verfahrens nach § 13 BauGB dahin gehend zur andern, dass die tberbaubare Flache im
Bereich RaiffeisenstralRe 43 durch Verschiebung der vorderen Baugrenze in Hohe der
Baugrenze im Bereich Raiffeisenstrafl3e 45 erweitert wird.

Der Anderungsbereich ist dem als Anlage beigefiigten Ubersichtsplan zu entnehmen.

Zu 2)

Der Ausschuss fiur Stadtentwicklung beschlief3t, den beiliegenden Entwurf zur 8.
vereinfachten Anderung des Bebauungsplanes P 3/1 —Raiffeisenstrae / Nord- gemaR § 13
Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB
offentlich auszulegen und beauftragt die Verwaltung geman § 13 Abs. 2 Nr. 3 auf dieser
Grundlage die Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 durchzufiihren.
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Sachdarstellung :

Zu 1)
Im April 2014 ist bei der Stadtverwaltung Emmerich am Rhein ein Bauantrag auf Errichtung
eines Anbaus und Gebaudeaufstockung eingegangen. Das Vorhaben weicht von den
Festsetzungen des in dem Bereich rechtskraftigen Bebauungsplanes P 3/1 -Raiffeisenstralie
/ Nord- im Hinblick auf die folgenden Punkte ab:

- Der gesamte Anbau liegt auf3erhalb der Gberbaubaren Flache.

- Das Gebéaude wird zu einem vollen Zweigeschosser, bei maximal zulassiger I-

Geschossigkeit.

Die Voraussetzungen fir die Anwendung einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB liegen
nicht vor. Der Bauantrag wurde vom Antragsteller in Aussicht auf Versagung zuriickgezogen.

Daraufhin hat der Antragsteller am 30. April 2014 durch Ratseingabe einen Antrag auf
vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes P 3/1 -RaiffeisenstraRe / Nord- gestellt um
eine Anderung des Planungsrechtes in Anpassung an sein geplantes Vorhaben
herbeizufiihren. Der Rat der Stadt Emmerich am Rhein hat diesen Antrag in seiner Sitzung
am 13.05.2014 an den Ausschuss fur Stadtentwicklung verwiesen.

Es wurde beantragt, den Bebauungsplan fur das Antragsgrundsttick hinsichtlich folgender
Punkte zu verandern:

1. Erweiterung der Uberbaubaren Flache durch Verschiebung der vorderen Baugrenze
um 5 m zur Raiffeisenstral3e
2. Erweiterung der Anzahl der zuldssigen Vollgeschosse auf 2 Vollgeschosse.

In seiner Sitzung am 26.08.2014 hat sich der Ausschuss fur Stadtentwicklung mit diesem
Antrag beschéftigt. Abweichend von der Empfehlung der Stadtverwaltung den Antrag
abzulehnen, hat der Ausschuss folgenden Beschluss gefasst:

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung beschlieRt dem Antrag auf vereinfachte Anderung des
Bebauungsplanes P 3/1 -Raiffeisenstrafle / Nord- dahingehend zu folgen, dass die
Uberbaubare Flache durch Verschiebung der vorderen Baugrenze im Bereich
Raiffeisenstrafl3e 43 auf die Hoéhe der Baugrenze im Bereich Raiffeisenstral3e 45 erweitert
wird. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, fir die kommende Sitzung des Ausschusses flr
Stadtentwicklung eine Vorlage zur Einleitung eines vereinfachten Anderungsverfahrens zu
erarbeiten.

Die Erweiterung der Anzahl der zulassigen Vollgeschosse auf 2 Vollgeschosse wird nicht
verfolgt.

Die Verschiebung der vorderen Baugrenze in einem Teilbereich des Grundstiickes
Raiffeisenstral3e 43 zu der Hohe der Baugrenze im Bereich Raiffeisenstral3e 45 ergibt eine
Verschiebung von ca. 5,5 m in siddstlicher Richtung. Die Festsetzung einer
Grundflachenzahl von 0,4 bleibt bestehen.

Sofern eine Bauleitplanung durch einen privaten Antrag ausgeldst wird, muss sich der
Antragsteller nach Ratsbeschluss vom 12.12.2006 dazu verpflichten, die der Gemeinde
entstandenen Personal- und Sachkosten zu erstatten. Ausgenommen davon sind die Kosten
fur Aufgaben, die die Gemeinde nicht durch Dritte erledigen lassen darf. In diesem Fall
wurde sich darauf geeinigt, dass der Antragsteller ein externes Biro zur Erstellung der
erforderlichen Unterlagen fur das Bebauungsplandnderungsverfahren beauftragt. Der
stadtebauliche Vertrag, in dem sich der Antragsteller dazu bereit erklart, die Kosten der
Planung zu Ubernehmen, liegt bereits unterschrieben vor.
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Das Anderungsverfahren wird als vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB durchgefiihrt.
Die Grundzuge der Planung werden nicht bertihrt. Bei einem vereinfachten Verfahren nach 8§
13 BauGB kann von der frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs. 1 und § 4
Abs. 1 abgesehen werden. In einem vereinfachten Verfahren wird von der Umweltpriifung
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2,
welche Art umweltbezogener Informationen verfigbar sind, sowie von der zusammen-
fassenden Erklarung nach 8§ 6 Abs. 5 Satz 3 und 8§ 10 Abs. 4 abgesehen; § 4 c ist nicht
anzuwenden.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist im vorliegenden Fall entbehrlich, da die
Eingriffe nach § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zulassig gelten. Dies ist hier der Fall, da das Grundstiick bereits als allgemeines Wohngebiet
mit einer Uberbaubaren Flache festgesetzt war und die zuldssige GRZ von 0,4 bestehen
bleibt. Der maximal zulassige Versiegelungsgrad bleibt auch nach Vergrol3erung der
tberbaubaren Grundsticksflache gleich.

Zu 2)

Die Beteiligung der Offentlichkeit soll gemafR § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB in Form einer
offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgefiihrt werden. So hat jeder Burger die
Maglichkeit innerhalb der Monatsfrist der Offenlage Einsicht in die Planunterlagen zu
nehmen und gegebenenfalls eine Stellungnahme abzugeben.

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange soll nach § 4 Abs. 2
BauGB durchgefuihrt werden, sodass diesen ein angemessener Zeitraum zur Abgabe einer
Stellungnahme gewahrt wird.

Die Grundstuckeigentimer der benachbarten Flachen werden durch personliche
Anschreiben auf die Beteiligungsmoglichkeiten hingewiesen.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Der Antragsteller hat ein Planungsbro fir die Erstellung der erforderlichen Unterlagen fur
das Bebauungsplananderungsverfahren beauftragt.

Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.2.

Johannes Diks
Birgermeister

Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0123 Uebersichtsplan
Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0123 Bplan-Auszug
Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0123 Bplan-Entwurf
Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0123 Entwurfsbegriindung
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Anl 1 orlage Nr. 05-16 0123/2014
8. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes P 3/1 —Raiffeisenstralie / Nord-
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ge Nr. 05-16 0123/2014
derung des Bebauungsplanes P 3/1 —Raiffeisenstralte / Nord-
Auszug aus dem Bebauungsplan P 3/1 —Raiffeisenstraf3e / Nord—




Anlage 3 zu Vorlage Nr. 05-16 0123/2014
8. vereinfachte Anderung des Bebauungsplanes P 3/1 —Raiffeisenstral’e / Nord-
Bebauungsplananderungsentwurf

1052

W -
%ﬂwmmﬁ—- Grndtichanzabl vin | o
4 A /
Zahl der Vol ll‘ll‘lllx—. W | L]
Bauwsies 1@ Traskése % o | &
Y =B || .
Dachom_—|— 4 '—I.F';"}"“ -
1055
('DP 1130
2 ; [y
1118
<
1118
pa2 %
1053
L
1076

i

Planungsrechtliche Festsetzungen
{nach BauGB und BauNVO)

Art der baulichen Mutrung

Allgemeines Wohngeblet 15 Abs. 1 br. 1 Bauas)

rileh Bbarbauban Srusdetdeksiibchs
i iad §

Mailt der baulichen Mutzung (59 Ats. 1 Nr. 1 BauGE, § 16 Baub/O)

0.4 Grunmachenzanl als Hchsimall
ns Geschossiachenzahl ais. HoChshmal
| Zahl der ollgeschosse oy Hichsimail

Bauweise, iberbaubare Grndsticksflichen §o.am. 16 2 BaeE, §§ 22 und 23 Bauvo)

------- Baligrenze
o Ciffene Bawwelse
é Mur Elnzel- und Doppelhduses zulssly

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung des raumiicnen Gelungsbereichs
1§ 9 Abs. T BauGE)

Darstellungen  inicht Bestandisil der Festsetzungen)




Anlage 4 zu Vorlage Nr. 05-16 0123/2014
8. vereigfachtgeinderung des Bebauungsplanes P 3/1 Raiffeisenstralie / Nord-
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

1 Erforderlichkeit der Planung / Planungsabsichten

Die Stadt Emmerich am Rhein plant fir den Bereich des bebauten Grundstiickes RaiffeisenstralBe 43
die 8. Anderung des Bebauungsplans P 3/1 ,RaiffeisenstraRe/Nord* im vereinfachten Verfahren gem.
§ 13 BauGB.

Der rechtskraftige Bebauungsplan P 3/1 enthalt fir das betreffende Grundstick zwar eine tberbaubare
Grundstucksflache. Innerhalb dieser Iasst sich aber das Anbauvorhaben des Eigentimers nicht reali-
sieren. Die bestehende Baugrenze verlauft 10 m parallel zur Raiffeisenstrae. Der Anbau an das
Wohnhaus soll etwa 5 m in Richtung StraRe einnehmen. Deshalb wird im Zuge der vorliegenden Ande-
rungsplanung die Uberbaubare Grundsticksflache geandert.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll die zukiinftige bauliche Entwicklung der Flache so ge-
lenkt werden, dass eine stadtebaulich und gestalterisch harmonische Fortentwicklung der bestehenden
Bebauungsstruktur gewahrleistet wird.

Die Grundziige der Planung werden durch die vorliegende Anderung nicht beriihrt. Aus diesem Grund
wird das vereinfachte Verfahren gem. § 13 BauGB angewandt. Die in Absatz 1 genannten Vorausset-
zungen (kein UVP- pflichtiges Vorhaben, keine Beeintrachtigung von Gebieten von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder Vogelschutzgebieten) werden durch die vorgesehene Anderung erfilllt.

Das Plangebiet stellt einen Teilbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans P 3/1 dar. Mit der Rechts-
kraft der Anderungsplanung verlieren die bisherigen Festsetzungen dieser Teilflache des bestehenden
Bebauungsplans ihre Gultigkeit. Auf der Planurkunde des Bebauungsplans wird ein entsprechender
Vermerk platziert, der fiir die betreffende Teilflache auf den Anderungsbebauungsplan verweist.

Anderungen von Bebauungsplanen, die im vereinfachten Verfahren durchgefiihrt werden, sind gemaR
§ 13 Abs. 3 BauGB von der Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB und
zur Anfertigung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB ausgenommen.
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

2 Raumlicher Geltungshbereich

Der Geltungsbereich der Anderungsplanung umfasst einen Teilbereich des rechtskraftigen Bebau-
ungsplans P 3/1 im Bereich des Grundstlicks RaiffeisenstralBe 43, Gemarkung Praest, Flur 3, Flur-
stiick 1.054. Das Flurstiick und damit der Anderungsbereich ist 1.761 m? groR.

Der Bebauungsplan setzt die Grenzen seines raumlichen Geltungsbereichs entsprechend der Plan-
zeichnung eindeutig fest.

Abbildung: Lage des Plangebiets
A ] |

Bahnenmahi
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

3 Gegenwartiger Zustand

Die Planflache liegt in Praest, rund 200 m nordlich der Bahntrasse. Es handelt sich um ein bebautes
Grundstuck mit einem Wohnhaus und einer groBziigigen Gartenflache. Der fur den Anbau in Richtung
StralRe vorgesehene Bereich wird als Vorgarten genutzt.

Die nahere Umgebung ist durch lockere Einfamilienhausbebauung gepragt.

4 Planungsvorgaben

Regionalplan / Flachennutzungsplan

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Disseldorf ist das Plangebiet dem Allgemeinen Feiraum und
Agrarbereich zugeordnet. Die Planung dient der Eigenentwicklung des Ortsteils Praest und umfasst
nur einen geringen Umfang. Sie steht insofern den Zielen der Raumordnung und Landesplanung nicht
entgegen.

Im Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein ist der Geltungsbereich als Wohnbauflache
dargestellt. Eine Anderung des FNP ist nicht erforderlich.

Insofern kann durch das gewahlte Planverfahren dem Entwicklungsgebot des Baugesetzbuchs ent-
sprochen werden.

Landschaftsplan
Das Plangebiet befindet sich im Innenbereich und damit nicht im Geltungsbereich eines Landschafts-

plans.

Schutzgebiete oder geschiitzte Objekte im Sinne des nationalen Naturschutzrechts existieren im
Plangebiet nicht.

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europaische Vogelschutzgebiete liegen im Plange-
biet oder seinem Umfeld ebenso wenig vor wie ein Lebensraumtyp nach der Fauna-Flora-
Habitatrichtlinie (FFH-Richtlinie).

5 Ziele des Bebauungsplans

Ziel der Anderungsplanung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Realisie-
rung eines auf dem Grundstiick beantragten Bauvorhabens durch Anderung der (iberbaubaren
Grundstucksflache.
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

6 Planungsrechtliche Festsetzungen

6.1 Art der baulichen Nutzung

Die bereits giiltige Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet bleibt durch die vorliegende Anderungs-
planung unberihrt.

6.2 MaR der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan durch die Grundflachenzahl
(GRZ), die Geschossflachenzahl (GFZ) und die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Alle genannten
Festsetzungen (GRZ 0,4, GFZ 0,5, 1 Vollgeschoss) bleiben durch die vorliegende Anderungsplanung
unberthrt.

6.3 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die (iberbaubare Grundstiicksflache wird durch eine Baugrenze festgesetzt. Im Zuge der Anderungs-
planung wird die vordere Baugrenze im Bereich des Grundsticks Raiffeisenstrae 43 auf die Hohe
der Baugrenze des Grundstiicks Raiffeisenstrale 45 erweitert.

7 ErschlieBung

Die ErschlieRung des Grundstiicks erfolgt von Westen iiber die Raiffeisenstrae. Innerhalb des Ande-
rungsbereichs befindet sich keine ErschlieRungsstralle. Signifikante Auswirkungen auf die zu erwar-
tende Verkehrsbelastung hat die Anderungsplanung nicht, da sie sich auf lediglich auf die Ermégli-
chung eines Anbaus auf einem bestehenden Baugrundstlck bezieht.

8 Ver-und Entsorgung

Die technische Ver- und Entsorgung ist vorhanden. Anderungen ergeben sich durch die leicht vergro-
Rerte Baugrenze nicht.

Entwasserung

Nach § 51a Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind im Rahmen der Dachentwasserung samtliche
anfallenden Abwasser sowie nicht schadlich verunreinigte Abwasser der versiegelten Flachen (Zufahr-
ten, Stellplatze etc.) bei Grundstucken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals bebaut, befestigt oder
an die offentliche Kanalisation angeschlossen werden, auf dem eigenen Baugrundstick nach den
anerkannten Regeln der Technik zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewasser einzulei-
ten.

Diese Regelung greift im vorliegenden Fall nicht, da das Grundstick zum genannten Stichtag bereits
bebaut war.

Das anfallende Niederschlagswasser wird wie das anfallende hausliche Schmutzwasser der 6rtlichen
Kanalisation zugefiihrt. Einzelheiten zur Entwasserung werden im Rahmen der nachfolgenden Ge-
nehmigungsplanung festgelegt.
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Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

9 Belange von Natur und Landschaft

Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungsplénen sind die Belange des Umweltschutzes sowie
die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu bertcksichtigen (§ 1 Abs. 5 Nr. 7 BauGB). Die
Abwagung dieses allgemeinen Planungsleitsatzes wird durch die Regelung des § 1 a BauGB konkreti-
siert.

Wie bereits beschrieben, entfallt im vereinfachten Verfahren die Pflicht zur Durchfuhrung einer Um-
weltprifung und zur Verfassung eines Umweltberichts.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist im vorliegenden Fall entbehrlich, weil die bewirkten
Eingriffe im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zulassig gelten. Dies ist hier der Fall, da das Grundstiick schon als WA mit einer Uberbaubaren
Grundstticksflache festgesetzt war und die zulassige GRZ von 0,4 gltig bleibt. Deshalb bleibt der
maximal zulassige Versiegelungsgrad im Anderungsbereich auch nach einer VergroRerung der tiber-
baubaren Grundstiicksflache gleich.

10 Artenschutz

Die planungsrelevanten Arten fiir das Messtischblatt 41043 (Isselburg) finden im Anderungsbereich
keinen adaquaten Lebensraum. Ursache dafir sind die Habitatstruktur des Plangebietes, seine Klein-
raumigkeit, sowie seine Lage direkt an einem Bestandsgebaude inmitten des Praester Siedlungskor-
pers.

Eine detaillierte Untersuchung der betroffenen Flache im Hinblick auf das Vorkommen planungsrele-
vanter Arten ist nicht erforderlich.

11 Immissionsschutz

Larm
In der ErschlieBungs- und Bauphase muss mit voriibergehenden Belédstigungen durch Bau- und Ver-
kehrslarm gerechnet werden.

Das Plangebiet befindet sich im besiedelten Innenbereich des Ortsteils Praest. Die zusatzliche An-
baumdglichkeit fligt sich somit auch aus Immissionsschutzsicht in die Umgebung ein. Eine Uberschrei-
tung der relevanten Orientierungswerte der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau® bzw. eine Beein-
trachtigung der Wohnruhe durch den Verkehrslarm ist nicht zu erwarten. Auf der anderen Seite ist
eine erhebliche Larmbelastigung der umgebenden Wohngebiete durch den zusatzlich entstehenden
Verkehr aus dem Plangebiet auszuschliel3en.

Relevante Gewerbelarmquellen befinden sich in der naheren Umgebung nicht. Auch unzumutbare
Beeintrachtigungen aus Sport- oder Freizeitlarm ist in der direkten Umgebung auszuschlieRen.

Die Festsetzung von aktiven oder passiven SchallschutzmaBnahmen ist nicht erforderlich.

Insgesamt ist aufgrund der Lage und GroRe des Plangebiets sowie der zulassigen Nutzung davon
auszugehen, dass der Realisierung der Bebauungsplananderung keine schallschutzfachlichen Belan-
ge entgegenstehen.

StadtUmBau 5



Stadt Emmerich am Rhein Bebauungsplan P 3/1 - 8. vereinfachte Anderung

12 Denkmal- und Bodendenkmalpflege

Belange des Denkmalschutzes sind nicht betroffen. Auch Uber das Vorhandensein von Bodendenk-
malern ist nichts bekannt.

Mit der Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den Bebauungsplan werden die Eigentimer auf
die Anzeigepflicht nach §§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW im Falle des Auffindens von Bo-
dendenkmalsubstanz hingewiesen.

13 Altlasten und Altablagerungen

Belastete Bereiche (Altlasten) und mdglicherweise belastete Bereiche (Verdachtsflachen) sind im
Bebauungsplangebiet nicht bekannt.

Der Stadtbereich von Emmerich am Rhein war Kampfgebiet des Zweiten Weltkrieges.

Einlagerungen von Kampfmitteln im Boden kénnen nicht grundsatzlich ausgeschlossen werden. Die
Bauherren werden durch Hinweis im Bebauungsplan (ber diese Umstande sowie Uber Verhaltens-
mafregeln bei Auffinden von Kampfmitteln oder bei der Durchfiihrung von Erdarbeiten mit erheblichen
mechanischen Belastungen informiert.

14 Bodenordnende MaRnahmen

Bodenordnende MaRnahmen sind im Rahmen der Anderung des Bebauungsplans nicht erforderlich.

15 Kosten

Herstellungskosten flr die Errichtung baulicher Anlagen fallen flir die Stadt Emmerich am Rhein nicht
an. Samtliche anfallenden Planungs-, ErschlieBungs- und Baukosten werden vom Bauherrn iber-
nommen.

Erarbeitet:

Ingenieurgesellschaft mbH
Stadtentwicklung - Umweltplanung - Bauwesen
Architektur - Stédtebau - Landschaftsplanung

September 2014
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STADT EMMERICH AM RHEIN T
DER BURGERMEISTER ﬁm"‘ ‘

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0124/2014 15.09.2014

Betreff

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 - Budberger Stralie - (Teil 2);
hier: 1) Aufstellungsbeschluss )
2) Beschluss zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag
Zu 1)

Der fur die Bauleitplanung zusténdige Ausschuss fir Stadtentwicklung des Rates der Stadt
Emmerich am Rhein fasst gemaR § 2 Abs. 1 BauGB den Beschluss zur Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. N 8/2 — Budberger Straf3e — (Teil 2).

Der Planbereich befindet sich dstlich des rechtsgiltigen Bebauungsplangebietes Nr. N 8/2 —
Budberger StralRe — (Teil 1). Nach Stiden wird das Plangebiet begrenzt durch die Duirlinger
Stral3e, nach Westen durch die Stral3e Baustedter Kamp. Die 6stliche Grenze verlauft in ca.
460 m Abstand zum Baustedter Kamp, die nordliche Grenze bildet eine in ca. 125 m Abstand
ndrdlich des Ravensackerweges verlaufende Parallele.

Das Verfahrensgebiet ist in der beigefligten Karte durch eine gestrichelte Linie dargestellt
und abgegrenzt.

Zu 2)

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beauftragt die Verwaltung, fir den in der Anlage
gekennzeichneten Verfahrensbereich eine Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1
BauGB entsprechend Punkt 3.2 (besondere Birgerbeteiligung) der stadtischen Richtlinien
zur Burgerbeteiligung durchzufihren sowie die Behdrden gemal § 4 Abs. 1 BauGB zu
beteiligen.
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Sachdarstellung :

Zu 1)

1. Planungsanlass

GemaR der 53. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein ist im
Ortsteil Klein-Netterden die Entwicklung von ca. 50 ha gewerblicher Bauflachen im
Anschluss an das bestehende Gewerbegebiet Ost Il vorgesehen. Fir etwa die Halfte dieser
Flache (westlicher Teil) wurde der Bebauungsplan Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — (Teil 1)
aufgestellt.

Nach VerauBerung des tUberwiegenden Teils der Flachen an einen GroRinvestor besteht die
Nachfrage nach Erweiterungsflachen tber den 1. Bebauungsplanbereich hinaus in Richtung
Osten. Um eine geordnete stadtebauliche Entwicklung gemaf den Darstellungen der im Jahr
2008 vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschlossenen Rahmenplanung und der 53.
Anderung des Flachennutzungsplanes zu ermdglichen, soll das Planungsrecht tber die
Aufstellung eines weiteren Bebauungsplans im Anschluss an den 1. Teil geschaffen werden.

Zu diesem Zweck wurde in den vergangenen Jahren bereits ein Bauleitplanverfahren bis
zum Stand der Offenlage gemalR § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) durchgefiihrt, aufgrund
eigentumsrechtlicher Restriktionen aber nicht abgeschlossen. Seit 2008 wurde die Planung
nicht weiterverfolgt. Da sich zwischenzeitlich das Planungsrecht mehrfach geéndert hat und
insbesondere die Regelungen zum Arten- und Klimaschutz zu beriicksichtigen sind, besteht
das Erfordernis, das Bauleitplanverfahren nochmals neu durchzufihren.

2. Planungsziel und Planinhalte

Bei dem Plangebiet des B-Planes Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — (Teil 2) handelt es sich um
bislang vollstéandig landwirtschaftlich genutzte Flachen mit einer Gesamtgré3e von ca. 22,9
ha. Das Plangebiet schlief3t in Hohe der StralRe Baustedter Kamp an den bestehenden
Bebauungsplan an und dehnt sich ca. 460 m nach Osten entlang des Ravensackerweges
aus.

Durch den Bebauungsplan wird die Méglichkeit erdffnet, Erweiterungsflachen fir einen
bestehenden Investor zu schaffen und die dringende Nachfrage nach weiteren
Gewerbegrundstiicken im Stadtgebiet von Emmerich am Rhein zu decken.

Ziele und Zwecke der Aufstellung des Bebauungsplanes sind:

— Realisierung gewerblicher Nutzungen auf ehemals landwirtschaftlichen Flachen am
Ortsrand von Emmerich am Rhein,

— Einordnung des kiinftigen Gewerbegebietes in die vorhandene Umgebung,

— Berucksichtigung des 8§ 51a Landeswassergesetz (LWG) zur
Niederschlagswasserbeseitigung,

— Berucksichtigung der Belange von Artenschutz sowie Natur und Landschatft,
— Berucksichtigung der Belange des Klimaschutzes,

— Berucksichtigung der Belange des Immissionsschutzes und

— Berlcksichtigung der Belange der Bodendenkmalpflege.
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Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes beriicksichtigen,
dass zum Zeitpunkt des Bauleitplanverfahrens nicht alle Flurstiicke eigentumsrechtlich
verfuigbar sind. Insbesondere die Verkehrsflachen wurden so festgesetzt, dass die
ErschlieBung des Gebietes entsprechend der tatsachlichen Verfligbarkeit der Flachen
gewabhrleistet ist.

3. Ortsrandeingrinung

In dem der Vorlage beigefligten Beiplan mit Darstellung des 1. Entwicklungsabschnittes ist
das derzeit geplante Ansiedlungsvorhaben dargestellt.

Aus dem Plan ist ersichtlich, dass die von der Ortsrandeingriinung tangierten Flurstiicke zum
Zeitpunkt des Bauleitplanverfahrens eigentumsrechtlich nicht vollstandig zur Verfigung
stehen, so dass in Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehorde festgelegt wurde, den
mit der Ortsrandeingriinung verbundenen visuellen Aspekt der Trennung zum Siedlungsrand
Uber eine Baumreihe zu gewahrleisten, die entlang der nérdlichen Seite des
Ravensackerweges im StraRenrandbereich auf den stadtischen Flachen gepflanzt wird.
Sofern zu einem spéateren Zeitpunkt die Flachen fir die Ortsrandeingrinung zur Verfugung
stehen, ist diese entsprechend herzustellen. Die fiir den Zwischenzeitraum fehlenden
Okologischen Werteinheiten der nicht vollsténdig realisierten Ortsrandeingriinung sind tber
anderweitige externe AusgleichsmalRnahmen zu kompensieren.

Die genaue Regelung der Ausgleichs- und ErsatzmalBhahmen erfolgt im Rahmen eines
Stadtebaulichen Vertrages zum Bebauungsplan. Der Stadtebauliche Vertrag ist vor dem
Satzungsbeschluss zu schlief3en.

Zu 2)

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung gegeniber den Eigentimern bzw. der
Offentlichkeit sind von wesentlicher Bedeutung. Daher findet die Durchfiihrung der
frihzeitigen Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer offentlichen
Burgerunterrichtung im Sinne des Punktes 3.2 der stadtischen Richtlinien zur
Burgerbeteiligung im Bauleitplanverfahren (besondere Birgerbeteiligung) mit Erorterung der
Planungsabsichten statt.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die MalRnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 2.1.

Johannes Diks
BlUrgermeister
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Anlage/n:

Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0124 Ubersichtsplan

Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0124 B-Plan N 8-2

Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0124 Legende B-Plan N 8-2
Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0124 Beiplan B-Plan N 8-2
Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0124 Textl Festsetz B-Plan N 8-2
Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0124 Begrindung B-Plan N 8-2
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Zeichenerklarung

Bestandsdarstellungen

Gebaude

Flurstiicksgrenze

286 Flurstlicksnummer
_——— Flurgrenze
69 Baum, vorhanden
———— 10 kV-Leitung, oberirdisch
Zaun
— Mauer
15.94 Bestandshéhe

Festsetzungen gemaR § 9 BauGB
1 Art der baulichen Nutzung

G E Gewerbegebiet

2 MaR der baulichen Nutzung

BMZ 10,0 Baumassenzahl

0,8 GRZ=Grundflachenzahl

3 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenzen
4 Verkehrsflachen
StralBenverkehrsflache
F Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung: FulR-/Radweg

StralRenbegrenzungslinie

5 Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und Abwasser-
beseitigung sowie fiir Ablagerungen

Flache fiir die Abwasserbeseitigung

@ Retentionsbecken / Retentionsgraben

6 Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft

L L Umgrenzung von Flachen fir MaBnahmen zum Schutz,
0 H zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
TTTT Landschaft; hier: Ortsrandeingriinung (6ffentlich)

@ Anpflanzen von Baumen

7 Sonstige Planzeichen

Grenze des radumlichen Geltungsbereiches

des Bebauungsplanes
[T~ T T ] gsp

e Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
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1.2

2.1

2.2

2.3

gﬁalpgsplan N 8/2 — Budberger Stralde (Teil 2)

Textliche Festsetzungen

Art und Mal3 der baulichen Nutzung

Gemal § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass in den Gewerbegebieten (GE) die Nutzun-
gen unzulassig sind, deren Hauptnutzungszweck wassergefahrdender Art ist.

Gemall 8 1 Abs. 5i. V. m. Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass in den Gewerbegebieten
(GE) die nach 8§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulassige Nutzungsart ‘Gewerbebetriebe al-
ler Art’ nicht zulassig ist, wenn es sich um

a) Einzelhandelsbetriebe
b) Handelsbetriebe, die im Hinblick auf den Verkauf an letzte Verbraucher mit Einzelhandels-
betrieben vergleichbar sind,

handelt.

Gemal 8§ 31 Abs. 1 BauGB sind Ausnahmen von der textlichen Festsetzung zul&ssig, wenn

a) von den Betrieben keine negativen Auswirkungen auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf
den Verkehr, auf die Versorgung der Bevdlkerung im Einzugsbereich der betreffenden Be-
triebe, auf die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche in der Stadt, auf das Orts- und
Landschaftsbild und auf den Naturhaushalt ausgehen und

b) es sich um Betriebe handelt, die aufgrund ihres Sortiments eine flachenextensive Verkaufs-
und Lagerflache bendétigen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Gemal 8§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 51a Abs. 1 LWG wird festgesetzt, dass im Nutzungsgebiet
GEL1 das Niederschlagswasser von Dachflachen sowie befestigten Grundstiicksflachen auf
den Grundsticken gemal? MURL-Runderlass vom 18.05.1998 (MBI. NRW, S. 654) zu versi-
ckern ist.

Gemal 8§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 51a Abs. 1 LWG wird festgesetzt, dass in den Nutzungs-
gebieten GE2 und GE3 das Niederschlagswasser von Dachflachen entweder auf den Grund-
stucken gemal MURL-Runderlass vom 18.05.1998 (MBI. NRW, S. 654) selbst versickert wird,
wenn hierfur die entsprechenden Voraussetzungen Uber Bodenaustausch und Gelédndeanh6-
hung geschaffen werden, oder Uber ein Grabensystem ortsnah in die umliegenden Gewasser
eingeleitet wird.

Gemal 8§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 51a Abs. 1 LWG wird festgesetzt, dass in den Nutzungs-
gebieten GE2 und GE3 das Niederschlagswasser von befestigten Grundstiicks- und StralRen-
flachen gemall den Anforderungen an die Niederschlagsentwasserung im Trennverfahren
(Trennerlass vom 26.05.2004 — V-9 031 001 2104) vorzubehandeln und tber ein Grabensys-
tem ortsnah in die umliegenden Gewasser einzuleiten ist. Alternativ ist eine Versickerung in
den Untergrund mit vorgeschalteter Vorbehandlung zulassig, wenn hierfir die entsprechenden
Voraussetzungen Uber Bodenaustausch und Gelandeanhdéhung geschaffen werden.



3.1

4.1

5.1

6.1

7.1

Bepflanzungen

Gemal § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wird festgesetzt, dass an der ndrdlichen Plangebietsgrenze
eine Ortsrandeingriinung gemal der Gehdlzliste anzulegen und dauerhaft zu erhalten ist.

Artenschutz

Gemal 8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wird festgesetzt, dass die Ortsrandeingriinung an der nérdli-
chen Plangebietsgrenze hinsichtlich der artenschutzrechtlich relevanten Art ,Steinkauz® so
auszugestalten ist, dass sie der Erhaltung der Art dient.

Hohenfestsetzungen

Gemal 8§ 9 Abs. 3 BauGB wird die zuldssige Hohe baulicher Anlagen auf maximal 30,00 m
Uber NN festgesetzt. Die festgesetzte Hohe kann durch untergeordnete Bauteile geringfigig
Uberschritten werden.

Immissionsschutz

Gemal § 1 Abs. 4 BauNVO sind in den Gewerbegebieten GE41 bis GE3 nur Anlagen und Be-
triebe zulassig, deren Gerdusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskon-
tingente Lgx weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) tberschreiten.

Bezeichnung Emissionskontingent
Tag Nacht
LEK in (dBA) LEK in (dBA)
Teilflache GE1 66 51
Teilflache GE2 65 50
Teilflache GE3 63 48

Die Prifung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.

Bodendenkmalpflege

Gemal 8§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird festgesetzt, dass die im Nutzungsgebiet GE1 zeichne-
risch und textlich festgesetzten Nutzungen solange unzulassig sind, bis die Belange der Bo-
dendenkmalpflege im Plangebiet abschlieRend bertcksichtigt sind und eine Unbedenklich-
keitserklarung fur die angestrebte Nutzung durch das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpfle-
ge ausgestellt wird.
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Planungsanlass

GemaR der 53. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Emmerich am Rhein
sind im Ortsteil Klein-Netterden insgesamt ca. 50 ha gewerbliche Bauflachen im An-
schluss an das bestehende Gewerbegebiet Ost 11l vorgesehen. Fiur etwa die Halfte die-
ser Flache wurde der Bebauungsplan Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — (Teil 1) aufgestellt.

Nach Veraul3erung eines Grof3teils der Flachen an einen Grof3investor besteht die Nach-
frage nach Erweiterungsflachen tber den 1. Bebauungsplanbereich hinaus in Richtung
Osten. Um eine geordnete stadtebauliche Entwicklung geméan den Darstellungen der im
Jahr 2008 vom Rat der Stadt Emmerich am Rhein beschlossenen Rahmenplanung und
der 53. Anderung des Flachennutzungsplanes zu ermdéglichen, soll das Planungsrecht
Uber einen weiteren Bebauungsplan im Anschluss an den 1. Teil geschaffen werden.

Zu diesem Zweck wurde in den vergangenen Jahren bereits ein Bauleitplanverfahren bis
zum Stand der Offenlage gemaR § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches durchgefiihrt, auf-
grund eigentumsrechtlicher Restriktionen aber nicht abgeschlossen. Seit 2008 wurde die
Planung nicht weiter verfolgt. Da sich zwischenzeitlich das Planungsrecht mehrfach ge-
andert hat und insbesondere die Regelungen zum Arten- und Klimaschutz zu berick-
sichtigen sind, besteht das Erfordernis, das Bauleitplanverfahren nochmals neu durchzu-
fuhren.

Beim Projektgebiet handelt es sich um bislang vollstandig landwirtschaftlich genutzte
Flachen mit einer GesamtgrofRe von ca. 22,9 ha. Das Plangebiet schliel3t in Hohe der
StralRe Baustedter Kamp an den bestehenden Bebauungsplan an und dehnt sich ca.
460 m nach Osten entlang des Ravensackerweges aus.

Durch den Bebauungsplan wird die Moglichkeit erdffnet, Erweiterungsflachen fir einen
bestehenden Investor zu schaffen und die dringende Nachfrage nach weiteren Gewer-
begrundstiicken im Stadtgebiet von Emmerich am Rhein zu decken.

Ziele und Zwecke der Aufstellung des Bebauungsplanes sind:

- Schaffung von gewerblicher Nutzung auf ehemals landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen am Ortsrand von Emmerich am Rhein,

- Einordnung des kinftigen Gewerbegebietes in die vorhandene Umgebung,

- Berucksichtigung des 8§ 51a LWG zur Niederschlagswasserbeseitigung,

- Berucksichtigung der Belange von Natur und Landschaft,

- Berucksichtigung der Belange des Immissionsschutzes.

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes bertcksichti-
gen, dass zum Zeitpunkt des Bauleitplanverfahrens nicht alle Flurstiicke eigentumsrecht-
lich verfugbar sind. Insbesondere die Verkehrsflachen wurden so festgesetzt, dass die
ErschlieBung des Gebietes entsprechend der tatsé&chlichen Verfligbarkeit der Flachen
gewabhrleistet ist.
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4.2

Lage im Gemeindegebiet

Der Planbereich befindet sich dstlich des rechtsgultigen Bebaungsplangebietes Nr. N 8/2
— Budberger Straf3e — (Teil 1). Nach Studen wird das Plangebiet begrenzt durch das vor-
handene Gewerbegebiet Ost Il (Duirlinger Strafl3e), nach Westen durch die Stral3e
Baustedter Kamp. Die Ostliche Grenze verlauft in ca. 460 m Abstand zu dieser Stral3e,
die nordliche Grenze bildet eine in etwa 125 m Abstand nérdlich des Ravensackerweges
verlaufende Parallele.

Uberplant werden die Flurstiicke 13 (teilweise), 14 (teilweise), 15 (teilweise), 53, 54, 58,
302 (teilweise), 264 (teilweise), 289 (teilweise), 123, 124 (teilweise), 137 (teilweise), 176
(teilweise), 220, 221, 223, 224, 225 (teilweise) und 226 (teilweise) in der Flur 8 der Ge-
markung Klein-Netterden.

Die Entfernung zum Stadtzentrum von Emmerich am Rhein betragt ca. 4.500 m, die
BundesstralRe B 8 verlauft in etwa 2.800 m Entfernung, der Anschluss zur Autobahn A 3
ist in 5 Minuten Fahrzeit erreichbar.

Ubergeordnete Planungen

Der Regionalplan der Bezirksregierung Dusseldorf stellt das Plangebiet als Bereich fur
gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dar.

Im gultigen Flachennutzungsplan der Stadt Emmerich am Rhein ist der Planbereich als
gewerbliche Bauflache mit Ortsrandeingriinung als Ubergang zur freien Landschaft dar-
gestellt. Der Bebauungsplan kann aus dem Flachennutzungsplan entwickelt werden.

Planinhalte

Bebauung

Als Art der baulichen Nutzung ist ein Gewerbegebiet (GE) vorgesehen. Um fur die kinf-
tigen Gewerbebetriebe eine hohe Flexibilitat bei der Ausnutzung der zur Verfigung ste-
henden Grundsticksflachen zu erzielen, wird die Grundflachenzahl (GRZ) einheitlich auf
0,8 festgesetzt.

Aus dem gleichen Grund wird die Baumassenzahl (BMZ) auf 10,0 festgesetzt. Um eine
unerwinschte Hohenentwicklung im Gebiet zu verhindern wird flankierend eine maxima-
le Gebaudehohe von 30,00 m uber NN festgesetzt. Dies entspricht unter Berucksichti-
gung der derzeitigen Urgelandehdhen einer moglichen Hohe baulicher Anlagen von ca.
15,0 m. Die Hohenabwicklung der kiinftigen Gewerbehallen orientiert sich damit an dem
Mal3 der umgebenden Nutzung im Gewerbegebiet Ost IlI.

Verkehr / Erschliel3ung
Das Plangebiet wird von der Weseler Stral3e (K 16) Uber die neue Trasse der Budberger

StralRe im Plangebiet Nr. N 8/2 — Teil 1 erschlossen. Diese Trasse wird nach Osten Uber
den Ravensackerweg verlangert. Der Ravensackerweg ist in seiner Lage geringfligig zu
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43.1

4.3.2

verschieben und wird entsprechend der verkehrlichen Bedeutung ausgebaut. Die Fih-
rung der PlanstraRe beriicksichtigt die derzeitigen Eigentumsstrukturen und ermdéglicht
die Beibehaltung der bestehenden Wegefiihrung bis zum Zeitpunkt der Verfligbarkeit der
Flachen.

Der Ausbauguerschnitt des neuen Ravensackerweges betragt insgesamt 15,00 m und
beinhaltet neben der Kernfahrbahn mit einer Breite von 6,50 m einen Parkstreifen, beid-
seitige Gehwege und einen seitlichen Streifen fur die Anlage von Bodenfiltern fur die
Strallenentwasserung. Aufgrund der vorgesehenen Nutzungskonzeption ist eine weitere
verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes nicht vorgesehen.

Die bestehende verkehrliche Anbindung Uber den Ravensackerweg nach Osten zur Net-
terdenschen StrafRe (L 90) ist fur die entstehenden Verkehre nicht ausgelegt. Da der
Ravensackerweg in diesem Bereich zunachst nicht ausgebaut werden kann, ist es vor-
gesehen, Uber ordnungsrechtliche MalRnahmen ein Befahren mit Schwerlastverkehr zu
verhindern. Mittelfristig ist es sinnvoll, den Ravensackerweg auszubauen, wenn der
neue Autobahnanschluss zur Autobahn A 3 realisiert wird.

Aufgrund von eigentumsrechtlichen Hemmnissen ist der Realisierungszeitpunkt der ver-
kehrlichen Anbindung des Gewerbegebietes Ost IV an die L 90 nicht zu prognostizieren.
Das Verfahrensgebiet des Bebauungsplanes wurde deshalb auf die gewerblichen Bau-
flachen beschréankt. Die Fortfiihrung des Ravensackerweges zur L 90 ist nicht Bestand-
teil des B-Planes Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — (Teil 2).

Ver- und Entsorgung

Versorgung / Mullabfuhr

Die Versorgung des Gebietes mit Strom, Gas und Wasser kann durch die Stadtwerke
Emmerich am Rhein sichergestellt werden.

Die Gas- und Wasserversorgung des geplanten Gewerbegebietes kann voraussichtlich
durch den Anschluss an vorhandene Leitungen in der Weseler Strafl3e bzw. der Albert-
Einstein-StralRe erfolgen. Im Verfahren erfolgt eine entsprechende Abstimmung mit den
Versorgungstragern.

Die Mullabfuhr Gbernimmt ein von der Stadt Emmerich am Rhein beauftragtes Unter-
nehmen.

Schmutzwasser

Analog zur Art der Schmutzwasserbeseitigung im Plangebiet Nr. N 8/2 — Teil 1 ist es
vorgesehen, die Schmutzwasserbeseitigung des kinftigen Gewerbegebietes Uber das
vorhandene Kanalnetz mit Anschluss an das Pumpwerk Vorwerk zu gewahrleisten.

Fur den westlich angrenzenden Bebauungsplanbereich konnte nachgewiesen werden,
dass im vorhandenen Kanalnetz ausreichende Kapazitaten fir den Anschluss weiterer
Gewerbeflachen bestehen. Die in den bestehenden Gewerbegebieten nach den techni-
schen Bestimmungen seinerzeit fir die Entwasserungskonzeption zugrunde gelegten
Schmutzwassermengen (0,5 I/s/ha) werden aufgrund der entstandenen Branchenstruk-
tur deutlich unterschritten (0,15 I/s/ha).
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Da im kinftigen Gewerbegebiet eine &hnliche Branchenstruktur erkennbar ist, werden
hier ebenfalls nur geringe Schmutzwassermengen anfallen. Nach Abstimmung mit den
Technischen Werken Emmerich am Rhein (TWE) ist eine Ableitung im vorhandenen Lei-
tungsnetz Uber das Pumpwerk Vorwerk in Richtung der Klaranlage ohne weitere Ein-
schrankungen maoglich, wenn sich keine Betriebe mit wasserintensiver Produktion ansie-
deln.

Der Anschluss des kiinftigen Gewerbegebietes an das bestehende Kanalnetz kann in
der Albert-Einstein-Straf3e erfolgen. Die Zufihrung dorthin kann entweder (ber ein Frei-
gefallekanalystem mit Anschluss an das Kanalnetz im westlich angrenzenden Plangebiet
erfolgen, oder Uber eine Verbindung zur Duirlinger Stral3e im Siden. Von dort misste
das Schmutzwasser Uber eine Pumpstation und Druckrohrleitung an den Kanal in der
Albert-Einstein-StralRe angeschlossen werden.

Niederschlagswasser

Boden- und Grundwasserverhaltnisse

Gemal § 5l1a LWG sind Aussagen zur Moglichkeit der Versickerung des anfallenden
Niederschlagswassers zu treffen. Dies wurde durch ein hydrogeologisches Gutachten
geprift. Demnach sind im Plangebiet unterhalb einer ca. 0,40 m starken Oberboden-
schicht verbreitet Lehm- bzw. Schluffschichten vorhanden, die Machtigkeiten im Bereich
zwischen 1,0 bis 2,0 m unter Gelénde aufweisen.

Dieser Bodenaufbau ist fur eine Versickerung von Niederschlagswasser nur dann geeig-
net, wenn an den Stellen der Versickerungsanlagen Bodenaustausch vorgenommen
wird. Hinzu kommt der teilweise geringe Flurabstand zum hdchsten anzunehmenden
Grundwasserstand. Aufgrund der Geldndetopografie sind im Planbereich nordlich der
Budberger Stral3e die gulinstigsten Flurabstédnde gegeben. Dort liegt das Urgelande auf
einem Niveau zwischen 14,50 m und 14,97 m 0. NN, der hdchste anzunehmende
Grundwasserstand wurde aus den Messstellendaten des Staatlichen Umweltamtes in-
terpoliert und ist mit 13,70 m 4. NN anzunehmen. Somit ist in den meisten Teilbereichen
nordlich der Budberger StralRe der Mindestflurabstand von 1,0 m gegeben, bzw. kann
mit geringfligigen Geldndeerhdhungen eingehalten werden. In diesem Bereich wird ei-
ner Versickerung des Niederschlagswassers unter Anwendung des MURL-Runderlasses
vom 18.05.1998 (MBI. NRW, S. 654) der Vorzug gegeben.

Sudlich der Budberger Stral3e liegen die Gelandehdhen bei 14,50 m (. NN oder weniger,
so dass dort tendenziell umfangreiche Geldndeanhdhungen vorgenommen werden
missen, um ausreichende Grundwasserflurabstande zu erzielen. Aufgrund der entste-
henden Mehrkosten fir Gelandeanhéhungen und Bodenaustausch wird daher auf den
sudlichen Flachen einer ortsnahen Einleitung des Niederschlagswassers der Vorzug ge-
geben, wenngleich grundsatzlich auch eine Versickerung in Betracht kommt, wenn hier-
fur die Voraussetzungen Uber Geldndeanhéhungen und Bodenaustausch geschaffen
werden. Auf ein herkbmmliches Regenwasserkanalsystem wird zugunsten einer natur-
nahen Regenwasserbewirtschaftung grundséatzlich im gesamten Plangebiet verzichtet.

Hintergrund dieser Uberlegung ist die Tatsache, dass bei Wahl einer herkdmmlichen
Regenwasserkanalisation Kosten fir den Bau und die langfristige Unterhaltung des Sys-
tems entstehen, unabhéangig von der kiinftigen Auslastung des Gewerbegebietes. Die
Vorhaltung der technischen Infrastruktur wiirde die zunéchst zu realisierenden Bauab-
schnitte Gberproportional mit Kosten belasten.




Begriindung zum Bebauungsplan Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — Teil 2 Seite 6

Naturnahe Regenwasserbewirtschaftung

Das im Nutzungsgebiet GE1 anfallende Niederschlagswasser ist gemafl den Anforde-
rungen des MURL-Runderlasses vom 18.05.1998 (MBI. NRW, S. 654) auf den Grund-
stiicken zu versickern.

Das Niederschlagswasser der 6ffentlichen Verkehrsflachen sowie der sudlich der Bud-
berger Straf3e liegenden Gewerbeflachen GE2 und GE3 wird demgegeniber in ein neu
anzulegendes Rickhaltesystem gefiihrt und in die umliegenden Gewasser W 12 bzw.
W 14.1 des Deichverbandes Bislich-Landesgrenze eingeleitet. Da das Gewasser W 12
'Budberger Graben’ durch den 1. Bauabschnitt hydraulisch bereits in Anspruch genom-
men wird, erscheint es sinnvoll, beide Bauabschnitte entwasserungstechnisch weitest-
gehend voneinander zu trennen.

Zentraler Bestandteil des Systems sind ein Regenrtickhaltegraben entlang der Verkehrs-
flachen sowie ein Regenrickhaltebecken im sidlichen Planbereich. Der Graben entlang
der PlanstralRe ist als offentliche Abwasseranlage vorgesehen und dient nur zur Auf-
nahme des auf den offentlichen Verkehrsflaichen anfallenden Niederschlagswassers.
Der Graben erhélt in Richtung Westen einen Anschluss an das Gewasser W 12 ‘Bud-
berger Graben‘. Dieses Gewasser wurde im Zuge der Entwicklung des 1. Bauabschnit-
tes ertlchtigt und ist nach derzeitigem Kenntnisstand in der Lage, die zuséatzlichen,
durch den Graben gedrosselten, Wassermengen (ca. 0,75 I/s) der Verkehrsflachen auf-
zunehmen.

An das auf den privaten Grundstiicksflachen liegende Regenrickhaltebecken im sudli-
chen Plangebiet werden die gewerblichen Bauflachen GE 2und GE3 angeschlossen.
Von dort erfolgt eine gedrosselte Weiterleitung an das Gewasser W 14.1.

Der Graben bzw. das Ruckhaltebecken dienen lediglich als Speicherraum fiur die im Ge-
biet anfallenden Regenwassermengen. Zuvor ist das Wasser vorzubehandeln, damit es
den Anforderungen an die Einleitung in ortsnahe Gewasser entspricht (Trennerlass vom
26.05.2004 — 1V-9 031 001 2104).

Sowohl das Regenwasser von Hof- und StralRenflachen als auch das Dachflachenwas-
ser gelten je nach Art und Intensitat der gewerblichen Nutzung als gering belastet und
bedirfen einer entsprechenden Vorreinigung. Diese Funktion ist gemalRl den Anforde-
rungen des Trennerlasses durch Bodenfilter bzw. Versickerungsmulden zu Ubernehmen,
die dem Ruckhaltesystem vorgeschaltet sind.

Die Vorbehandlung des Regenwassers der 6ffentlichen StralRenflachen erfolgt Gber ei-
nen seitlich innerhalb der Verkehrsflache angeordneten Sickerstreifen, welcher langs auf
der gesamten Lénge der Planstral3e verlauft. Die Vorbehandlung von Regenwasser der
gewerblichen Grundstiicke erfolgt Uber Bodenfilter bzw. Versickerungsmulden, die indi-
viduell auf dem jeweiligen Grundstiick positioniert werden kénnen.

Der Bodenfilter ist ein abgedichteter, bepflanzter Bodenkérper zur mechanischen und
biologischen Reinigung von Regenwasser. Das Regenwasser durchlauft im Bodenfilter
eine bepflanzte Bodenpassage. Dabei werden Schwebstoffe, geléste Stoffe, organische
Verbindungen, Metalle und Kohlenwasserstoffverbindungen herausgefiltert bzw. biolo-
gisch abgebaut.

Zur Erh6hung der Reinigungsleistung bei kritischen Belastungen sollten den Bodenfiltern
jeweils kleine Regenklarbecken vorgeschaltet werden, die vor allem geléste Schadstoffe
zurlckhalten und einer zu starken Kolmation entgegenwirken.

Das Niederschlagswasser von Dachflachen, die keine Beeintrachtigung der Wasserqua-
litat darstellen, bedarf keiner Vorbehandlung. Jedoch sollte aus hydraulischen Griinden
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bereits auf dem Gewerbegrundstiick eine Riickhaltung der Wassermengen erfolgen, be-
vor die Einleitung in das Grabensystem stattfindet.

Nach Abstimmung mit der Unteren Wasserbehorde und dem Deichverband kann nach
entsprechender Vorbehandlung und Rickhaltung das Niederschlagswasser aus den
Gebieten GE2 und GE3 mit einer Menge von 1,25 I/s/ha in das Gewasser W 14.1 des
Deichverbandes abgeleitet werden. Im Vorfeld des Bauleitplanverfahrens wurde die hyd-
raulische Leistungsfahigkeit des Gewassers W 14.1 gesondert untersucht. Hierbei wurde
festgestellt, dass an wenigen Stellen im Gewasser Verbesserungsmalnahmen notwen-
dig sind, um die Leistungsfahigkeit zu gewahrleisten. Hierzu gehéren u.a. die Ertichti-
gung eines Rohrdurchlasses sowie die Anpassung der Gewassersohle an mehreren
Stellen. Die notwendigen Mal3nahmen werden vor Beginn der gewerblichen Nutzung in
Abstimmung mit der Unteren Wasserbehtrde und dem Deichverband umgesetzt.

Unter Annahme einer 5-jahrigen Uberstauh&ufigkeit (n=0,2) wird fiir die 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen ein Einstauvolumen von ca. 170 m3 und fiir die Teilflachen GE2 und GES3
ein Einstauvolumen von ca. 3.500 m3 benétigt. Diese Volumina werden durch den ent-
lang der Planstral’e vorgesehenen 7,0 m breiten Entwéasserungsgraben bzw. das Re-
genrickhaltebecken im sidlichen Planbereich zur Verfigung gestellt. Bei der Volumen-
berechnung wurde berticksichtigt, dass theoretisch von allen Grundstiicks- und Dachfla-
chen der Teilflachen GE2 und GE3 unbelastetes Niederschlagswasser direkt in das
Grabensystem eingeleitet wird.

Auflagen fiur Gewerbebetriebe

Die Gewerbebetriebe haben dafir Sorge zu tragen, dass Uber geeignete Absperr- und
Drosseleinrichtungen im Schadensfall kein verschmutztes Regenwasser in die Gewas-
ser gelangen kann.

Neben diesen technischen Anforderungen an die kinftigen Gewerbebetriebe sind jedoch
auch auf der planungsrechtlichen Ebene Restriktionen zu beachten. Die naturnahe Re-
genwasserbewirtschaftung setzt voraus, dass die Gewerbebetriebe nur gering belaste-
tes Niederschlagswasser aufweisen, welches mit Hilfe der Bodenfilter gereinigt werden
kann. Betriebe, die aufgrund ihrer Nutzungs- und Produktionsarten ein zu stark belaste-
tes Niederschlagswasser erzeugen, werden Uber die textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes im Gewerbegebiet ausgeschlossen.

Die Zuganglichkeit zum Rulckhaltesystem bzw. den Bodenfiltern ist durch deren Lage
entlang der Planstral3e bzw. vorhandenen Wegen gesichert.

Technische Detailaussagen zur Entwasserungskonzeption erfolgen im Rahmen der Ge-
nehmigungsplanung im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren. Die Herstellung des
Ruckhaltesystems als Abwasseranlage bedarf einer Anzeige nach § 58.1 des Lan-
deswassergesetzes (LWG), die Anlagen zur Vorbehandlung des Niederschlagswassers
auf den einzelnen Grundstucken bzw. den Verkehrsflachen werden nach 8§ 58.2 LWG
genehmigt.

Loschwasserversorgung
Gemall dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist fur das Gewerbegebiet eine Loschwasser-

menge in Hohe von 96 m3/h sicherzustellen. Da diese Menge aufgrund der bestehenden
Netzstruktur nicht von den Stadtwerken zur Verfiugung gestellt werden kann, wird im
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Rahmen der ErschlieRungsplanung in Abstimmung mit den Stadtwerken nach einer al-
ternativen Lésung gesucht.

Derzeit vorgesehen ist die Anlage eines unterirdischen Ldschwasserspeichers analog
zur Losung im 1. BA. Der Loschwasserspeicher kann unterhalb der Verkehrsflache ein-
gebaut werden und wird Uber das Regenwasserriickhaltesystem gespeist.

Umweltpriufung/Umweltbericht

Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht in seiner aktuellen Fassung vor, dass fiir die Belange
des Umweltschutzes im Rahmen der Aufstellung oder Anderung der Bauleitplane gemaf
8§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und 8§ la BauGB eine Umweltpriifung durchgefuhrt wird, in der die vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht
beschrieben und bewertet werden.

Die Umweltpriifung wurde fir das nicht abgeschlossene Bauleitplanverfahren zum 2.
Bauabschnitt in Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehdérde erstellt und ist nun bei
Neuaufnahme des Verfahrens entsprechend zu tberarbeiten.

Der durch die beabsichtigte Planung verursachte Eingriff in Natur und Landschaft ist
gemal § la BauGB zu ermitteln und durch geeignete Maflinahmen auszugleichen. In
dem hierzu zu erstellenden landschaftspflegerischen Fachbeitrag, welcher Bestandtell
der Begriindung ist, wird die Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung vorgenommen.

Der Bebauungsplanbereich ist derzeit vollstandig als landwirtschaftliche Flache genutzt,
grofRtenteils als Ackerflache. Hoherwertige ©kologische Strukturen bestehen in Form
vereinzelter Hecken.

Wegen der Ausdehnung des Gebietes stellen jedoch auch die geringwertigen landwirt-
schaftlichen Flachen in der Bilanzierung einen hohen 6kologischen Wert dar, der durch
die Flachenversiegelung beseitigt wird.

Die sudlich des Plangebietes liegende Ortsrandeingriinung des bestehenden Gewerbe-
gebietes Ost Il erfahrt durch das kiinftige Gewerbegebiet eine Abwertung, da sie von
der freien Landschaft abgeschnitten wird. In der Bilanzierung ist diese Beeintrachtigung
mit Hilfe von Korrekturfaktoren zu bertcksichtigen.

Als AusgleichsmalRnahme innerhalb des Gebietes wird eine Ortsrandeingriinung an der
Nordseite des Plangebietes in einer Tiefe von 25,0 m festgesetzt. Zur dauerhaften Si-
cherung und Gewabhrleistung der Pflegemal3ihahmen wird die Eingriinung als offentliche
Flache festgesetzt.

Da die von der Ortsrandeingrinung tangierten Flurstiicke zum Zeitpunkt des Bauleit-
planverfahrens eigentumsrechtlich nicht vollstandig zur Verfiigung stehen, wurde in Ab-
stimmung mit der Unteren Landschaftsbehérde festgelegt, den mit der Ortsrandeingri-
nung verbundenen visuellen Aspekt der Trennung zum Siedlungsrand tber eine Baum-
reihe zu gewahrleisten, die entlang der nérdlichen Seite des Ravensackerweges im
Strallenrandbereich auf den stadtischen Flachen gepflanzt wird. Sofern zu einem spéte-
ren Zeitpunkt die Flachen fir die Ortsrandeingriinung zur Verfiigung stehen, ist diese
entsprechend herzustellen. Die fir den Zwischenzeitraum fehlenden 6kologischen Wert-
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einheiten der nicht vollstandig realisierten Ortsrandeingriinung sind Uber anderweitige
externe AusgleichsmalRnahmen zu kompensieren.

Im Rahmen der 6kologischen Bilanzierung wird gleichwohl von einer vollstandigen Um-
setzung des Gewerbegebietes ausgegangen. Bei Gegentberstellung von Bestand und
Planung ergibt sich nach der Bilanzierung des urspringlichen landschaftspflegerischen
Fachbeitrages fir den 2. Teil des Bebauungsplanes N 8/2 ein Defizit von -416.862 6ko-
logischen Werteinheiten, im 1. Teil waren es insgesamt -511.937 Werteinheiten. Beide
Bebauungsplane verursachen ein Gesamtdefizit in Hohe von -928.779 6kologischen
Werteeinheiten. Diese Bilanz wird im weiteren Verfahren auf den aktuellen Bebauungs-
planentwurf hin angepasst. Da der neue Entwurf insgesamt weniger versiegelte Ver-
kehrsflachen festsetzt, ist jedoch davon auszugehen, dass sich das Gesamtdefizit etwas
verbessern wird.

Fur das verbleibende Defizit ist ein externer Ausgleich zu schaffen. Hierfur sind Aufwer-
tungsmafnahmen in der Umgebung des ,Mettmeers* im Ortsteil Praest vereinbart und
Im Zusammenhang mit dem rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. N 8/2 — Budberger Stra-
Be — (Teil 1) bereits umgesetzt.

Der gesamte Bereich war Ende der 90iger Jahre bereits Gegenstand von Untersuchun-
gen zum Okologischen Flachenkonzept der Stadt Emmerich am Rhein. Es handelt sich
hierbei um einen von Grédben umgebenen Komplex aus intensiv genutzten Ackerflachen,
einem Abgrabungsgewasser und Gehdlzstrukturen aus Ufergeholzen und Hecken. Sid-
lich angrenzend liegt das eigentliche Gewéasser ,Mettmeer im Ubergang zum Natur-
schutzgebiet ,Die Hetter“. Westlich und 6stlich schlie3en weitere landwirtschaftliche Fla-
chen an.

Die durchgefuhrten MaRnahmen umfassen insbesondere weitere Extensivierungsmalid-
nahmen auf landwirtschaftlich genutzten Flachen sowie die Aufgabe der Angelnutzung
an den vorhandenen Gewassern. Hierdurch kann zur Verbesserung der Wasserqualitat,
der Erhéhung der Artenvielfalt und zur Wiederherstellung des Landschaftsbildes traditio-
neller Grinlandschaften beigetragen werden.

Mit den durchgefiihrten Aufwertungsmal3nahmen im Bereich des ,Mettmeers" kann das
Okologische Defizit fur beide Bebauungspléane vollstéandig ausgeglichen werden. Die ge-
naue Ausgleichsbilanz wird im Rahmen der Uberarbeitung des landschaftspflegerischen
Fachbeitrages ermittelt. Es ist zu erwarten, dass ein Uberschuss verbleibt, der fir ande-
re MaRnahmen angerechnet werden kann.

Der Bezug zu den AusgleichsmalRnahmen erfolgt Gber den stadtebaulichen Vertrag zum
Satzungsbeschluss.

Artenschutz

Fur das Plangebiet wurde eine artenschutzrechtliche Potentialanalyse auf Basis einer
bereits existierenden avifaunistischen Untersuchung durchgefuhrt, um Hinweise zum
maglichen Vorkommen geschiitzter Arten zu erhalten. Nach Auswertung der vorhande-
nen Daten und relevanten Messtischblatter in Verbindung mit einer Ortsbegehung kann
festgestellt werden, dass innerhalb des Geltungsbereiches Biotopstrukturen vorhanden
sind, die das Auftreten von streng geschitzten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie
sowie europaischer Vogelarten gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie erwarten lassen.

Im Sinne einer worst-case-Betrachtung wird davon ausgegangen, dass die Arten ,Kie-
bitz* und ,Steinkauz“ im Plangebiet vorkommen.
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Da der Kiebitz bevorzugt extensiv genutzte Wiesen und Weiden bzw. Ackerflachen be-
siedelt, werden sich mit Realisierung des Gewerbegebietes die Lebensbedingungen fir
diese Art verschlechtern. Da jedoch in der Umgebung geeignete Flachen in ausreichen-
dem Umfang vorhanden sind, findet der Kiebitz auch bei Realisierung des Baugebietes
geeignete neue Lebensrdume. Ferner kann als bereits realisierte Kompensationsmal3-
nahme der ©6kologische Ausgleich im Bereich des ,Mettmeers* angesehen werden, da
dort umfangreiche Extensivierungsmaf3hahmen durchgefuhrt wurden, die dieser Art zu-
gute kommen.

Fur den Steinkauz besteht die Mdglichkeit, innerhalb des kiinftigen Gewerbegebietes
KompensationsmalRhahmen durchzufiihren. Der Steinkauz benétigt Baumhohlen als
Brutplatze. Hierfur bietet sich insbesondere die geplante Ortsrandeingriinung an, die
hinsichtlich der Gehdlzauswahl so ausgestaltet werden kann, dass der Steinkauz im
Randbereich zur freien Landschaft entsprechend geeignete Lebensraumstrukturen auf-
findet. Im Bebauungsplan wird eine entsprechende textliche Festsetzung mit Kompensa-
tionsmalRRnahmen fiir diese Art aufgenommen.

Unter Berlicksichtigung der beschriebenen Kompensationsmafnahmen ist eine Gefahr-
dung der beiden Arten durch das Planungsvorhaben nicht gegeben, Verbotstatbestande
nach 8§ 44 BNatSchG sind nicht erfillt. Artenschutzrechtliche Konflikte sind daher mit der
Umsetzung des Bebauungsplanes nicht verbunden.

Klimaschutz

In Bezug auf die Belange des Klimaschutzes und der Anpassung an die Auswirkungen
des Klimawandels bietet die im Plangebiet vorgesehene naturnahe Regenwasserbewir-
schaftung einen wichtigen Handlungsaspekt. Die Retention von Niederschlagswasser
vor Ort und dessen ortsnahe Ableitung in vorhandene oberirdische Gewasser hilft, die
technischen Systeme zu entlasten und das Kleinklima vor Ort zu verbessern.

Insofern deckt die aufgrund wasserwirtschaftlicher Notwendigkeiten vorgenommene
Planung auch Aspekte der Anpassung an den Klimawandel ab.

Der Erhalt und die Entwicklung von Grinstrukturen ist aufgrund der nachgefragten grof3-
flachigen Nutzbarkeit der Gewerbegrundstiicke naturgemal eingeschrankt, die am nord-
lichen Plangebietsrand geplante Ortsrandeingrinung kann jedoch vom Grundsatz her
als MalRnahme verstanden werden, die dem Klimaschutz Rechnung tragt. Im vorliegen-
den Fall dient die betreffende Festsetzung eines 25 m tiefen Hecken- bzw. Gehdlzstrei-
fens neben der visuellen Abschirmung gegentber der freien Landschaft auch einer Ver-
besserung des Kleinklimas.

Die Nutzung von Solarenergie als weiterer klimaschitzender Aspekt ist aufgrund der
Uberwiegend flachen Dacher der geplanten Gewerbehallen im gesamten Plangebiet per
se moglich, ohne dass auf eine besondere Ausrichtung bzw. Verschattung geachtet
werden muss.
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Immissionsschutz
Das Plangebiet liegt im Auflienbereich des Ortsteiles Klein-Netterden. Mit Ausnahme

zweier Wohngebaude o6stlich des Plangebietes in etwa 185 m Entfernung ist weitere
Wohnbebauung im Umfeld nicht vorhanden.

Geruchsimmissionen

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 — Budberger StralRe — (Teil 2)
rickt das geplante Gewerbegebiet in Richtung Osten an zwei landwirtschaftliche Betrie-
be heran. Die Betriebe geniel3en Bestandsschutz und dirfen durch das heranriickende
Gewerbegebiet in ihrer wirtschaftlichen Existenz nicht gefahrdet werden. Der Abstand
zwischen der dstlichen Grenze des Bebauungsplangebietes und dem Emissionsschwer-
punkt der Stallgebaude betragt ca. 235 m.

Zur Beurteilung moglicher Emissionen durch die landwirtschaftlichen Betriebe wurde
durch das Biro Uppenkamp und Partner eine Geruchsimmissionsprognose (GIRL) er-
stellt. Das urspriingliche Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass auch unter Bertick-
sichtigung einer Erweiterungsoption von 50 % Uber den derzeitigen Tierbestand im ge-
planten Gewerbegebiet die Grenzwerte der Geruchswahrnehmungshaufigkeiten einge-
halten werden.

Eine Vorbelastung durch das sidlich angrenzende Gewerbegebiet Ost Il durch Ge-
ruchsemissionen ist nicht gegeben, da es sich bei den Nutzungen primar um Unterneh-
men aus der Logistikbranche und des Warenumschlags handelt. Eine Einschrankung
mdglicher Erweiterungsabsichten der landwirtschaftlichen Betriebe ist daher nicht durch
das kinftige Gewerbegebiet, sondern vielmehr durch die unbeteiligten Wohnh&user im
Einflussbereich der beiden Hofstellen, gegeben.

Die Geruchsimmissionsprognose wird im Rahmen des Verfahren redaktionell auf die
neue planerische Situation hin angepasst.

Larmimmissionen

Die Nahe der 6stlich an das Plangebiet angrenzenden Wohnbebauung erfordert Fest-
setzungen zur Zuldssigkeit der Ansiedlung von Gewerbebetrieben im Plangebiet. Zu
diesem Zweck wurde fur das nicht abgeschlossene Bebauungsplanverfahren ein Schall-
gutachten erstellt, welches entsprechend der nun beabsichtigten Konzeption anzupas-
sen ist.

Da die kinftige Nutzungsstruktur des Gewerbegebietes noch nicht bekannt ist, wird das
Gutachten Emissionskontingente fir die gewerblichen Bauflachen im Plangebiet benen-
nen. Die Kontingente sind lber eine entsprechende textliche Festsetzung im Bebau-
ungsplan festzulegen und missen von den kinftigen Betrieben eingehalten werden.
Damit ist gewahrleistet, dass die Immissionsrichtwerte im Bereich der umgebenden
Wohnbebauung tags und nachts eingehalten werden.

Im Rahmen der spateren Baugenehmigungen ist von den Betrieben die Einhaltung der
Emissionskontingente Uber Schallausbreitungsrechnungen nachzuweisen.
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Auch bei einer Uberschreitung der Emissionskontingente des Bebauungsplanes ist ein
Betrieb dann in der Regel zulassig, da eine abschirmende Bauweise oder andere aktive
SchallschutzmalRnahmen bei der Schallausbreitungsrechnung berticksichtigt werden.

Altstandorte und Altablagerungen

Im Nachweis des vom Kreis Kleve gem. 8 31 Abs.1 des Abfallgesetzes NW geflihrten
Altlastenkatasters sind im Plangebiet Altlasten bzw. Altablagerungen nicht ausgewiesen.

Bodendenkmaler

Das Rheinische Amt fir Bodendenkmalpflege (RAB) hat im Rahmen der Behdrdenbetei-
ligung des Bebauungsplanverfahrens Nr. N 8/2 — Budberger Stral3e — (Teil 1) darauf
hingewiesen, dass fir das Plangebiet bzw. das unmittelbare Umfeld zwei Meldungen zu
vorgeschichtlichen Einzelfunden vorliegen.

Durchgefiihrt wurden eine archéologische Grunderfassung sowie qualifizierte Prospekti-
onen auf Teilflachen. Hierbei wurde an einzelnen Stellen bedeutende Bodendenk-
malsubstanz gefunden, die einer ordnungsgeméfien Entnahme und Dokumentation be-
durften. Das RAB hat unterdessen erklart, dass die Belange der Denkmalpflege im
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum Teil 1 angemessen berticksichtigt wurden
und keinerlei Einschrankungen fur die geplante Nutzung als Gewerbegebiet bestehen.

Es hat sich erwiesen, dass auch im Plangebiet Nr. N 8/2 Teil 2 entsprechende Funde
vorhanden sind. In Abstimmung mit dem RAB wurden in den letzten Jahren auf den ei-
gentumsrechtlich verfiigbaren Flachen sidlich des Ravensackerweges entsprechende
Untersuchungen durchgefihrt und unterdessen abgeschlossen.

Auf den Flachen ndrdlich des Ravensackerweges sind demgegentber noch Prospekti-
onsmafinahmen durchzufiihren. Da die Belange der Bodendenkmalpflege in diesem Be-
reich nicht abschlieBend berticksichtigt sind, kann dort die beabsichtigte gewerbliche
Nutzung noch nicht umgesetzt werden.

Im Sinne einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung sollte das Bebauungsplanver-
fahren jedoch fur den gesamten im Flachennutzungsplan dargestellten Bereich erfolgen.
Dies ist auch aus Griinden einer gesicherten ErschlieBung zwingend erforderlich, da ein
spaterer Anschluss von momentan blockierten Grundstiicken an die Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen dauerhaft nicht gewahrleistet ware. Es ist notwendig, das Plangebiet
verfahrenstechnisch vollstandig zu entwickeln und die Erschlieungsanlagen fir diesen
Fall auszulegen.

In Abstimmung mit dem Rheinischen Amt fir Bodendenkmalpflege wird von der Mdg-
lichkeit Gebrauch gemacht, die Zuldssigkeit der angestrebten Nutzung auf den noch
nicht untersuchten Flachen im Plangebiet solange auszuschliel3en, bis die Belange der
Bodendenkmalpflege abschlieRend geklart sind. Zu diesem Zweck erfolgt eine entspre-
chende textliche Festsetzung gemal 8§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB (‘bedingte Festsetzung’).

Die Anwendung dieser Festsetzung ist aus den beschriebenen besonderen stadtebauli-
chen Grinden und im Sinne einer gesicherten ErschlieBung aller Grundstiicke im Plan-
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gebiet erforderlich. Gleichzeitig kdnnen die Belange der Bodendenkmalpflege Berlick-
sichtigung finden.

Telekommunikationslinien

Fir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung
mit dem StraRenbau und den BaumaRRnahmen der anderen Leitungstrager ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmalinahmen der Deutschen Telekom
AG so fruh wie moglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt wer-
den.

Zur besseren Dimensionierung der Kabel bittet die Deutsche Telekom AG darum mitzu-
teilen, welche Betriebe sich in dem Gebiet ansiedeln wollen.

Bodenordnerische Mallhahmen

Bodenordnerische MaRnahmen sind auf privater Basis vorgesehen.

Kosten

Die Kosten fur Grunderwerb, ErschlieBung und Ausgleichsmal3ihahmen gehen zu Lasten
des Vorhabentragers.

Emmerich am Rhein, den 11.09.2014
Der Birgermeister

Johannes Diks
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Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0127/2014 16.09.2014

Betreff
Errichtung eines Windschutzes Rheinpromenade 15, Restaurant "Rheinblick"

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung stimmt der in der Vorlage beschriebenen geplanten
Erneuerung / Erweiterung des Windschutzes vor dem Restaurant “Rheinblick® zu.

Die Verwaltung wird beauftragt im Zuge der Genehmigung festzulegen, dass die SchlielRung
der Markisenanlage, gem. den Vorgaben des Beschlusses des Ausschusses fur
Stadtentwicklung vom 28.11.2006 nur flr den Zeitraum von Oktober bis Marz zugelassen
wird und in den Ubrigen Monaten zu demontieren ist.
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Sachdarstellung :

Betreffend der Errichtung von Markisen-, Windschutzanlagen an der Rheinpromenade hat
der Ausschuss flr Stadtentwicklung in seiner Sitzung am 28.11.2006 die Art der Ausfihrung
derartiger Anlagen festgelegt. Der Beschluss lautet wie folgt:

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung beschlief3t fir die hausnahe Gastronomiezone eine
frihjahrs- bzw. herbst-/wintertaugliche Nutzung in mobiler Form zu ermdéglichen:
- Markisen bis zur Fahrgasse,
- Aufstockung des individuellen Windschutzes bis zur kompletten SchlieBung
(Aufnahme des vorhandenen Materials (kein Plastik)).

Auf Grundlage der vorgenannten Vorgaben sind die Einzellésungen mit der Verwaltung zu
erarbeiten; die Losungen sind dem Ausschuss vorzustellen.

Die vorgenannte Nutzung ist zeitlich zu begrenzen.

Der Betreiber des Restaurants “Rheinblick” hat den Antrag gestellt, die bestehende
Windschutzanlage zu erneuern / zu erganzen.

Es ist beabsichtigt, einen ausfahrbaren Windschutz zu errichten. Dieser besteht aus festen
Grundelementen mit einer Hohe von 1,23 m sowie einem hdhenverstellbaren, ausfahrbaren
Elementen, so dass der gesamte Windschutz eine max. H6he von 2,20 m erreicht. Eine
komplette SchlieBung der AuRenanlage wird hierdurch nicht bewirkt.

Die gesamte Anlage besteht aus gehartetem Sicherheitsglas 5 mm in Aluminiumprofilen 50 x
50 x 1,5 mm in Anthrazit.

Die entsprechende Planzeichnung ist der Vorlage beigeflgt.

Es ist festzustellen, dass die geplante Anlage den Vorgaben des Fachausschusses
entspricht. Von daher schlagt die Verwaltung vor, die Windschutzanlage in dieser Form zu
genehmigen. In der Genehmigung wird festgelegt, dass die Aufstockung des Windschutzes
gemal den Vorgaben des Beschlusses des Ausschusses flur Stadtentwicklung vom
28.11.2006 nur fur den Zeitraum von Oktober bis Marz erlaubt wird und in den Ubrigen
Monaten einzufahren ist. Dies wird in einem Gestattungsvertrag festgelegt.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRnahme wird von den Zielen des Leithildes nicht beruhrt.

Johannes Diks
Birgermeister

Anlage/n:
Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0127
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Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16

Verwaltungsvorlage offentlich 0125/2014 15.09.2014
Betreff
Uberpriufung gebuihrenpflichtiges Parken in Emmerich am Rhein;
hier: Antrag Nr. VI1/2014 der BGE-Ratsfraktion Emmerich am Rhein
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung des Rates der Stadt Emmerich am Rhein beschlief3t,
das Thema Parken und Parkraumbewirtschaftung fiir die Emmericher Innenstadt im Rahmen
des zu erarbeitenden Stadtentwicklungskonzeptes gesamtkonzeptionell zu betrachten (zu
Ziff. 1.).

Weiterhin beschliel3t der Ausschuss flr Stadtentwicklung, die Parkgebihrenordnung zum
01.01.2015 dahingehend zu a&ndern, dass die maximale Parkdauer am Parkplatz
Krankenhaus von derzeit 4 Stunden auf 8 Stunden erhéht wird (zu Ziff. 2.).

Daruber hinaus beschlief3t der Ausschuss fur Stadtentwicklung, die Parkgeblihrenordnung
zum 01.01.2015 um einen Passus zu ergénzen, welcher auf das mdgliche Anschlussparken
mit einem bereits gelésten Parkschein auf anderen gebihrenpflichtigen Parkplatzen hinweist
(zu ziff. 3.).

Bezlglich des Eltener Marktes beschlie3t der Ausschuss fir Stadtentwicklung, diesen
Bereich weiterhin ohne Bewirtschaftung zu belassen (zu Ziff. 4.).

05 - 16 0125/2014 Seite 1 von 3



Sachdarstellung :

Mit Antrag Nr. V1/2014 beauftragt die BGE-Ratsfraktion die Verwaltung, das
gebuhrenpflichtige Parken in Emmerich am Rhein vor dem Hintergrund der Steigerung der
Attraktivitat der Emmericher Innenstadt und seiner Ortsteile zu tGberpriifen. Vorgeschlagen
wird dabei, ein Gesamtkonzept zum Thema Parken und Parkraumbewirtschaftung
vorzulegen.

Dieser konzeptionelle Ansatz wird aufgenommen und begrif3t, denn das Thema ,Verkehr
und Mobilitat* wird im Rahmen des noch zu erarbeitenden Stadtentwicklungskonzeptes fir
die Emmericher Innenstadt und angrenzende Lagen eine wichtige Rolle spielen.

Neben den stadtebaulichen Aspekten ist die Aktualisierung des
Parkraumbewirtschaftungskonzeptes ein wesentlicher Baustein des kiinftigen
Stadtentwicklungskonzeptes. Die in Ziff. 1.) des Antrags enthaltenen Ausfiihrungen sollen in
diesem Rahmen geprift werden.

Der in Ziff. 2.) dargelegten Anregung, dass ein geldster Parkschein wahrend der aktuellen
Laufzeit auch auf anderen gebiihrenpflichtigen Parkplatzen gultig ist, dies aber aus der
aktuellen Parkgebuhrensatzung nicht ersichtlich ist, soll insofern gefolgt werden, dass die
Satzung zum 01.01.2015 um einen entsprechenden erlauternden Passus erganzt wird.

Beziglich der Ausfiihrungen in Ziff. 3.) soll eine Aktualisierung der Parkgebuhrenordnung
zum 01.01.2015 mit Erhéhung der maximalen Parkdauer am Parkplatz Krankenhaus von 4
Stunden auf 8 Stunden durchgefiihrt werden.

In Ziff. 4.) wird erlautert, dass das Parken am Eltener Markt derzeit ohne zeitliche Befristung
oder monetare Bewirtschaftung stattfindet.

Im Rahmen einer Ortsbegehung wurde festgestellt, dass zu Spitzenstunden trotz Verzichts
auf Bewirtschaftung auf der Platzflache eine groRe Zahl an Parkvorgangen zu verzeichnen
ist und dadurch permanent einzelne freie Parkplatze zur Verfugung stehen.

Auf der Platzflache des Eltener Marktes stehen derzeit ca. 40 Stellplatze zur Verfligung,
welche zwar hoch frequentiert sind, fiir die aber aufgrund der zahlreichen umliegenden
Einrichtungen zur Versorgung mit Artikeln des kurzfristigen Bedarfs (z. B. Backer, Apotheke)
und der damit verbundenen kurzen Verweildauer in den jeweiligen Geschaften ein hoher
Umschlag zu verzeichnen ist.

Die am Marktplatz ansdssigen Kreditinstitute verfligen darUber hinaus tUber
Kundenparkplatze in den riickwéartigen Bereichen ihrer Gebaude sowie jeweils einer
Tiefgarage fur die Angestellten. Im Rahmen der Ortsbegehung wurde festgestellt, dass hier
zahlreiche freie Kundenparkplatze vorhanden sind.

Zusétzlich stehen in den unmittelbar an den Eltener Markt angrenzenden Stral3enziigen
weitere unbewirtschaftete Parkplatze zur Verfugung (z.B. Klosterstraf3e, von-Bodelschwingh-
Stral3e, Sonderwykstral3e, Streuffstral3e), welche zum Zeitpunkt der Begehung ebenfalls
nicht voll belegt waren.

Eine Begrenzung der Parkdauer auf z. B. 2 Stunden durch eine Parkscheibenregelung fuhrt
zu unnotigen Einschrankungen der am Eltener Markt vorhandenen Nutzungen mit einem
hoheren Zeitbedarf (z. B. Gastronomie, Immobilienmakler, Kiichenstudio).

Insofern besteht aus verkehrsplanerischer Sicht keine Notwendigkeit, das derzeit
funktionierende Parksystem zu verandern.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 1.3.

Johannes Diks
Der Birgermeister

Anlage/n:
Anlage zu Vorlage 05-16 0125 Antrag BGE

05 - 16 0125/2014 Seite 3 von 3



O 1 3 FRAKTION
BlirgerGemeinschaft

235 =
L ZUm Woltle unSerer Stad?

i

BiirgerGemeinschaft Emmerich - Rathhaus - Zimmer 358 - 46446 Emmerich am Rhein ' I- / L’
o Stadt Emmerich am Rhein :
Der BUrgermeister A
Biirgermeister J. Diks ) oy 5.
Eing: 2 1 Mar 2944
Geistmarkt 1 Bam.: Ko
Dez. ''''''
46446 Emmerich BB s mmaremgssessaesss - ~
Anl.:..... PWZ......... €|

Emmerich, den 20.05.2014 bas/ba

ANTRAG:

Die Verwaltung wird vor dem Hintergrund der Steigerung der Attraktivitidt der Emmericher
Innenstadt und seiner Ortsteile beauftragt, dass gebiihrenpflichtige Parken in Emmerich zu
tberpriifen. Diese Uberpriifung soll a.) unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten durchgefiihrt
werden und b.) auch die Méglichkeit der Abschaffung von Parkgebiihren unter
Zugrundelegung des Aspektes ,Kunden und Besucherfreundliche Stadt“ abbilden.

Die Verwaltung soll zu diesem Zweck noch im Jahr 2014 dem Rat ein Ergebnis verbunden mit
einem ,Konzept” vorlegen.

Dieses Konzept soll ebenfalls einen Vorschlag fiir das Parken mit der Parkscheibe im
Stadtgebiet Emmerich und auf dem Marktplatz in Elten beinhalten.

Begriindung:

1.) Aufgrund von Erkenntnissen die aus dem aktuellen BGE-Biirgerdialog der letzten
Monate stammen, ist die Biirgerschaft mit der Regelung des gebiihrenpflichtigen
Parkens derzeit unzufrieden und regt an eine Verbesserung der z. Zt. giiltigen
Parkgebiihrensatzung (in Kraft getretenen am 1.2.2011) zu priifen.

2.) So ist z.B. aus der aktuellen Gebiihrensatzung nicht zu entnehmen, dass ein am
Geistmarkt gel6ster Parkschein wiahrend der aktuellen Laufzeit auch fiir das
Anschlussparken auf anderen gebuhrenpflichtigen Parkplitzen im Stadtgebiet giiktig
ist. Aus Unkenntnis wird dann ggfls. ein weiteres Parkticket gelést.

3.) Lt. giiltiger Parkgebiihrenordnung ist den Besuchern am Krankenhaus eine maximale
Parkdauer von 4 Stunden erlaubt. Nach dem Wunsch vieler (vor allem &lterer)

Telefon: 02822/13 41 - Telefax: 02822/537 41 67 - Internet: www.bgemmerich.de
E-Mail: bge@bgemmerich.de - Volksbank Emmerich-Rees eG - BLZ 358 602 45 - Kto.-Nr. 301 0255 014



Mitbiirger, sowie auswartiger Patienten und Besucher, sollte diese zeitliche
Beschrankung génzlich aufgehoben werden. Im Ubrigen stehen fiir
Sparkassenkunden ausreichend Parkplatze auf dem Nonnenplatz zur Verfiigung.
4.) Da das Parken auf dem Eltener Marktplatz derzeit nicht zeitlich befristet ist, sollte
im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung eine verbindliche Regelung
herbeigefiihrt werden, die den unterschiedlichen Interessen Rechnung trigt.

in diesem Zusammenhang ist wie bereits vorstehend angefiihrt zu priifen , ob eine
grundsétzliche Abschaffung der gebiihrenpflichtigen Parkraumbewirtschaftung vor dem
Hintergrund einer Parkscheibenregelung nicht wirtschaftlich sinnvoller und Biirger- und
Besucherfreundlicher wire.

Deckungsvorschlag:

Da diese Verwaltungspriifung und Analyse mit eigenen Kriften der Stadtverwaltung
durchgefiihrt werden kann, ist ein Deckungsvorschlag verzichtbar.

Mit freyfdlichen GriiRen




hvﬂmﬁ
Al
|\|||I|||II|||

STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER ‘

Beschlusslauf

TOP

Datum

Verwaltungsvorlage offentlich 08.08.2014

Betreff

Aufhebung der Sperrung der SchmidtstralRe fir den landwirtschaftlichen Verkehr;
hier: Eingabe Nr. 11/2014 vom SPD-Distrikt Elten

26.08.2014 05 -16 0081/2014 Ausschuss fiur Stadtentwicklung

30.09.2014 05 -16 0081/2014 Ausschuss fiur Stadtentwicklung
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STADT EMMERICH AM RHEIN
DER BURGERMEISTER ‘

Top
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0081/2014 16.09.2014

Betreff

Aufhebung der Sperrung der SchmidtstralRe fir den landwirtschaftlichen Verkehr;
hier: Eingabe Nr. 11/2014 vom SPD-Distrikt Elten

Beratungsfolge

Ausschuss fur Stadtentwicklung 26.08.2014

Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Beschlussvorschlag
Der Ausschuss nimmt die Ausfiihrung der Verwaltung zur Kenntnis und lehnt eine

Einschrankung der Sperrung der Schmidtstral3e fir landwirtschaftliche Fahrzeuge tber 3,5 to
ab.
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Sachdarstellung :

o Historie

Bereits seit Jahren stand beziiglich des Verkehrsaufkommens im Ortskern Elten eine
Diskussion zwischen der Stadt Emmerich am Rhein und dem Landesbetrieb StralRenbau
NRW im Raum.

Von Seiten der Stadt Emmerich a. Rh. wurde das hohe tagl. Verkehrsaufkommen in der
Schmidtstral3e (ca. 6.500 Kfz einschl. 160 Lkw) angefuhrt und Abhilfe eingefordert, von
Seiten des Landesbetriebes wurde als Stralenbaulasttragerin auf die Klassifizierung der
Strafl3e und die Bedeutung im Netz, sowie die VerhaltnismaRigkeit verwiesen. Die aktuelle
Gesetzeslage sieht keine Sperrungen fir bestimmte Verkehrsarten einer Landesstral3e vor,
da dies einer Entwidmung entsprechen wurde.

Die Auffassung des Landesbetriebes Stral3enbau wurde von der Bezirksregierung
Dusseldorf als Obere Verkehrsbehorde unterstiitzt.

Ab 2010 werden durch das LANUV (Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz) in
der Schmidtstraf3e Luftimmissionen (Feinstaub und Stickstoffdioxid NO,) gemessen.

Diese Messungen ergaben fur den Parameter Feinstaub eine Uberschreitung des zulassigen
Tageswertes von 50 pg/m3 an 34 Tagen. Die max. zulassige Anzahl von 35 Tagen wurde
nicht erreicht, es lag somit keine Grenzwerttiberschreitung vor.

Fur den Parameter Stickstoffoxid NO, wiesen die Messungen in 2011/2012 jedoch
anhaltende Uberschreitungen des zulassigen Jahresgrenzwertes vom 40 pg/m3 auf.

Hieraus ergab sich ein gesetzlich verankerter Handlungsbedarf zum Schutze der
Bevolkerung.

Nach rechtlicher Prifung durch das MWEBWY (Ministerium fur Wirtschaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr NRW) und Abwéagung verschiedener Losungsmaglichkeiten wurde die
sog. ,Kleine Lésung® favorisiert. Diese beinhaltet die voriibergehende Sperrung der
SchmidtstraBe (L472) fur Lkw tber 3,5 to unter Beibehaltung der Immissionsmessungen.
Nach Berechnungen des LANUV wird mit dieser Mal3nahme die Einhaltung des NO,-
Grenzwertes erreicht.

Auf die Erstellung eines Luftreinhalteplanes (LRP) wurde in Abstimmung mit dem MKULNV
(Ministerium fir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW)
verzichtet. Die Sperrung der Schmidtstrafl3e wird als planunabhéngige Malinahme gewertet,
da sie als EinzelmaRRnahme zeitlich naher umzusetzen ist.

Im Zuge der Abwagungen wurde ebenfalls die aus der Sperrung heraus groRraumige
resultierende Umleitungsstrecke untersucht. Diese ergab, dass die gesamte Strecke auf
niederlandischem Hoheitsgebiet Uber die N812, N336 und N811 durch Lkw zu befahren ist
und Uber getrennte Nebenanlagen verfugt. Durchfahrtsbeschréankungen fur Lkw bestehen
nicht.

Die betroffenen niederlandischen Gemeinden Rijnwaarden, Zevenaar sowie die Provinz
Gelderland und Rijkswaterstaat wurden Uber die Luftreinhalteplanung zum Schutz der
Eltener Bevolkerung informiert.

Die Beschilderung der Sperrung wurde durch die Stadt Emmerich am Rhein als
StralRenverkehrsbehdrde angeordnet und durch den Landesbetrieb Stralenbau NRW als
StralRenbaulasttragerin auf der Landesstral3e und der Autobahn errichtet.

Die Umsetzung der Beschilderung fand zum 31.07.2013 statt.

o Rechtslage

Die Sperrung der Schmidtstral3e begrindet sich auf der Tatsache, dass die dort
gemessenen Stickoxide NO, einen Grenzwert tberschritten haben.
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Dies bedingt zwingend Mafinahmen zum Schutz der Bevolkerung der Schmidtstrafie vor
Abgasen nach 845 Abs. 1 Nr. 3 StVO und 840 des Bundesimmissionsschutzgesetzes
BImSchG. Zum Schutz der Gesundheit der Bevolkerung wurde in diesem Fall, wie o.a.,
durch die Bezirksregierung Dusseldorf in Abstimmung mit den zustandigen
Landesministerien eine ,Luftreinhalteplanung® aufgestellt, die die Sperrung der
Schmidtstraf3e fur Lkw Uber 3,5 t beinhaltet.

Diese Sperrung ist strikt zu handhaben.

Es erhalten nur die Lkw eine Ausnahmegenehmigung nach 846 StVO, die direkte Bring- und
Holdienste in der SchmidtstraRe begriinden kénnen, wie z.B. Ol oder Kohleanlieferung. Dies
auch nur fur die jeweilige Fahrt.

Fur alle anderen Fahrten gilt die Sperrung. Umleitungen sind tber die Autobahn sowie, fir
dort nicht zugelassene Kfz, Giber das innerértliche Netz mdglich.

o Klage

Diese Entscheidung zum Schutz der Bevolkerung wurde bereits von einem betroffenen
Landwirt vor dem Verwaltungsgericht Dusseldorf beklagt. Als Ergebnis dieser Klage kann
festgehalten werden, dass der entsprechende Eilantrag des Klagers abgelehnt wurde.
Die eigentliche Klage wurde, aufgrund einer absehbaren Ablehnung, zuriickgenommen.

o Sicherheit

Entsprechend der Stralenverkehrsordnung werden vor der Anordnung verkehrsrechtlicher
Mafinahmen nach §45 StVO, deren verkehrliche Auswirkungen auch unter dem Aspekt der
Sicherheit betrachtet, hierzu wurde u.a. die Kreispolizeibehtrde gehort.

Bei dieser Betrachtung ist sowohl die groRraumigen als auch die innerértlichen Umfahrungen
untersucht worden.

- Die groiraumige Umfahrung der Schmidtstral3e verlauft Uber die Niederlande, dies
ausschlieBBlich Uber klassifizierte Stral3e. Eine Gefahrenlage besteht hier somit nicht.

- Die innerdrtliche Umfahrung fur betroffene Landwirte und Fahrzeuge Uber 3,5 to, die
nicht fir Autobahnen zugelassen sind, verlauft iber NebenstraRen der Schmidtstralie.
Diese sind ausschlieR3lich mit einer Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h belegt,
Ubersichtlich und gut einsehbar.

Eine Gefahrenlage ist, auch nach Abstimmung mit der Polizei, nicht vorhanden. Dies
schlie3t auch den Bereich des Familienzentrums St. Martinus/Kindergarten mit ein.
Unféalle und auch Gefahrensituationen sind nicht bekannt.

o Reslimee

Die Stadt Emmerich sieht keine Notwendigkeit die Sperrung der Schmidtstralle
einzuschranken und fur landwirtschaftliche Verkehre Uiber 3,5 to freizugeben.
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Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRBnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.3.

Johannes Diks
Burgermeister

Anlage/n:
Anlage zu Vorlage 05-16 0081
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Stadt Emmerich am Rhein |

Der Blrgermeister
SPD- Distrikt Emmerich, den 13.6.2014
Elten g
/fl/’i f(ki

\

T
Antrag an den Rat der Stadt Emmerich = 2

%)

Sehr geehrter Herr Bilirgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren des Rates,

der SPD- Distrikt Elten stellt folgenden Antrag:

Der Rat beauftragt die Verwaltung, alle notwendigen Schritte zu unternehmen,
um zu erreichen, dass die Sperrung der SchmidtstralRe in Elten fiir den
landwirtschaftlichen Verkehr wieder aufgehoben wird.

Begriindung:

Die jetzt gliltige Regelung zwingt die Landwirte, liber andere innerértliche
StraBen auszuweichen. Diese eignen sich jedoch nur bedingt fur die oft sehr
groRen und breiten Fahrzeuge und Maschinen. Dabei werden die Bewohner
dieser Strallen und die Kinder des Eltener Martinus-Kindergarten
unnotigerweise in Gefahr gebracht. Ein Ortstermin wiirde lhnen, sehr geehrte
Damen und Herren, das sofort deutlich machen.

Fiir die SPD-Elten

Hans-Jorgen Wernicke
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TOP
Vorlagen-Nr. Datum
05-16
Verwaltungsvorlage offentlich 0116/2014 09.09.2014
Betreff
Verbesserung der Verkehrssituation in Dornick;
hier: Eingabe Nr. 18/2014 von Dornicker Blrgern
Beratungsfolge
Ausschuss fur Stadtentwicklung 30.09.2014

Kenntnisnahme(kein Beschluss)

Der Ausschuss nimmt die Ausfiihrung der Verwaltung zur Kenntnis.

05-16 0116/2014
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Sachdarstellung :

In der Sitzung des Rates der Stadt Emmerich am Rhein am 16.09.2014 wurde der
beiliegende Blrgerantrag behandelt und an den Ausschuss fur Stadtentwicklung verwiesen.
Teil dieses Antrages ist sowohl die Bitte Teile Dornicks als 30 km/h-Zone auszuweisen,
sowie verschiedene andere verkehrssichernde Maf3nahme durchzufuhren.

Verkehrsschau

Mit Datum vom 07.08.2014 hat die Stadt Emmerich am Rhein als Stral3enverkehrsbehdrde
zu einer, durch die Stral3enverkehrsordnung vorgeschriebenen, Verkehrsschau eingeladen.
Diese fand am 03.09.2014 statt. Thema dieser Verkehrsschau war der Ortsteil Dornick.

Der Ortsteil wurde gemeinsam mit Vertretern der Kreispolizeibehérde, der 6rtlichen
Polizeistation sowie der Kommunalbetriebe und der Fachbereiche 5 und 6 befahren. Der
Vertreter des Stral3enverkehrsamtes hatte sich krankheitsbedingt abgemeldet.

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass u.a. eine 30 km/h-Zone entlang der
Deichstral3e / Dornicker Stral3e ausgewiesen wird.

Des Weiteren wurden verschiedene Verkehrszeichen entfernt, sowie die Schildersituation im
Bereich des Sportplatzes Ubersichtlicher gestaltet.

Burgerantrag

Im vorliegenden Antrag verschiedener Dornicker Burger, vertreten durch Frau S. Franken,
wurden verschiedene Mal3Bhahmen zur Steigerung der Verkehrssicherheit in Dornick
vorgeschlagen.

Diese sind wie folgt zu beantworten:

o 30 km/h-Zone
- Anlasslich der o0.g. Verkehrsschau wurde beschlossen, den Bereich der
Dornicker Straf3e / Dorfstraf3e als 30 km/h-Zone auszuweisen.
Die Zone ist dem beiliegenden Ubersichtsplan zu entnehmen.

o Schlechte StraRenbeleuchtung
- Die Stadt Emmerich wird sich diesbezuglich mit den Stadtwerken Emmerich in
Verbindung setzen und um Uberprifung der Beleuchtungsanlage bitten.

o Nicht befahrbare Bankette
- Die Kommunalbetriebe Emmerich planen in 2015 entlang der Dorfstral3e und
Dornicker Stral’e Rasengittersteine als Bankettbefestigung einzubauen.

o Bolzplatz / Spielplatz
- Am 04.09.2014 fand die jahrliche Begehung der Spielplatze durch die
Spielplatzkommission statt. Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die
sichtbehindernde Hecke in der H6he reduziert wird.

o Aufpflasterungen / Drempel

- Auf entsprechende Einbauten sollte begriindet durch die Beeintrachtigung der
Rettungsdienste verzichtet werden.
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o Zusatzliche Beschilderung
- Eine zuséatzliche Beschilderung zur 30 km/h-Zone sieht die
StralRenverkehrsordnung nur in Ausnahmefallen/besonderen Gefahrenlagen vor.
Diese sind hier nicht zu erkennen; eine Beschilderung ist somit nicht notwendig.

Die Umsetzung der aufgefiuihrten Maf3nahmen wird, ausschlie3lich des Einbaus der
Rasengittersteine, in 2014 stattfinden.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Mallnahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.
Leitbild :

Die Mallnahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 3.3.

Johannes Diks
Blrgermeister

Anlage/n:
05-16 0104 2014 A 1 Eingabe Nr. 18 2014 von Dornicker Birgern
05 16 0116 2014 Verkehrssituation
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Rat der Stadt Emmerich Stag;mB?rerlch im Rhein "
z.H. Herrn Johannes Diks germeister
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Antrag an den Rat

Verbesserung der Verkehrssituation in Dornick

Sehr geehrter Herr Biirgermeister Diks!

Schon seit langem beobachten die Anwohner von Dornick mit Sorge die problematische

Verkehrssituation in Dornick.
Viele Autofahrer fahren im Bereich DorfstraBe / Dornicker StraBe / Pionierstrafle mit unangemessen

hohem Tempo und missachten hdufig auch die rechts vor links — Regelung.
Dadurch kommt es immer wieder zu gefihrlichen Situationen fiir FuBganger und Radfahrer.

Gerade in der heutigen Zeit, in der auch die landwirtschaftlichen Maschinen und Gerédte immer
grofer werden und die ganze Straflenbreite benutzen mussen, haben diese auf die
Verkehrsteilnehmer eine bedngstigende und verunsichernde Wirkung.

Dariiber hinaus gibt es besondere Gefahrenpunkte, die die Sicherheit aller hier Wohnenden.

besonders aber der Kinder, stark geféhrden.
Daher sind auch gerade junge Familien, deren Grundstiicke direkt an der Strafie liegen. beunruhigt

und in groBer Sorge um die Sicherheit ihrer Kinder.

Wir fordern verkehrsberuhigende MaBnahmen, wie sie in anderen Ortsteilen bereits erfolgt sind, um

die Sicherheit in Dornick zu verbessemn.
Natiirlich muss dieses auch unter den Gesichtspunkten erfolgen, dass auch weiterhin die
landwirtschaftlichen Maschinen und Gerite die Straflen nutzen kénnen und miissen.

Wir bitten, dieses Biirgerbegehren in der néchsten Ratssitzung zu behandeln.

Mit freundlichem Gruf3
C e
die Domjcker Biirger




Gefahrenpunkte und Ideen zur Verkehrsberuhigung und Sicherheit

Gefahrenpunkte
Dorfstralie:

~u hohe Geschwindigkeit vom Deich aus, die runter mit in den Ortskern genommen wird
Missachtung rechts-vor links-Regelung vom Ortskern in Fahrtrichtung Deich (Kreuzung

Lange Str. / Dorfstrafie)

schlechte StraRenbeleuchtung / mittig der DorfstraBle, es entstehen ,,schwarze Locher®, in
denen FuBginger und Radfahrer nicht erkennbar sind und fiir den Autofahrer verschwinden
Zugang Bolzplatz und Spielplatz von der DorfstraRe aus, schlecht einsehbar, kein
Hinweisschild

Bankette nach Regen und durch {Iberfahren mit schweren Maschinen einige Zentimeter
tiefer als der StraBenbelag, sehr matschig, kann bei Radfahrern zu massiven Stiirzen

kommen
viele Grundstiicke junger Familien mit Kindern liegen unmittelbar an der Straf3e
Niederrhein-Destille und Dorfschinke als Ausflugsziel fiir FuBgénger und Radfahrer

Ideen:

Tempo 30
elektronische Geschwindigkeitstafel (roter / griiner Smiley)
Aufstellung von Laternen
Aufstellen Schild ,,Vorsicht spielende Kinder*
. Befestigung / Auffiillen der Banketten
% (—\ULQ)Q(/O\\)KMS ( D l‘(mp(ﬂ,

Gefahrenpunkte
Dornicker Strafle:

hohe Geschwindigkeit wird vom Sportplatz Vrasselt kommend nach rechts mit auf die
Dornicker Strale mitgenommen

Missachtung rechts-vor-links-Regelung, nicht einsehbare Einmiindungen Kamphofstralie,
JupiterstraBe, Uranusstral3e

Schulbushaltestellen / Schulweg

viele Grundstiicke junger Familien mit Kindern liegen unmittelbar an der Straf3e
unbefestigte Banketten

Ideen:
Tempo 30

Aufstellen Schild Vorsicht spielende Kinder
Befestigung der Banketten
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	Anlage 7 zu Vorlage 05-16 0110 Entwurfsbegruendung  05 - 16 0110/2014
	Anlage 8 zu Vorlage 05-16 0110 Artenschutzpruefung  05 - 16 0110/2014

	TOP Ö  6 Bebauungsplanverfahren E 18/9 - neu - Rheinpromenade/Steinstraße -;
	Vorlage  05 - 16 0111/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0111 Uebersichtskarte  05 - 16 0111/2014
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0111 Verfahrensgebietsabgrenzung  05 - 16 0111/2014
	Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0111 Luftbild  05 - 16 0111/2014
	Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0111 Bestehender Bebauungsplan  05 - 16 0111/2014
	Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0111 Bebauungsplanvorentwurf  05 - 16 0111/2014
	Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0111 FNP-Berichtigung  05 - 16 0111/2014

	TOP Ö  7 Bebauungsplanverfahren "Vergnügungsstättenausschluss Steinstraße";
	Vorlage  05 - 16 0112/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0112 Verfahrensgebietsabgrenzung  05 - 16 0112/2014

	TOP Ö  8 Bebauungsplanverfahren H 14/5 - Heuweg - ;
	Vorlage  05 - 16 0113/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0113 Uebersichtsplan  05 - 16 0113/2014
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0113 Verfahrensgebietsabgrenzung  05 - 16 0113/2014
	Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0113 Luftbild  05 - 16 0113/2014
	Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0113 Bestehende Bebauungsplaene  05 - 16 0113/2014
	Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0113 Bebauungsplanvorentwurf  05 - 16 0113/2014

	TOP Ö  9 Bebauungsplanverfahren EL 11/1 - Bergstraße / Südost -;
	Vorlage  05 - 16 0128/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0128 Uebersichtsplan  05 - 16 0128/2014
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0128 Verfahrensgebietsabgrenzung  05 - 16 0128/2014
	Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0128 Luftbild  05 - 16 0128/2014
	Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0128 Vorhabenlageplan  05 - 16 0128/2014
	Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0128 Vorhabenansicht  05 - 16 0128/2014
	Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0128 Bebauungsplanvorentwurf  05 - 16 0128/2014

	TOP Ö  10 8. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. P 3/1 - Raiffeisenstraße / Nord -;
	Vorlage  05 - 16 0123/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0123 Uebersichtsplan  05 - 16 0123/2014
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0123 Bplan-Auszug  05 - 16 0123/2014
	Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0123 Bplan-Entwurf  05 - 16 0123/2014
	Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0123 Entwurfsbegründung  05 - 16 0123/2014

	TOP Ö  11 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 8/2 - Budberger Straße - (Teil 2);
	Vorlage  05 - 16 0124/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0124 Übersichtsplan  05 - 16 0124/2014
	Anlage 2 zu Vorlage 05-16 0124 B-Plan N 8-2  05 - 16 0124/2014
	Anlage 3 zu Vorlage 05-16 0124 Legende B-Plan N 8-2  05 - 16 0124/2014
	Anlage 4 zu Vorlage 05-16 0124 Beiplan B-Plan N 8-2  05 - 16 0124/2014
	Anlage 5 zu Vorlage 05-16 0124 Textl Festsetz B-Plan N 8-2  05 - 16 0124/2014
	Anlage 6 zu Vorlage 05-16 0124 Begründung B-Plan N 8-2  05 - 16 0124/2014

	TOP Ö  12 Errichtung eines Windschutzes Rheinpromenade 15, Restaurant "Rheinblick"
	Vorlage  05 - 16 0127/2014
	Anlage 1 zu Vorlage 05-16 0127  05 - 16 0127/2014

	TOP Ö  13 Überprüfung gebührenpflichtiges Parken in Emmerich am Rhein;
	Vorlage  05 - 16 0125/2014
	Anlage zu Vorlage 05-16 0125 Antrag BGE  05 - 16 0125/2014

	TOP Ö  14 Aufhebung der Sperrung der Schmidtstraße für den landwirtschaftlichen Verkehr;
	Beschlusslauf  05 - 16 0081/2014
	Vorlage  05 - 16 0081/2014
	Anlage zu Vorlage 05-16 0081  05 - 16 0081/2014

	TOP Ö  15 Verbesserung der Verkehrssituation in Dornick;
	Vorlage  05 - 16 0116/2014
	05 - 16 0104 2014 A 1 Eingabe Nr. 18 2014 von Dornicker Bürgern  05 - 16 0116/2014
	05 16 0116 2014 Verkehrssituation  05 - 16 0116/2014





